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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Präsident Heinz Hufnagl: Ich bitte die Damen und Herren Abgeordneten, langsam die Plätze einzunehmen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich darf sie am vierten und letzten Tag unserer intensiven Sitzungswoche recht herzlich hier im Sitzungssaal des Wiener Gemeinderates und Landtages willkommen heißen und die 26. Sitzung des Wiener Landtags damit für eröffnet erklären.

Ein besonderer Willkommensgruß gilt auch den Damen und Herren von der „Siemens Informationstechnologie“ (Zehn Personen haben auf der Besuchergalerie Platz genommen.), die sich in einer sehr, sehr schwierigen Lage in ihrer Existenz und Abwehrung der Bedrohnisse befinden. Ich darf Ihnen hier schon die grundsätzliche Akzeptanz Ihrer Bemühungen und die Solidarität des Wiener Landtages zum Ausdruck bringen. Seien Sie herzlich begrüßt! (Beifall bei SPÖ, FPÖ und GRÜNEN.) 

Wir werden dann in weiterer Folge auch noch einige Schulklassen begrüßen können, sodass die heutige Sitzung des Wiener Landtages wirklich einer breiten Wiener Öffentlichkeit auch miterlebbar gemacht wird.

Entschuldigt ist der Abg Dkfm Dr Aichinger bis 11 Uhr und der Abg Strobl bis 14 Uhr.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP - 01248-2009/0001 - KVP/LM) wurde von Herrn Abg Dr Wolfgang Aigner gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Wie viele Fälle des unentschuldigten längeren Fernbleibens vom Unterricht schulpflichtiger Kinder sind der Wiener Jugendwohlfahrt im Rahmen ihrer Tätigkeit 2008 bekannt geworden?) 
Ich bitte Herrn StR Oxonitsch um die Beantwortung. Bitte sehr.

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich beantworte Ihre Frage sehr gerne, wenngleich ich feststellen muss, ich weiß nicht, ob es vielleicht ein internes Kommunikationsproblem ist oder ein wenig Mangel an Kreativität in der Fragestunde, weil ich schon darauf verweisen möchte, dass am 20. April ja eine entsprechende Anfragebeantwortung an Ihre Kollegin auch bereits ergangen ist. Aber es ist durchaus vielleicht eine Information, die zwar schriftlich immer auch an alle ergeht, aber vielleicht auch hier noch ein wenig erörtert werden kann.

Zu Ihrer Frage. Die MAG ELF führte im Jahr 2008 insgesamt 11 312 Abklärungsverfahren zur Gefährdungseinschätzung von Kindern und Jugendlichen in Wien durch und erst wenn die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter der MAG ELF von einer vermuteten Gefährdung eines Kindes erfahren oder diese auch selbst wahrnehmen, können sie zur Sicherung des Kindeswohls entsprechend aktiv werden. Die SozialarbeiterInnen sind in ihrer Kernaufgabe Kinderschutz auf diese Meldungen letztendlich angewiesen. Wichtige Kooperationspartner sind hier selbstverständlich Lehrerinnen und Lehrer, die Schulbehörde, die Polizei, aber selbstverständlich auch oftmals Familienangehörige, Freunde und Nachbarn von betroffenen Kindern. 19 Prozent der insgesamten Gefährdungsmeldungen an das Jugendamt erfolgten durch die Schule, durch LehrerInnen oder auch DirektorInnen. Die Gründe, warum Schulen der MAG ELF eine vermutete Gefährdung melden, sind sehr unterschiedlich. Das können sehr auffällige Verhaltensänderungen sein, ein starker Leistungsabfall, vermutete oder eindeutige Misshandlungsspuren und selbstverständlich auch unentschuldigtes längeres Fernbleiben. Allerdings führt die MAG ELF selbst in der Abteilung keine gesonderte Statistik zum unentschuldigten Fernbleiben.

Wenn Schulen einen Strafantrag wegen Verletzung der Schulpflicht an die Magistratischen Bezirksämter stellen, dann werden bei Bedarf auch Stellungnahmen der MAG ELF eingeholt und im Zuge solcher Anfragen nehmen die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter dann mit den Kindern und deren Familien entsprechenden Kontakt auf.

Im Jahr 2008 erreichten die MAG ELF 1 133 solcher Anzeigen, in 855 dieser Fälle kam es zu einem entsprechenden Verwaltungsstrafverfahren. Die Kooperation der MAG ELF mit der Schule beruht ja auf § 37 Bundesjugendwohlfahrtsgesetz in der Fassung aus dem Jahr 2007, aber auch auf § 48 des Schulunterrichtsgesetzes und nicht zuletzt auf § 11 des Wiener Jugendwohlfahrtsgesetzes.

Neben dem regelmäßigen Austausch mit VertreterInnen des Stadtschulrats im Rahmen der Psychosozialen Kommission findet die Zusammenarbeit mit den Schulen in Form von regelmäßigen Besprechungen auf regionaler Ebene statt. Es gibt auch die entsprechenden Vorträge von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der MAG ELF im Rahmen der Lehrerfortbildung, um speziell auch für diesen Fall immer zu sensibilisieren, nicht nur bei unentschuldigtem Fernbleiben. Das ist ein Indiz. Aber es gibt eben viele andere Dinge, die ich zuerst schon angeführt habe, Verhaltensänderungen, wo hier die MAG ELF von sich aus auch versucht, die Pädagoginnen und Pädagogen im Schulbereich letztendlich zu sensibilisieren, weil das natürlich immer ein ganz wichtiger Hinweis für ein Tätigwerden der Jugendwohlfahrt ist.

Um eine gute Zusammenarbeit zu ermöglichen, wurde seitens der MAG ELF auch die Schulmappe entwickelt, die alle wesentlichen Fragen der Kooperation bei Gefährdungsabklärungen zusammenfasst und die den Lehrerinnen und Lehrern für solche Fälle als Leitfaden dienen soll.

Schwerpunkt der Kooperation der Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter der MAG ELF mit den Schulen liegt im Kinderschutz und konzentriert sich auf Meldungen der Schulen, wenn Gefährdungen des Kindes vermutet werden. Im Falle dieser Gefährdungsmeldungen der Schule leitet die zuständige Regionalstelle „Soziale Arbeit mit Familien“ umgehend ein entsprechendes Abklärungsverfahren ein. Es muss ja einfach überprüft werden, ob Kinder und Jugendliche vernachlässigt werden beziehungsweise auch von körperlicher oder physischer oder sexueller Gewalt bedroht sind. Für diese Einschätzung der akuten Gefährdung und unmittelbar notwendiger Intervention, die zum Glück nicht immer der Fall ist, aber selbstverständlich auch sehr oft der Fall ist, gibt es hier auch in Wien ein entsprechendes Vier-Augen-Prinzip. Das ist bei uns ja auch Standard. Dies bedeutet, dass die ersten Erhebungen von zwei SozialarbeiterInnen gemeinsam geführt werden, um hier auch eine entsprechende gegenseitige Absicherung zu haben. Alle weiteren zu setzenden Maßnahmen erfolgen in Absprache mit der leitenden Sozialarbeiterin.

Die Kontaktaufnahme mit Kindern und Jugendlichen erfolgt häufig vor Ort direkt in der Schule. Bei häufigen Schulabsenzen der Kinder gehen die SozialarbeiterInnen der Sache nach, laden die Eltern und Kinder ein oder machen auch entsprechend Hausbesuche, wenn eine Kontaktaufnahme sich schwierig erweist, um sich vor Ort auch ein entsprechendes Bild vom Umfeld des Kindes machen zu können.

Je nach Schweregrad des Gefährdungsaspekts und der vorliegenden Problematik steht den Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern eine unterschiedliche Palette von Ressourcen zur Verfügung, die sie zuschalten, um die Gefährdung des Kindes oder Jugendlichen zu beenden und eine Stabilisierung und Konsolidierung der Situation auch entsprechend herbeizuführen. Solche Unterstützungen erfolgen einerseits ambulant durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von „Mobile Arbeit mit Familien“ der MAG ELF, die intensive Förderarbeit direkt in den Familien leisten, und dann durch die Psychologinnen und Psychologen der MAG ELF. Dieses Leistungsangebot der Psychologinnen und Psychologen beinhaltet insbesondere auch eine klinisch psychologische Diagnostik, psychologische Stellungnahmen und Befunde, psychologische Behandlungen auch, Konfliktmanagement gerade auch sehr oft wesentlich in schwierigen Familiensituationen und auch eine entsprechende Krisenintervention in den Familien.

Darüber hinaus haben wir für solche Fälle auch ein Übereinkommen mit dem Institut für Erziehungshilfe, das jetzt von der Österreichischen Gesellschaft für psychische Hygiene geführt wird. An den fünf Standorten in fünf verschiedenen Bezirken des Instituts leistet dieses einen sehr wesentlichen Beitrag zur tiefenpsychologisch orientierten Kindertherapie mit therapiebegleitender Beratung für Eltern. Ein Schwerpunkt wird dabei vor allem auf die Versorgung finanziell schwächerer Familien gelegt.

Es ließe sich noch viel anführen. Ich glaube, Sie können das auch bei der entsprechenden schriftlichen Beantwortung nachlesen, die erst eineinhalb Monate her ist. Also insoferne kommen wir vielleicht dann zu den Zusatzfragen und ich stehe Ihnen dafür gerne zur Verfügung.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 1. Zusatzfrage stellt der Herr Abg Dr Aigner. Ich bitte darum.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Zuerst guten Morgen, Herr Stadtrat!

Vielen Dank für die Beantwortung. Ich darf vorausschicken, dass uns diese mündliche Anfrage nicht passiert ist, sondern dass wir sie basierend auf Ihrer Beantwortung unserer schriftlichen Anfrage ganz bewusst gestellt haben, damit wir die Möglichkeiten haben, hier einerseits das Thema noch aufs Tablett zu bringen und andererseits noch einige Zusatzfragen zu stellen. Also es war kein Kommunikationsproblem.

In Ihrer Anfragebeantwortung haben Sie uns dargelegt, dass die genauen Ursachen für das Nichterscheinen im Schulunterricht vielfältiger Natur sind und nicht näher erhoben werden. 

Halten Sie es für sinnvoll und würden Sie sich dafür einsetzen, das vorhandene Material auch in dem Sinn statistisch auszuwerten, um möglicherweise auch entsprechende Muster zu erkennen, warum Kinder und Jugendliche dem Unterricht fern bleiben und das dann als weiteres Datenmaterial für die gezielte Betreuung durch die MitarbeiterInnen der MA 11 heranziehen zu können?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ich denke, dass gerade bei derartigen Meldungen eine sehr breite, individuell sehr, sehr, sehr unterschiedliche Ursachenforschung notwendig ist, die einerseits auch seitens der Schulbehörde durch Kontaktaufnahme geleistet und gemacht wird, vor allem aber natürlich durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MAG ELF. Mein Problem dabei ist, es würde hier zu sehr vereinfachenden Simplifizierungen in solchen Dingen kommen. Das heißt, ich finde den Weg, den wir hier einschlagen, nämlich durchaus auch der individuellen Ursachenforschung, der individuellen Betreuung für den wesentlichen Schritt, auch den wesentlichen Schritt der Arbeit vor Ort. Die Schubladisierung dann in einzelne Kategorien ist sicherlich möglich und machbar, gar keine Frage. Ich glaube, dass sie allerdings eine nicht wirklich große Hilfe ist, denn die Ursachen sind ja sehr unterschiedlich. Sie liegen einerseits in familiären Situationen sehr, sehr unmittelbar, sie liegen natürlich auch bei vielen Jugendlichen in ihrem Entwicklungsbereich, wo man jetzt da nicht immer sagen kann, da Familie, dort, wo Familien vielfach auch überfordert sind. Das heißt, es werden natürlich auch in der MAG ELF in den entsprechenden regionalen Besprechungen der Kolleginnen und Kollegen hier immer wieder diese Fälle und Tendenzen in irgendeiner Form diskutiert und besprochen, wo ist es notwendig, wo gibt es in einzelnen Bereichen möglicherweise zusätzlichen Handlungsbedarf. Aber so einfache Schubladisierungen und Katalogisierungen sind in diesem Bereich nicht immer hilfreich, auch wenn sie einfach klingen.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage kommt von der Frau Abg Hatzl. Ich bitte sie darum.

Abg Eva-Maria Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ich bin sehr froh, dass in der Fragestunde das Thema der Jugendwohlfahrt angesprochen wird. Ich finde, das Thema ist sehr wichtig und ich hätte dazu an Sie, Herr amtsführender Stadtrat, eine wichtige Frage für mich: 

Was sind die Leistungen und die Entwicklung der Jugendwohlfahrt in den letzten Jahren unseres Bundeslandes?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr StR Oxonitsch!

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ich denke, dass wir diese Bereiche, und wir haben ja auch gestern ein wenig schon darauf eingehen können, durchaus erörtern können. Ich denke, bei der Wiener Jugendwohlfahrt ist die personelle, aber letztendlich auch die finanzielle Ausstattung und vor allem auch die Angebotspalette in einem hervorragenden Zusammenspiel zwischen privaten Einrichtungen, mit denen wir Verträge haben, aber auch mit Eigenleistungen der Jugendwohlfahrt durchaus sehr gut aufgestellt. Gerade was auch das Reagieren auf neue Entwicklungen betrifft, sind hier die Kolleginnen und Kollegen im Bereich der MAG ELF immer sehr, sehr aufmerksam und bringen letztendlich auch immer neue Konzepte auf den Tisch, wo wir dann auch in der Lage sind, entsprechend zu reagieren. Ich denke, dass gerade im Bereich „Mobile Arbeit mit Familien“ hier hervorragende Arbeit geleistet wird und wir uns jetzt gerade auch - und ich habe gestern darauf hingewiesen - verständigt haben, hier in der Bedarfspersonalplanung einen Schritt weiterzugehen, um gemeinsam mit den Kolleginnen und Kollegen mit einem Institut eine entsprechende Personalbedarfsplanung für alle akzeptabel auf die Beine zu stellen. Vor allem aber - und das ist für mich natürlich wesentlich - ist immer wieder die Erweiterung auch des Betreuungsangebots gerade für Kinder und Jugendliche, zum Beispiel im Bereich des Ausbaues unserer Kriseninterventionszentren, ganz wichtig. Ich habe gestern darauf hinweisen können, dass wir zwei neue Wohngemeinschaften in Betrieb nehmen und im Herbst eine neue Krisenstelle eröffnen werden, weil hier einfach tatsächlich durch eine höhere Sensibilisierung - und ich glaube, man muss immer wieder darauf hinweisen, dass hier in erster Linie eine höhere Sensibilisierung der Menschen ist - es natürlich auch zu entsprechend vermehrten Gefährdungsmeldungen kommt. Ich glaube, dass der automatische Rückschluss, dass sich alles immer ganz dramatisch verschlimmert, nicht zulässig ist, sondern es in erster Linie vielfach Gott sei Dank so ist, dass die Menschen aufmerksamer geworden sind, rechtzeitig auf Gefährdungsmeldungen aufmerksam machen und hier die entsprechenden Abklärungsverfahren stattfinden können, sodass wir in der Angebotspalette von mobiler Arbeit, von unseren Eltern‑Kind‑Zentren, et cetera, ein sehr breites Spektrum in Wien leisten können. Ich möchte an dieser Stelle auch den Kolleginnen und Kollegen der MAG ELF sehr herzlich dafür danken. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Jung. Ich bitte darum.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Vorsitzender! Mir sind einige Fälle bekannt oder sehr viele Fälle bekannt, wo sich diese langen Abwesenheiten in Wirklichkeit auf relativ wenige Schüler, Gott sei Dank, beziehen. 

Deswegen meine Frage dahin gehend: Gibt es gewisse Kriterien, nach denen von einer so genannten langen Abwesenheit gesprochen wird oder eine Anzahl von Wiederholungsfällen oder nach welchen Kriterien wird hier vorgegangen? Sie haben ja gesagt, es wird an sich keine Statistik geführt. Und dann haben Sie von einer breiten Palette von Maßnahmen und Möglichkeiten gesprochen. Meine Zusatzfrage geht dahin. In welchem Bereich gelten die Maßnahmen? Was sind diese Maßnahmen, die hier gesetzt werden, um die Eltern, es sind meistens die Eltern, die dahinterstehen müssen, dazu zu bringen, die Kinder wieder in die Schule zu schicken?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ja, ich habe schon darauf hingewiesen, in erster Linie geht es hier um die Sensibilität auch vor Ort an den Schulen, hier entsprechende Gefährdungsmeldungen an die MAG ELF, in diesem Fall, zu liefern. Die Zahlen habe ich ja vorhin bereits genannt. Hier ist es nicht ein entsprechendes Kriterium. Natürlich werden auch immer, und die Lehrer stehen in einem ständigen Kontakt mit den Kindern, eben gerade auch in einem entsprechenden individuellen Zusammenhang immer Rückschlüsse gezogen. Wenn es hier dann entsprechend aus der gesamten Situation, die ja den Lehrerinnen und Lehrern, Pädagoginnen und Pädagogen vielfach bekannt ist, zu unterschiedlichsten Meldungen kommt, so hat das natürlich auch mit den Beobachtungen der Pädagoginnen und Pädagogen zu tun. Ich habe darauf hingewiesen: Erste Stufe das entsprechende Abklärungsverfahren, zweite Stufe dann im Bereich der Ressourcen der MAG ELF die entsprechende Angebotspalette. Hier geht es um Betreuung vor Ort. Es kommt aber natürlich auch bei Wahrnehmung von entsprechenden Gefährdungsmeldungen und dann bei entsprechendem Nachweis dieser, in einzelnen Fällen selbstverständlich, auch zur Übernahme der Betreuung des Kindes in unsere Einrichtungen, in die Wohngemeinschaften, in Krisenzentren, et cetera, wenn hier tatsächlich vor Ort in den Familien entsprechend tatsächliche Missstände geortet werden können. Das heißt, es geht einerseits um die ambulante Betreuung durch unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und andererseits, wenn dies tatsächlich notwendig sein sollte, auch um die Übernahme in die volle Erziehung, wenn tatsächlich unsere Kolleginnen und Kollegen feststellen, dass hier eine Sicherheit des Kindes vor Ort in der Familie nicht sichergestellt werden kann. Das Gespräch mit den Eltern steht hier selbstverständlich im Mittelpunkt mit all der Angebotspalette, die einfach notwendig ist. Ich habe schon gesagt, Konfliktmanagement, immer wieder ein sehr, sehr wesentlicher Bereich, geht aber auch hin bis zur entsprechenden Erziehungsberatung der Eltern. Das heißt, die Angebotspalette ist sehr, sehr vielfältig und reicht natürlich auch bis zu den gesamten psychologischen Betreuungen und Interventionen.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 4. Zusatzfrage stellt die Frau Abg Jerusalem. Ich bitte sie darum.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat, herzlichen Dank! Noch nie hat jemand mit so viel Engagement und Herz und wohlbegründet dafür argumentiert, dass wir in Wien ganz dringend Schulsozialarbeit brauchen, denn die Personengruppen, die Sie angeführt haben, nämlich die MitarbeiterInnen der MAG ELF und der Schulen, die Lehrerinnen und Lehrer, die sich da wirklich redlich abmühen und bei denen auch ich mich bedanke, sind ganz offensichtlich nicht überfordert mit der Art der Aufgabe, aber mit der großen Anzahl von Fällen und Schwierigkeiten, die Kinder und Jugendliche in Wien offensichtlich haben. Jetzt wird ja eine Untersuchung des Vereins Focus im 15. Bezirk durchgeführt. Sie müsste ja längst fertig sein, weil so groß ist der 15. Bezirk nicht, dass man da ja Monate über Monate den 15. Bezirk abgrasen kann, wenn man im Grunde eigentlich nur Sie fragen bräuchte, weil Sie selbst ganz genau wissen, warum man Schulsozialarbeit braucht.

Ich frage Sie daher: Ab wann und wo überall wird es demnächst Schulsozialarbeit geben?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ich finde ja diese Diskussion immer interessant, weil unter der Schulsozialarbeit ja jeder etwas anderes versteht. Es beginnt bei Konzepten, man kann sich das durchaus international anschauen. Es gibt dafür eigentlich auch keinen entsprechenden internationalen Standard. Es reicht dafür, weil man sagt, na ja, es soll halt an jeder Schule eine Stunde ein Sozialarbeiter entsprechend sitzen ähnlich wie der Schularzt, ein Kammerl, wenn ich ein Problem habe. Aber auch Konzepte werden natürlich immer wieder diskutiert, wenn man sagt, wenn die Schule ein Problem mit Kindern und Jugendlichen ortet, dann will ich eine Einrichtung haben, wo ich sage, da kann ich sie einmal hingeben, betreuen lassen, und wenn wieder alles in Ordnung ist, sollen sie zurück an die Schule kommen. Das heißt, was mir ganz, ganz wesentlich ist, ist gerade auch in der vor uns stehenden Diskussion, und das ist ein wesentlicher Bereich, der hier angesprochen wird, in welcher Form mit welchem Modell, mit welchen Konzepten das tatsächlich passieren sollte. Ich denke, dass gerade im Bereich der Schulen tatsächlich hier entsprechende Unterstützung in entsprechenden Situationen gegeben werden muss. Ich glaube aber, dass es durchaus auch ein Bestandteil im gesamten Schulsystem ist, letztendlich auch diese Arbeit zu leisten. Worum geht es da in erster Linie? Um durchaus auch entsprechende Vernetzungsarbeit, die jetzt über Gefährdungsmeldungen dann passiert, aber nicht vor Ort und institutionalisiert. Ich glaube, darin liegt auch gerade zum Beispiel im Bereich des angesprochenen „Focus“-Berichts ja durchaus eine der großen Aufgaben und Herausforderungen. Welche Angebotspaletten gibt es denn im 15. Bezirk? Wir alle kennen viele Einrichtungen, die wir haben, die hier wertvollen Beitrag für den Bereich der Schulsozialarbeit tatsächlich in der Vernetzungsarbeit auch leisten. Mir ist es wichtig, einmal mit all jenen oder auch von Seiten des „Focus“ - und das war ja auch der gemeinsame Auftrag - hier gemeinsam zu schauen, wie die Vernetzungsarbeit besser funktionieren kann, um dann tatsächlich ein Modell zu entwickeln, wo es nicht dazu kommt, dass da wieder ein Ping-Pong-Spiel passiert, meine ich nur von der Systematik her, raus aus der Schule, rein in die Schule, sondern die Kinder hier in eine Stelle zu geben, die mit der Schule als solches nichts zu tun hat, und ich sage einmal, gestriegelt und gekampelt sollen sie wieder zurückkommen. Ich glaube, dass hier Vernetzungsarbeit im Mittelpunkt steht. Das Ausnützen der Ressourcen, die wir haben, wir haben ja durchaus auch im Bereich des Stadtschulrats ein sehr engagiertes Team schon jetzt tätig, das den Schulen auch zur Verfügung steht, aber die vorhandenen Ressourcen zu nutzen, zu schauen, wo es Defizite in der entsprechenden Vernetzung gibt, um hier dann gemeinsam, und darum haben wir uns auch gerade mit dem 15. Bezirk - und ich glaube, wenn ich richtig informiert bin oder wenn ich es richtig im Kopf habe, sage ich ganz offen, dann ist ja die Untersuchung bereits an den 15. Bezirk ergangen und wir werden uns dann auch im Februar gemeinsam hier, ach im Februar, im September darüber einmal unterhalten, was wir eigentlich alle darunter verstehen. Jeder wirft ja mit dem Begriff herum und bei jedem Nachfragen kommen wir dann immer wieder auf unterschiedliche Konzepte. Ich glaube, es soll ein integriertes Modell, es soll ein integriertes System im Bereich der Schule tatsächlich sein, um hier die entsprechende gute Vernetzungsarbeit vor Ort sicherzustellen. Für alle die Aktionen bin ich durchaus nicht zu haben, wo man sagt, na setzen wir halt irgendwo einen hin und warten wir, dass die Lehrer und die Lehrerinnen uns dann die entsprechenden Kinder schicken. Ich glaube, dafür haben wir gute Voraussetzungen in der Stadt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Die fünfte und letzte Zusatzfrage stellt wieder der Abg Dr Aigner, bitte schön.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine zweite Zusatzfrage geht wieder zurück zu den legistischen Grundlagen. Es ist zur Zeit so, dass die Verletzung der Schulpflicht verwaltungsstrafrechtlich nicht sanktioniert wird. 

Könnten Sie sich vorstellen, dass es in solchen Fällen auch zu einer Einstellung oder teilweisen Reduktion sonstiger kinderbezogener Sozialleistungen kommen kann, als Anreiz dafür, auch seitens des Elternhauses hier für die Einhaltung der entsprechenden Bestimmungen Sorge zu tragen mit dem Vorteil, dass es nicht den Charakter einer Strafe hätte?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte Herr Stadtrat!

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ich verstehe nicht, warum es nicht den Charakter einer entsprechenden Strafe haben sollte, wenn es dann letztendlich gerade bei Familien in sehr, sehr schwierigen Situationen, sehr, sehr unterschiedlich, wie schon angeführt, und das reicht bis zu innerfamiliär schwersten Konflikten, die natürlich auch zu entsprechenden Entwicklungsproblemen des Kindes und Jugendlichen führen, zum Entzug von diversen Leistungen kommen soll. Ich denke, dass dieses Modell, das wir in dem Bereich haben, durchaus wesentlich darauf aufbaut, welche Unterstützungsmaßnahmen wir den Familien geben können, um möglicherweise im Einzelfall dann durch andere Maßnahmen, sage ich, die schwierige soziale Situation noch zu verschärfen, weil Familien hier durchaus auch im Einzelfall, und das kennen wir ja von Schuldnerberatungen und Ähnliches mehr, auf überhaupt nichts mehr reagieren. Das würde letztendlich meiner Meinung nach im Einzelfall durchaus noch zu einer Verschärfung der sozialen Situation führen. Das heißt, ich glaube, dass wir mit dem Bereich des Verwaltungsstrafrechts, vor allem aber mit dem Bereich der Abklärungsverfahren, der Intervention vor Ort, der Beratungsleistung und der Betreuungsleistung den richtigen Weg gehen.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön! Die 2. Frage (FSP - 02529-2009/0001 - KSP/LM) wurde von Herrn Abg Christian Hursky gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Wien ist, wie in vielen anderen Bereichen, die für die Lebensqualität der Menschen entscheidend sind, auch im Hinblick auf die Verkehrssicherheit auf den Straßen im europäischen Spitzenfeld. Eine Reduktion der Unfallzahlen von Seniorinnen und Senioren ist aber notwendig. Was gedenken Sie hier zu tun?) 

Bitte Herr StR Dipl-Ing Schicker um die Beantwortung!

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Danke, Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich bin froh darüber, dass es uns gelungen ist, die Verkehrssicherheit in Wien in den letzten Jahren deutlich anzuheben. Wir haben immerhin bei den Unfallzahlen, und zwar bei den Getöteten, deutliche Rückgänge, und das sind im Fünfjahresvergleich 40 Prozent. Das ist schon sehr deutlich auch im Vergleich dazu, wie das Österreich-weit aussieht, wo es leider nur zu 27 Prozent Reduktion gekommen ist. Sie kennen auch die internationalen Ziele, die es zur Reduktion von Verkehrsunfällen und zur Reduktion der Zahl der Getöteten bei Verkehrsunfällen gibt. Hier liegen wir im Spitzenfeld und im Vergleich mit anderen Großstädten ist es so, dass Berlin und Wien mit 16 verunfallten Getöteten, gerechnet auf 1 Million Einwohner, gemeinsam an der Spitze liegen. Das ist mir aber immer noch zu viel und wir haben deswegen sehr genau nachgeschaut, wo es Gruppen gibt, die von Verkehrsunfällen besonders betroffen sind. Dazu zählen einmal jene, die mit 15 Jahren mit dem Moped unterwegs sein können. Das war eine Einführung des damals freiheitlichen oder BZÖ-Verkehrsministers, die nicht sehr gut gewirkt hat. Es ist in allen Bundesländern so, dass es ohne Einschulung auf den Mopeds zu vermehrten Unfällen kommt. Daher bin ich froh, dass die Frau Bundesministerin Bures dieses Thema aufgegriffen hat und hier Schulungen verpflichtend vorgeschrieben worden sind.

Der zweite Bereich, wo wir feststellen können, dass es im Unfallgeschehen in dieser Stadt leider zu leichten Steigerungen gekommen ist, das sind die SeniorInnen. Wir wissen, dass Menschen, die etwas älter werden, Schwierigkeiten haben, manchmal mit der Motorik, sie hören etwas schlechter, sie sehen etwas schlechter, aber sie nehmen das selber noch nicht wahr. Genau hier setzen wir an. Wir versuchen daher mit Information, mit Beratung durch unsere Experten und durch die Wiener Polizei und mit präventiven baulichen Maßnahmen hier vorzubeugen. Information bedeutet, dass wir auf diesem Feld versuchen, mit SeniorInnenorganisationen, mit den Wohnhäusern für SeniorInnen und auch mit privaten Gruppen, die in dieser Altersgruppe liegen, Schulungen zu machen, um die Wahrnehmung der größeren Gefahren im Verkehr für ältere Menschen zu stärken und herauszuarbeiten, wo sie selber die Konfliktpunkte sehen, um Verbesserungen in baulicher Hinsicht oder auch zum Beispiel bei die Zeitschaltung bei den Ampeln zu erreichen. Gemeinsam mit der Polizei gehen wir auch in die SeniorInnenwohnhäuser und beraten dort intensiv, welche besondere Verhaltensregeln im Verkehr die Sicherheit für ältere Menschen erhöhen. Das ist sehr erfolgreich. Wir lernen selber dort sehr viel, weil man natürlich als jüngerer Mensch noch nicht so ganz genau weiß, wie es einem dann als Älterem geht und wo die Ängste von älteren Menschen im Straßenverkehr liegen. 

Was die baulichen Maßnahmen betrifft, so versuchen wir gemeinsam mit den Bezirken, die dabei die größte Verantwortung haben, zum Beispiel Gehsteige rechtzeitig zu sanieren, damit dort keine Löcher, keine Gruben, kein Stolperkanten sind. Wir versuchen auch dort, wo breite Straßen sind, durch Querungshilfen, sprich, durch Mittelinseln die Distanzen zu verkürzen, sodass man sich noch einmal ausrasten kann, bevor man den nächsten Schritt über die andere Fahrbahn macht. 

Bei den Kreuzungen, da sind fraglos sehr viele dabei, wo ältere Menschen sich sehr unsicher fühlen. Diese Unsicherheit versuchen wir dadurch zu beseitigen, dass wir eben genauer informieren. Viele glauben, dass, wenn die Ampel für Fußgänger auf Rot springt, sie schon von der Fahrbahn sein müssen, was nicht stimmt, da gibt es noch die Räumzeit. Grün bedeutet ja nur, dass man noch auf die Fahrbahn steigen darf. Wenn man schon drauf ist, dann soll man weitergehen. Auch bei den Lichtsignalanlagen, Sie wissen ja, beim Masterplan Verkehr ist verankert, dass wir von 1,2 m Gehgeschwindigkeit pro Sekunde herunter kommen wollen auf 1 m pro Sekunde. Hier sind wir sehr erfolgreich, das erleichtert es den SeniorInnen auch, in der Räumphase dann auch tatsächlich noch über die Straße zu kommen, bevor der Querverkehr beginnt. Wir haben ganz wenige Ampeln, wo man in dieser Räumphase dann noch schneller gehen müsste. Das sind die ganz großen Ampeln, die besonders schwierige Verkehrsknoten sind, wo es aber Umwegungsmöglichkeiten gibt. Es sind insgesamt nur mehr sechs Bereiche, wo wir diese Schwierigkeiten haben. 

Präsident Heinz Hufnagl: Die 1. Zusatzfrage stellt der Herr Abg Mahdalik. Er ist am Wort.

Abg Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sie haben richtig angemerkt, dass ältere Personen in Sachen Motorik schon etwas mehr Schwierigkeiten haben beziehungsweise langsamer sind und das oft auch selbst nicht merken. Es muss natürlich sehr viel gemacht werden. Um ein Beispiel aus unserer Sicht, wie man es nicht macht, und ich muss das leider wieder bringen, sind die Gehsteige im Eßlinger Bereich Wehrbrücklstraße/Schafflerhofstraße. Ich habe mir die gestern am Abend noch einmal angesehen, weil mir Leute Fotos geschickt haben. In vielen Bereichen sind die Gehsteige sehr schmal. Dann stehen noch die Lichtmasten herum, dass der Durchgangsbereich dann ungefähr nur 20, 25, 30 cm ist. Ältere Personen kommen da nur schwer vorbei. Wenn sie so eine Gehhilfe haben, kommen sie überhaupt nicht vorbei, müssen den Gehsteig runter gehen, können stürzen. Großmütter mit Kinderwagen kommen nicht vorbei, Mütter mit Kinderwagen auch nicht; um die geht’s halt nicht so. Sie müssen dann erst wieder auf die Straße wechseln, was gefährliche Situationen mit sich bringen kann. 

Jetzt frage ich Sie: Ist das die Variante der Stadt Wien, das Ziel der Stadt Wien oder der Weg der Stadt Wien, die Verkehrssicherheit für Senioren zu erhöhen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter, ich bin sehr froh, dass ein freiheitlicher Abgeordneter jetzt auch schon drauf kommt, dass nicht nur freie Fahrt für freie Autoinhaber der beste Weg ist, sondern dass es sehr wohl auf die Bürgerinnen und Bürger, die zu Fuß gehen, auch ankommt. Ich kenne die Situation in diesen Gebieten, in den Siedlungsgebieten, wo wir nur schmale Fahrstraßen haben, wo die Straßen insgesamt im Grunde viel zu schmal sind, um Begegnungsverkehr, Fußgängerverkehr, Radfahrer, alles unterzubringen. Aber das sind eben Siedlungsgebiete, wo langsames Fahren und Rücksichtnahme aufeinander besonders bedeutsam sind. In diesen Gebieten sind die Gehsteige ja in der Regel auch nicht so ausgebildet, dass es ausschließlich der Gehsteig ist, den man benützen kann, sondern einfach auch die Benützung der Fahrbahn für die Fußgänger sinnvoll ist. Ich bin mit den Bezirksvorstehern in allen Bezirken hier in intensiven Gesprächen, dass wir auch die rechtliche Absicherung dazu finden.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage stellt die Frau Abg Mag Antonov. Ich bitte darum. 

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! Sie haben selbst schon angesprochen, es gibt zum Glück weniger Unfälle, es gibt auch weniger Tote. Es sind aber trotzdem noch immer bei den Unfallopfern hauptsächlich die SeniorInnen, oder die SeniorInnen bilden da eine große Gruppe neben den MopedfahrerInnen, die Sie ja auch angesprochen haben. Interessant ist vielleicht, dass eine vermehrte Einrichtung der 30er-Zonen auch mit diesem Rückgang der Unfallzahlen zusammenfällt. Das heißt, es gibt sehr wohl Maßnahmen, die gesetzt werden können, um Gefährdungen hintan zu halten. Und wenn man davon ausgeht, dass, wie Sie auch selbst gesagt haben, ältere Menschen schlechter hören, schlechter sehen und sich auch insgesamt unsicherer fühlen, dann gibt’s natürlich bestimmte Bereiche, wo ja sicher auch noch etwas gemacht werden kann. Zum Beispiel möchte ich die Kreuzungen ansprechen, weil ja ältere Menschen, wenn sie über Kreuzungen gehen, abgesehen jetzt vom Problem der Ampelzeiten, wo ich persönlich ja finde, die Information alleine, dass man bei Rot noch weitergehen kann, schafft noch nicht das wahre Sicherheitsgefühl. Aber das ist eine andere Frage. Da kann man ja auch baulich viel machen. Wenn nämlich ein Ohrwaschel an der Kreuzung ist, also wenn da ein Gehsteig vorgezogen ist, dann wird der Weg kürzer, dann ist eine bessere Sichtbarkeit gegeben und man kann besser die Kreuzung und die Autos überblicken und man hört es auch besser. 

Deswegen möchte ich Sie fragen: Warum schauen Sie nicht darauf, dass es wesentlich mehr Ohrwaschel gibt?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Abgeordnete! Ich glaube, zwei pro Person sind genug. Aber Spaß beiseite. Wir haben natürlich mit diesen Maßnahmen, die Querungslänge, die Distanz von einer Straßenseite zur anderen mit den so genannten Ohrwascheln zu verkürzen, mit den Gehsteigvorziehungen, sehr, sehr gute Erfahrungen. Wenn Sie daran denken, wie man vor 25 Jahren, vor 20 Jahren noch darüber geurteilt hat, nämlich Parkplatzraub und anderes, so ist die Akzeptanz gestiegen. Gerade weil man gesehen hat, dass die Verkehrssicherheit hier enorm zunimmt, wenn man es sichtbar macht, dass ein Kind, dass ein Erwachsener, einer, der nur mehr langsam oder eine, die nur mehr langsam über die Straße kommt, hier leichter gesehen werden kann auch vom Autofahrer, vom Radfahrer, dann ist das sehr, sehr sinnvoll und ist mittlerweile allgemein anerkannt. Wir haben in der Fachkommission Verkehr ja alle diese Maßnahmen, die gesetzt werden sollen, zunächst noch einmal in Diskussion und mir ist in den letzten 5, 6 Jahren kein einziger Fall bekannt, wo irgendeine Autofahrerorganisation, egal welcher Provenienz, da noch dagegen gewesen wäre. Es geht immer nur noch um die Details. Um die Frage, ob es wirklich genügend verkehrssicher ist. Und genau dort wollen wir ja hin, dass alle akzeptieren, dass Verkehrssicherheit, das unfallfreie Unterwegssein in dieser Stadt, ein sehr, sehr hohes und wichtiges Gut ist, nicht nur volkswirtschaftlich, sondern schlicht und ergreifend für jeden, der leider dann davon betroffen wäre, verletzt zu sein oder längere Monate in Rekonvaleszenz zu sein. Daher sind wir sehr dahinter, dass in den wenigen Gegenden, wo in den Wohngebieten Tempo 30 noch nicht verordnet ist, dies auch eingerichtet wird. Wir sind sehr dahinter, dass wir nicht nur bei den Schulen, und gerade bei Schulen haben wir hervorragende Erfolge, hier gibt es kaum mehr Unfälle mit Kindern, sondern auch bei SeniorInnenwohnhäusern, bei Standorten, wo viele ältere Menschen unterwegs sind, vergleichbare Maßnahmen treffen, wie wir das bei Schulen schon getroffen haben. Die Bezirke sind hier sehr bereit mitzuarbeiten. Ich nehme an, Sie haben das auch registriert, dass wir für die Bezirke hier zusätzliche Mittel freigemacht haben, damit diese Bereiche schneller saniert werden können und es nicht heißt, das Bezirksbudget brauchen wir für die Sanierung der Schulen und können daher solche Maßnahmen im öffentlichen Raum nicht setzen. Ich hoffe, dass die Bezirke so wie in diesem Jahr schon, auch in den weiteren Jahren das erfreut annehmen und auch die Maßnahmen setzen.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage stellt der Abg Mag Gerstl. Ich bitte darum.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Die Unfälle bei den Seniorinnen und Senioren über 65 zeigen leider ein gegenteiliges Bild zu dem, was wir sonst generell in Wien feststellen, nämlich, dass wir sowohl bei den FußgängerInnen, aber vor allem bei den Radfahrern und auch im PKW-Verkehr ein Ansteigen der Unfallzahlen von Seniorinnen und Senioren über 65 feststellen können. Es gilt daher, dass wir für diese Personengruppe besondere Maßnahmen setzen und daher bedauern wir es auch sehr, dass der Antrag, den wir gestern, ich korrigiere mich: den wir vorgestern gestellt haben, nämlich, dass für Seniorinnen und Senioren ab 70 Freifahrt gelten soll, von Ihrer Fraktion abgelehnt worden ist. Wir denken, dass das eine gute Alternative wäre. Wir denken, dass auch das Vorziehen des Ankaufes von Niederflurstraßenbahnen den Seniorinnen und Senioren mehr Sicherheit geben könnte. 

Ich möchte zum entscheidenden Punkt kommen, wo ich Sie noch weiter fragen möchte, nämlich dass wir Verkehrssicherheitstrainings auch für Seniorinnen und Senioren anbieten und versuchen, hier möglichst umfassend tätig zu werden. Das würde ich aber gerne nicht nur für Seniorinnen und Senioren vorschlagen, denn die zweite Berufsgruppe, Berufsgruppe ist falsch, die zweite Personengruppe, die besonders vom Unfallgeschehen betroffen ist, ist die der Jüngeren, der 0- bis 14-Jährigen. Auch da haben wir beim Radfahrtraining zum Beispiel keine umfassende Sicherstellung der Verkehrssicherheitstrainings, wie das früher, glaube ich, schon einmal auch besser der Fall war. Aber ich glaube, es war nie ganz flächendeckend. 

Also in welche Richtung, Herr Stadtrat, denken Sie, kann man sicherstellen, dass ältere Verkehrsteilnehmer regelmäßige Verkehrssicherheitstrainings angeboten bekommen, genauso wie jüngere Verkehrsteilnehmer auch eine generelle Ausbildung im Verkehr gemeinsam von ÖAMTC und der MA 46 möglichst flächendeckend erhalten könnten?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter, Sie sagen richtigerweise, dass am Beginn des Lebens, in den ersten Jahren, wo man mit dem Verkehrsgeschehen in den Straßen so richtig erst Kontakt aufnimmt und besonders dann, wenn man von der elterlichen Obsorge im Straßenverkehr freigelassen ist, das ein Gefahrenpunkt oder ein Gefahrenzeitraum ist. Genauso wie dann nach dem Ausstieg aus dem Berufsleben, wo man selber noch das Gefühl hat, man kann alles und man weiß ja alles, aber letztlich spielt dann so manche Funktion des Körpers nicht mehr so ganz mit. Daher sind das genau die beiden Bereiche, wo wir besonders dahinter sind. Wir haben in letzter Zeit, wie gesagt, bei den Schulunfällen, Schulwegunfällen, de facto eine Nullstellung erreicht. Hier sind wir auf ganz, ganz wenige Ausreißer heruntergekommen, die leider immer wieder passieren, wo man aber auch kaum Vorkehrungen treffen kann. Das liegt daran, dass wir mit den Schulwegkarten, mit der Verkehrserziehung in den Schulen, mit den Verkehrskindergärten und dem Vorziehen der Radfahrprüfung, die früher erst in der Mittelschule stattgefunden hat, die wir jetzt in die 4. Klasse Volksschule vorgezogen haben. Gerade um diese Jahreszeit sind die Verkehrskindergärten voll damit, wo die Tests sowohl von der Polizei aus als auch vom ARBÖ stattfinden und sofort auch der Radfahrführerschein ausgestellt wird, der die Kinder ermächtigt und ihnen rechtlich auch die Möglichkeit gibt, auf der Fahrbahn dann allein unterwegs sein zu können. Das ist ein ganz wichtiger Schritt. Es ist ganz entscheidend, dass jeder und jede, die im Verkehrsgeschehen unterwegs sind, ein Minimum an Regeln kennen. Was im Übrigen auch für erwachsene Radfahrer sinnvoll wäre. Wir haben daher bei dem Radverkehrsgarten diese Regeln, die im Speziellen für Radfahrer gelten, auch noch einmal dazugeschrieben. 

Was die Seniorinnen und Senioren betrifft, so haben wir gemeinsam mit dem ÖAMTC die Fahrtrainingskurse eingerichtet. Hier wird in einer, wie ich glaube, sehr freundlichen Form den erwachsenen, älteren Führerscheinbesitzern nahe gelegt: Probiert das einmal, wie schnell reagiert ihr noch, wenn die Fahrbahn nass ist? Wie reagiert ihr, wenn plötzlich ein Hindernis in das Sichtfeld kommt? Dieses Training, das der ÖAMTC hier durchführt und die Möglichkeiten, die auch für ärztliche Untersuchungen dabei geboten werden, ohne dass gleich der Amtsarzt dahinter steht, werden auch sehr gerne angenommen. Ich hoffe, dass wir mit der Verdoppelung der Anzahl, die wir hier gemeinsam mit dem ÖAMTC schulen, auch erreichen können, dass die Verkehrssicherheit bei Auto fahrenden älteren MitbürgerInnen wirklich verbessert wird. 

Der zweite Bereich. Wir stellen auch fest, dass durch den Boom beim Radfahren auch ältere Menschen, über 65-Jährige, das Fahrrad stärker benutzen. Hier ist die Gruppe, die noch gewohnt war, dass relativ wenig Verkehr ist, als sie früher als Kinder, als Jugendliche mit dem Rad unterwegs waren und jetzt finden sie auf einmal heraus, jetzt ist ja alles sehr dicht und sehr kompakt und viel schwieriger als das früher war, und sie werden unsicher. Genau hier wollen wir vorbeugen und haben mit dem ARBÖ ein Paket ausgearbeitet, wo wir Rad Fahren für ältere Menschen im Besonderen auch wieder einüben und die Chance bieten, dass ältere Menschen, die sich im Radverkehr, im Straßenverkehr dann unsicher fühlen, noch einmal ein Programm durchlaufen können, um wieder die Sicherheit zurückzugewinnen.

Präsident Heinz Hufnagl: Die viere und letzte Zufrage kommt von Herrn Abg Hursky. Ich bitte darum.

Abg Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich wollte noch einmal auf das Thema eingehen. Wir haben einen steigenden Radverkehr in Wien. Gott sei Dank nutzen immer mehr Menschen das Fahrrad, vor allem auch die Seniorinnen und Senioren, die es wesentlich häufiger nutzen. Wir haben heute schon gehört, dass die Unfallgefahr sehr groß ist. Wir haben jetzt gehört, dass Sie mit dem ARBÖ Programme machen. 

Gibt es noch zusätzliche Programme? Was ist sonst noch geplant speziell für diese Gruppe?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter! Wir haben, wie gesagt, mit dem ARBÖ dieses Paket ausgearbeitet. Was wir auch machen werden, ist, wir werden nicht nur die Fußgängerthemen, sondern auch das Radfahren in den PensionistInnen-, in den SeniorInnenwohnhäusern stärker thematisieren. Ich denke, dass wir damit zu einem deutlich verbesserten Ergebnis kommen können. 

Lassen Sie mich abschließend nur sagen: Es kursieren immer wieder die Zahlen, dass Unfälle im Radverkehr oder Getötete im Radverkehr in Wien zunehmen. Das Gegenteil ist glücklicherweise der Fall. Wir haben trotz steigendem Radverkehrsanteil einen Rückgang sowohl bei den Verletzten als auch bei den Getöteten im Radverkehr. Mir ist es noch immer zu wenig, ich möchte gern noch deutlicher herunterkommen und daher setzen wir auch diese Maßnahmen.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Stadtrat.

Die 3. Frage (FSP - 02533-2009/0001 - KFP/LM) wurde von Herrn Abg Mag Johann Gudenus gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Die FPÖ setzt sich für mehr Sicherheit in Wien ein! Die Umsetzung der Forderung nach 1 500 Polizisten würde Jahre dauern und ändere nichts an dem Umstand, dass die Polizei nach wie vor mit Tätigkeiten überlastet wäre, die wenig mit der Kernkompetenz Sicherheit zu tun haben. Daher hat die FPÖ ein Modell entwickelt, wonach in enger Kooperation mit der Polizei eine Sicherheitswacht geschaffen würde, die neben den von Ihnen versprochenen 4 000 zusätzlichen Kräften auch die Verwaltungsagenden die Polizei Wien betreffend übernehmen könnte. Sind Sie im Sinne dieses Vorschlages bereit, das Wiener Landes-Sicherheitsgesetz zu adaptieren?)
Bitte, Herr Lhptm Dr Häupl, ich ersuche um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! 

Ich habe durchaus hohen Respekt vor Ihrer Phantasie, sich dem gleichen Thema auf die verschiedenste Art und den verschiedensten Wegen anzunehmen. Respekt davor. Aber es wird Sie vermutlich nicht verwundern, wenn ich Ihnen dann nur mitteile, dass mir eigentlich nicht vorschwebt, das von der FPÖ ausgearbeitete Modell zur Wiener Polizei zu befürworten oder gar zu übernehmen. Übernehmen könnte ich es ja gar nicht, aber befürworten.

Lassen Sie mich zunächst einmal schon ein bisschen darauf eingehen, weil immer wieder gesagt wird, man muss der Polizei Verwaltungsaufgaben abnehmen, weil die nicht zu den Kernaufgaben gehören, wie Sie das hier auch schreiben. Ich darf Sie daran erinnern, dass wir in den letzten Jahren eine Menge an Verwaltungsaufgaben der Polizei abgenommen haben. Durch die Änderung etwa des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes 2006 haben wir weitreichende Vollzugsbefugnisse übernommen, die sich in fast 100 000 Einzelfällen pro Jahr niederschlagen, von denen die Bundespolizeidirektion Wien befreit wurde und die nunmehr im Magistrat gemacht werden.

Wir haben das Meldeservice 2002 übernommen. Das bedeutet, dass wir etwa der Polizei 600 000 Einzelfälle jährlich abgenommen haben.

Wir haben das Passservice 2003 übernommen. Das bedeutet, dass wir jährlich 150 000 Fälle an Reisepassanträgen in den Magistrat übernommen haben. Im Übrigen, als wir es übernommen haben, war die Wartezeit auf einen Reisepass etwa einen Monat, wir haben diese auf einen Tag reduziert. Natürlich ist das jetzt durch die neueren Bestimmungen wie etwa Fingerabdrücke und Ähnliches wieder auf eine Woche ausgedehnt worden, weil die neuen Sicherheitspässe auch nicht so rasch nachgeliefert werden können. Da beklage ich mich nicht, da können wir auch nichts dafür, da kann niemand etwas dafür, das ist so.

Wir haben 2003 auch das Fundwesen übernommen. Danach haben wir etwa 80 000 Einzelfälle hier in Behandlung genommen.

Wir haben bereits seit 1994 für die Parkraumüberwachung, also den ruhenden Verkehr, Überwachungsorgane zur Verfügung gestellt. Das heißt, wir zahlen etwa 100 Dienstposten der Wiener Polizei, damit der ruhende Verkehr entsprechend überwacht werden kann. Und wir haben natürlich zusätzlich auch die Aufgabe, die man ja nun in der Tat auch als eine genuine Aufgabe der Stadt bezeichnen kann, nämlich die so genannten Kurzparkzonen zu überwachen. 

Es sind eine Fülle von weiteren Maßnahmen, mit denen wir die Polizei auch unterstützen, beispielsweise mit der Zurverfügungstellung von elektronischer Ausstattung. Wir haben eine ganze Fülle von Wachzimmern, das heißt jetzt, glaube ich, Polizeiinspektionen, ich muss mich erst daran gewöhnen, auch entsprechend ausgestattet. Wenn ich nur an meinen ursprünglichen Heimatbezirk denke, da sind nahezu alle Wachzimmer, mit Ausnahme jenes, das das Bezirkspolizeikommissariat ist, von uns auch hergestellt worden. 

Wir unterstützen die Polizei in vielfältigster Form, gerade auch, was die Frage der Entlastung von Verwaltungsaufgaben betrifft. Das muss einmal gesagt werden, denn das ist alles nicht nichts und kostet eine Menge Geld. 

Zum Zweiten halten wir ja beide fest, allerdings mit unterschiedlicher historischer Verantwortung, dass es im Jahre 2009 um 1 300 Polizisten in Wien weniger gibt als im Jahr 1999. Denn, und auf das sei hier auch hingewiesen, alle diese Entlastungen von Verwaltungsaufgaben, die eigentlich Polizisten hätten freimachen müssen für die Kriminalitätsbekämpfung, sind nicht auf die Straße geschickt worden, nicht in der Kriminalitätsbekämpfung eingesetzt worden, sondern sind eingespart worden. Da werden Sie schon verstehen, dass man als Wiener Verantwortlicher, als Wiener Bürgermeister, sich reichlich seltsam vorkommt. Dass man hier hilft, die Polizei zu entlasten, dass mehr Polizisten auf der Straße sind, dass mehr Polizisten zur Kriminalitätsbekämpfung eingesetzt werden können und dann werden die einfach weggespart, in Wirklichkeit auf Kosten der Wiener Steuerzahler. Das heißt, man verschlechtert den Sicherheitsstandard und belastet zusätzlich auch noch die Wienerinnen und Wiener mit dem, was wir ausgeben müssen, was eigentlich Bundesaufgabe ist mit Ausnahme der Kurzparkzonenüberwachung. Daher sage ich Ihnen, ja, man kann mit mir auch über weitere Verwaltungsentlastungen reden, obwohl man die schon sehr genau benennen müsste. Man kann mit mir über alles reden, aber sicher nicht nur unter der absoluten Garantie dessen, dass nicht nur nicht eingespart wird, dass tatsächlich auch wieder jene Zahlen von Polizisten in Wien zur Verfügung stehen, die man für die Kriminalitätsbekämpfung in der Tat auch braucht, notwendigerweise braucht, liebe Kolleginnen und Kollegen. (Beifall bei der SPÖ.)
Daher: Natürlich kann man über vieles reden. Man kann ja wieder darüber reden, dass neuerlich die Stadt Wien zusätzlich für Versäumnisse in der Vergangenheit, zusätzlich dafür, dass man die Stadt Wien schon mehrfach ausgenutzt hat, wieder zur Kassa bittet. Mein Vorschlag ist es nicht. Aber ich unterstütze durchaus die Besprechung, die zur Stunde zwischen dem Innenministerium und, sage ich einmal, Beamtenministerium, eigentlich ist es ein Frauenministerium, Beamtenministerium, stattfindet über den Vorschlag der Frau Bundesminister Hosek, der ein durchaus vernünftiger Ansatz ist, den man auch entsprechend wählen kann.

Ich bin überzeugt, dass es eine Reihe weiterer Möglichkeiten auch noch gibt, die wir in Folge sicherlich auch diskutieren werden, um hier die Polizei von Aufgaben zu entlasten, die ausschließlich im Bundesbereich liegen, aber wo man sagen kann, sie dienen nicht unmittelbar der Kriminalitätsbekämpfung. Ich bin dafür, dass möglichst viele Polizisten für die Kriminalitätsbekämpfung auch zur Verfügung stehen. Aber ich bin nicht dafür, dass wir wie die letzten zehn Jahre auf die schamloseste Art und Weise ausgenutzt werden. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Die 1. Zusatzfrage stellt der Herr Abg Mag Gudenus. Ich bitte darum.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Schönen guten Morgen, Herr Landeshauptmann! 

Sie haben in Ihrer Beantwortung gesagt, dass wir in den letzten Jahren in Wien der Polizei im Verwaltungsbereich sehr viele Aufgaben abgenommen haben. Es ist aber doch so, dass rund 50 Prozent der Tätigkeiten der Polizei als Hilfsorgan, kann man sagen, des Magistrats verrichtet werden, das heißt, es werden teilweise Gemeindeaufgaben von der Polizei verrichtet. Wir haben zum Beispiel das typische Beispiel Wasser-durch-Decke, wo die Polizei gerufen wird oder ein eingesperrtes Tier oder auch Lärmerregungen an öffentlichen Orten.

Es gibt da Beispiele in Salzburg Stadt oder in Vorarlberg, wo eine eigene mobile Unterstützungstruppe gebildet wurde, um diesen Sachen nachzugehen.

Meine Frage ist, sehr geehrter Herr Landeshauptmann: Glauben Sie nicht, dass eine Zusammenfassung all dieser Verwaltungseinheiten auf Gemeindeebene wie die Ordnungsberater, „Night Watcher“, „Waste Watcher“, Blaukappler oder auch Weißkappler eine Vereinfachung, eine Effizienz in der Arbeit bringen würde und somit eine Entlastung der Polizei, damit Sie sich eben ausschließlich der Kriminalitätsbekämpfung widmen kann?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Machen wir das alles noch einmal von vorne und fangen an, Gerüchte aufzuarbeiten. Kein Mensch in Wien, egal, ob es „tauberlt in der Dachrinne“, um ein eingeschlossenes Tier geht, Wasser durch die Decke kommt, ruft in Wien die Polizei an, außer er ist der Chef der Albertina, sondern er ruft die Feuerwehr an. (Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN. - Beifall bei der SPÖ.) Er ruft die Feuerwehr in Wien an. Bitte vergleichen Sie nur einmal, es steht ja alles zur Verfügung in den Protokollen der jeweiligen Funkzentralen: Wie viele Fälle hat die Feuerwehr hier in diesem Bereich zu bearbeiten? Wie viel hat die Polizei in dem Bereich zu bearbeiten?

Das Nächste ist, die Frau Innenminister konfrontiert mich immer wieder, ohne zur Kenntnis zu nehmen, mit ihren eigenen Zahlen, wie die eigenen Dienststellen ausschauen, nämlich dass die Polizei der Stadt Wien das Eintreiben von Geld abnimmt. Das ist ein völliger Unsinn. Denn selbstverständlich machen wir das selbst nur in jenen Fällen, wo eine Uneinbringlichkeit von Geldstrafen vorliegt, sag ich jetzt einmal, der Vollzug der Ersatzfreiheitsstrafe angedroht wird, dann wird die Polizei verständigt. Die Anzahl der Fälle kann man sich in der Dienststelle des Innenministeriums, nämlich der Bundespolizeidirektion Wien, auch ausheben lassen. Also ich glaube nicht, dass es einen Sinn hat, nur immer in so allgemeinen Zahlen zu reden oder irgendwelchen Vermutungen nachzugehen, sondern man muss sich die Dinge konkret anschauen. Ich wiederhole mich: Ja, ich bin bereit mitzuhelfen, mitzuwirken, so wie in allen anderen Fällen der Wiener Polizei auch mitzuhelfen, mitzuwirken, dass die Polizei von Verwaltungsaufgaben entlastet wird. Aber nicht zum Einsparen, sondern dafür, dass sie tatsächlich auch in der Kriminalitätsbekämpfung eingesetzt werden. Sie sind eingespart worden über einen Großteil der Zeit der letzten zehn Jahre. Sie sind eingespart worden. Und daher hat es keinen Sinn zu sagen, man soll jetzt zum Beispiel die „Waste Watcher“ mit der Feuerwehr zusammenlegen, denn darauf würde Ihr Vorschlag letztendlich auch hinauslaufen, sondern es soll jede Dienststelle ihre Aufgabe versehen, für die sie auch entsprechend zuständig ist und für die sie auch eine Sachkompetenz hat, denn wir sind schon in der Lage, unsere Hausordnung entsprechend zu erfüllen. Aber es soll auch die Polizei in die Lage versetzt werden, jenen Zustand der Sicherheit in unserer Stadt wiederherzustellen, den die Wienerinnen und Wiener zu Recht gewohnt sind. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage stellt die Frau Abg Mag Vassilakou. Sie ist am Wort.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Nachdem ich davon ausgehe, dass Sie und ich im Zusammenhang mit der Idee der Schaffung einer Sicherheitswacht denselben Standpunkt vertreten, das braucht man in Wien nicht, möchte ich Sie viel lieber etwas anderes fragen. Wir haben hier heute MitarbeiterInnen von Siemens. Sicherheit ist, wie Sie wissen, ein weit gefasster Begriff. Er betrifft nicht nur Sicherheit vor Kriminalität, er betrifft auch Arbeitsplatzsicherheit. Das Gefühl, sicher in die Zukunft blicken zu können und zu wissen, wenn ich gut ausgebildet bin, kann ich auch morgen rechnen, weiter beschäftigt zu werden. Und da gibt es eine Debatte, die meines Erachtens auf europäischer Ebene spannend ist, wo Sie sich auch als Landeshauptmann einbringen könnten, und zwar: Bei der öffentlichen Auftragsvergabe gilt derzeit bekanntlich das Bestbieterprinzip oder auch das billigste Prinzip, wie man es auch immer nimmt. Und rund um dieses Bestbieterprinzip gibt es immer Überlegungen und Debatten, wie kann man das auslegen und wie kann man unter Umständen diverse soziale Kriterien miteinbeziehen, sodass es hier die Möglichkeit gibt, beispielsweise Aufträge bevorzugt an Unternehmen zu vergeben, die Förderungspläne haben (Abg Mag Barbara Feldmann: Das sind zwei verschiedene Sachen! – Aufregung bei der ÖVP.) oder für die Arbeitsplatzsicherheit bestimmte Dinge unternehmen und vieles mehr.

Sie wissen und ich weiß, dass Unternehmungen der Stadt Wien und die Stadt selbst in Wahrheit mit einem Auftragsvolumen von ungefähr 250 Millionen EUR Siemens beschäftigt. Werden Sie sich dafür einsetzen, dass eine derartige Debatte, die es hier in der Europäischen Union immer wieder gegeben hat, auch in Österreich, und die leider, leider in den letzten Jahren eingeschlafen ist, wiederbelebt wird? Werden Sie sich in diesem Fall dafür aussprechen, dass künftig bei öffentlichen Auftragsvergaben auch, wie gesagt, soziale Kriterien viel stärker festgelegt werden, um große Unternehmen in die Pflicht zu nehmen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Wenn der Herr Präsident so gütig ist, diese Frage zuzulassen, werde ich sie natürlich auch beantworten. Das ist ja keine Frage.

Präsident Heinz Hufnagl: Die Frage war in der Tat sehr weit ausgelegt, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Es war ja überhaupt keine Kritik von mir, sondern ich hätte mich schon deiner Meinung auch angeschlossen (Heiterkeit bei der SPÖ.), indem ich sage, wenn du sie zulässt, dann werde ich sie selbstverständlich auch entsprechend beantworten. Was im Übrigen ein Leichtes ist und das habe ich alles gestern im Gemeinderat in der Fragestunde schon getan, wo ich ganz haarscharf dazu, was ich dazu auch meine, Stellung genommen habe. Denn selbstverständlich ist die Stadt Wien bereit, so wie bedauerlicherweise in anderen Fällen auch, Stichwort: Grundig und nachfolgende Zeiten, das Instrument des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds entsprechend einzusetzen beziehungsweise einsetzen zu wollen. Denn dafür ist unter anderem die Politik letztendlich auch da, um jenen Menschen zu helfen, die gerade in Krisenzeiten aus welchen Ursachen auch immer, ob sie tatsächlich der Weltwirtschaftskrise „zu danken“ oder „nicht zu danken sind“, oder ob es Managementfehler sind, das sei jetzt alles dahin gestellt, das haben wir ja auch nicht so zu entscheiden, in Probleme geraten sind. Aber natürlich sind wir bereit, hier zu helfen. Das ist gar keine Frage. Arbeitsstiftungen stehen zur Verfügung, wir stehen für alle Gespräche zur Verfügung, die entsprechenden Sozialpläne auszuarbeiten. 

Wir sind allerdings auch immer darauf hingewiesen worden, auch von Vertretern Ihrer Fraktion, dass die Politik Arbeitsplätze eigentlich nicht schafft, sondern dass es Unternehmen sind, die das tun. 

Wenn hier eine Entscheidung in einem multinationalen Konzern selbst passiert, dass ein bestimmter Betriebsteil oder Konzernteil oder auch ein Unternehmen im Rahmen eines Konzerns entsprechend geschlossen werden soll, dann werden wir alles daran setzen, und ich weiß mich hier auch eins, gerade auch nach Gesprächen auch zuletzt gestern mit dem Sozialminister, dass wir versuchen wollen, auch das Instrumentarium Kurzarbeit durchaus zur Anwendung zu bringen, hier auch mitzuhelfen, dass möglichst viele Menschen möglichst lange auch in Arbeit gehalten werden können, also im Arbeitssystem. Für alle jene, für die das nicht möglich ist, stellen wir - für die Wienerinnen und Wiener, das muss man dazusagen - Arbeitsstiftungen zur Verfügung, um hier entsprechend zu helfen. Das ist das, was wir in der Tat tun können.

Das andere, auf das weise ich schon auch hin. Man stelle sich vor, bei einem Auftragsvolumen, das heute die Stadt Wien gegenüber dem Gesamtkonzern Siemens hat, und ich meine damit jetzt auch den Gesamtkonzern der Stadt, die Stadtwerke, den KAV und alle anderen Einheiten auch, dass wir hier Aufträge danach vergeben, ob nun Menschen bei Siemens entlassen werden oder nicht. Was das für die Straßenbahn, für die U-Bahn, für den ganzen Gesundheitsbereich heißt, aber was es auch für den Konzern selber heißt und was es nicht zuletzt auch für den Wirtschaftsstandort Wien heißt, gerade vor dem Hintergrund dessen, dass Siemens ungebrochen das Flaggschiff der Wiener Industrie ist - ich sage Ihnen daher ganz offen, ich bin nicht dafür zu haben, dass wir aktuell gesehen Aufträge daran binden, ob es nun gelingt, hier alle Arbeitsplätze in diesem Teilbereich von Siemens zu retten oder auch nicht. Denn würden wir das tun, würden wir auch weitreichende Schwierigkeiten für viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Siemens-Konzern herbeiführen und das machen wir daher ganz, ganz sicher nicht.

Wir helfen, wo wir können. Das ist etwas, was die Stadt auch tun kann. Wir arbeiten sehr gut und sehr eng auch mit dem Sozialministerium und dem AMS zusammen. Selbstverständlich stehen wir auch in Kontakt mit der Firmenleitung. Selbstverständlich sind wir der Auffassung, dass bis zum letzten Augenblick alle Instrumentarien einschließlich jenem der Kurzarbeit genutzt werden sollen, um Menschen in Arbeit zu halten. Aber heute Aufträge an den Siemens-Gesamtkonzern danach zu binden, ob dort Leute entlassen werden oder nicht, das mache ich sicher nicht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Ich danke für diese äußerst präzise Klarstellung, Herr Landeshauptmann. Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn Abg Dr Ulm gestellt. Er ist am Wort.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Mit dem Thema Stadtwache haben wir uns schon oft genug auseinandergesetzt. Ich möchte daher den Fokus auf die kommunale Kriminalprävention legen und hier auf ein mögliches Auslagengesetz. Natürlich gibt es einen unmittelbaren Zusammenhang zwischen der Sicherheit und dem Erscheinungsbild der Stadt, wie es in einer Straße ausschaut, wie sauber sie ist, ob das Stadtbild ordentlich ist.

Wir haben beispielsweise in der Schönbrunner Straße, Westeinfahrt von Schönbrunn bis zum Naschmarkt, an die 200 verwahrloste Auslagen. 

Daher frage ich in diesem Zusammenhang, ob Sie sich nicht vorstellen können, dass man hier eine legistische Grundlage schafft, um gegen diesen Missstand besser vorgehen zu können. Ich sage auch als Vertreter der ÖVP, dass es so was wie eine Sozialpflichtigkeit von Eigentum gibt, dass es eine Verantwortung der Hausbesitzer gibt, aber auch von den Geschäftsbetreibern, die in die Geschäftslokale eingemietet sind. Ich glaube, wir müssten jetzt wirklich den Stier bei den Hörnern packen und etwas gegen diese verwahrlosten Auslagen in Wien machen, von denen es mittlerweile schon viele Tausende gibt.

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich habe Ihnen jetzt sehr aufmerksam zugehört, Herr Abgeordneter, und bin durchaus nicht unfroh darüber, wenn Sie sagen, dass wir genug über die Stadtwache diskutiert haben. Ich nehme es mit Zufriedenheit und Befriedigung zur Kenntnis. (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Das haben Sie gesagt! – Heiterkeit bei der SPÖ und Abg Dr Matthias Tschirf.) Das hat er gesagt, nicht ich, dass wir genug diskutiert haben. Es soll ja auch alles sein.

Nun zu dem anderen Thema: Ja, wir sind diesbezüglich seit längerer Zeit mit der Wiener Wirtschaftskammer in Gesprächen. Es sind daraus ja auch all die Nahversorgungsförderungssysteme entstanden, die wir in der jüngeren Zeit auch gehabt haben, die durch besondere Fördersysteme in den so genannten Nebenlagen ergänzt worden sind. Dies ist aber alles noch nicht hundertprozentig zweckerfüllend, sagen wir so. Ich gebe Ihnen recht, es ist leider nicht das einzige Beispiel, wo es zu aufgelösten Geschäften kommt, die eben nicht weiter benutzt werden. Das hängt schon auch ein bisschen damit zusammen, dass plötzlich Mieten verlangt werden, die so exorbitant sind, dass sich das kein Betrieb mit Sicherheit leisten kann. Also es soll hier schon auch darauf hingewiesen werden, dass wir hier die Gespräche erweitern müssen und wir das nicht nur mit der Wirtschaftskammer besprechen können, sondern da muss man auch auf Hausbesitzervereinigungen entsprechend zukommen. Ich bin sicher, dass gerade die Österreichische Volkspartei hier durchaus auch hilfreich sein kann, weil ich weiß, dass Sie natürlich ein Interesse daran haben.

Ja, es ist richtig, natürlich hängen äußere Rahmenbedingungen auch in einem gewissen Zusammenhang mit Kriminalprävention zusammen. Licht beispielsweise ist eine solche Frage, aber natürlich auch das Erscheinungsbild. Daher sage ich Ihnen: Ja, ich biete eine Erweiterung dieser Gesprächsrunde zwischen der Stadt und der Wiener Wirtschaftskammer durchaus auch Ihnen an, dass wir mit Hausbesitzervereinigungen, aber natürlich auch mit Mietervereinigungen darüber reden können, was wir hier in erweiterter Form auch tun können, um möglichst rasch auch wieder zu Neubesiedelungen zu kommen. Das wird nicht nur von Fördersystemen für die Wirtschaft abhängen, sondern mit Sicherheit auch davon, wie ernst jemand sein Eigentum selbst nimmt. Da geht es nicht nur um die soziale Kompetenz dabei, sondern auch um die Frage: Wie ernst nehme ich es selbst? Und da, glaube ich, haben wir in der Stadt noch einiges zu tun. Ich weiß leider auch aus eigener Erfahrung, dass das manchmal relativ schwierig ist, gerade auch in den Touristenzonen der Stadt Hauseigentümer dazu zu bewegen, dass sie ihre Häuser so herrichten, wie das die anderen rundherum schon gemacht haben und wie es unserer Stadt eigentlich auch entsprechend würdig ist. Aber der Detailmühe wird man sich unterziehen müssen. Ich biete das auch an.

Präsident Heinz Hufnagl: Die vierte und letzte Zusatzfrage stellt wieder der Herr Abg Mag Gudenus. Bitte sehr.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Mag sein, dass wir über die Stadtwache schon genug diskutiert haben, über die ÖVP-Stadtwache, aber über die freiheitliche Sicherheitswache werden wir heute in der Aktuellen Stunde (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) noch ausführlich reden. Nicht nur heute wahrscheinlich, sondern wir werden noch öfter leider die Gelegenheit haben müssen, darüber zu sprechen, weil eben in Wien die Sicherheit sehr im Argen liegt.

Nun zu meiner Frage: Die Frau Minister Heinisch-Hosek hat eben angeregt, man könnte Post- und Telekommitarbeiter abstellen zur Übernahme von Verwaltungstätigkeiten der Polizei. Wir haben es schon öfters angeregt, dass auch Magistratsbeamte in diesen 100 Wachzimmern oder Polizeiinspektionen in Wien Verwaltungstätigkeiten der Polizei übernehmen könnten, damit eben die Polizisten der Verbrechensbekämpfung auf der Straße nachgehen könnten. 

Was halten Sie von diesem Vorschlag?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Das ist ein kleiner Unterschied. Die Frau Bundesminister hat vorgeschlagen, hier aus dem Bereich der Post und Telekom Mitarbeiter in die Polizei zu übernehmen und daher zahlt der Bund auch die. Ihr Vorschlag läuft darauf hinaus, dass die Stadt Wien wieder einmal, wieder einmal zahlen soll. Und jetzt kann ich Ihnen den Vorwurf nicht ersparen und er ist nicht persönlich gemeint, er ist nicht persönlich gemeint, aber die tausend Polizisten haben nicht wir eingespart! (Aufregung bei der ÖVP.) Die tausend Polizisten haben nicht wir eingespart, sondern die tausend Polizisten sind eingespart worden in der schwarz-blauen Regierung unter Ihrer historischen Mitverantwortung! (Beifall bei der SPÖ. – Aufregung bei StR Johann Herzog und Abg DDr Eduard Schock.) Das kann ich Ihnen nicht ersparen.

Warum daher die Stadt Wien jetzt noch einmal zahlen soll, nachdem ihr, obwohl wir das alles bezahlt haben, die Polizisten nicht in der Kriminalitätsbekämpfung eingesetzt habt, sondern sie eingespart wurden, unter anderem auch von Ihnen, dass wir jetzt noch einmal zahlen sollen, das tut mir leid, das sehe ich nicht ein! Daher kann man, ich sage es noch einmal, über alles reden, aber nicht, dass wir noch einmal in einer so bitteren Form hineingelegt werden. Ich lerne aus Fehlern, die wir in der Vergangenheit gemacht haben, weil wir allzu blauäugig, sage ich einmal dazu, mithelfen wollten, dass die Kriminalitätsbekämpfung optimal funktioniert, dass die Polizei optimale Arbeitsbedingungen vorfindet, dass hier entsprechend geholfen wird. Ihr Vorschlag läuft darauf hinaus, dass die Stadt Wien wieder einmal für etwas zur Kasse gebeten werden soll, für das wir in Wirklichkeit auch gar keine Kompetenz haben. Bringen wir die Sachen in Ordnung, die in den letzten zehn Jahren hier bei der Polizei mieser gelaufen sind und derjenige soll sie in Ordnung bringen, der sie verursacht hat und der auch die Verantwortung dafür hat! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Bevor wir zu nächsten Frage kommen, ist es mir ein Anliegen, weitere Besucher im Wiener Landtag herzlich willkommen zu heißen und so darf ich die Schülerinnen und Schüler des Evangelischen Gymnasiums und eine große Schülergruppe von ihnen extra herzlich willkommen heißen. Wir freuen uns, dass Sie unseren Beratungen beiwohnen. (Auf der Besuchergalerie nehmen etliche Schülerinnen und Schüler samt Lehrern Platz. - Allgemeiner Beifall.) 

Die 4. Frage (FSP - 02531-2009/0001 - KGR/LM) wurde von der Frau Abg Mag Vassilakou gestellt und ist ebenfalls an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. 
(Bei jeder Wahl in Wien das gleiche Bild in vielen Sprengelwahlbehörden: In unzähligen Fällen werden durch BeisitzerInnen, Vertrauenspersonen oder WahlzeugInnen der SPÖ vom WählerInnenverzeichnis doppelte Listen geführt. Es wird jeweils notiert welche/r Wahlberechtigte vom Wahlrecht schon Gebrauch gemacht hat. In vielen Fällen werden diese Listen während des Wahltages von Zeit zu Zeit von Außenstehenden abgeholt. Befürworten Sie, Herr Landeshauptmann, eine Änderung der Gemeindewahlordnung, mit der diese Praxis abgestellt wird?) 

Herr Dr Häupl, ich ersuche um Ihre geschätzte Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ich glaube nicht, dass es notwendig sein wird, aus dem von Ihnen vorher angeführten Grund dieses Gesetz ändern zu müssen, denn auch jetzt sind Beisitzerinnen und Beisitzer ebenso wie die so genannten Vertrauenspersonen der Wahlbehörde, also der Wahlleiter und sein Stellvertreter, bereits der Amtsverschwiegenheit unterlegen und sie werden auch darauf aufmerksam gemacht und wurden darauf aufmerksam gemacht. Daher ist es für mich auch nicht einsehbar, warum wir deswegen das Gesetz ändern sollten. Ich kann es nicht nachvollziehen.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 1. Zusatzfrage ist von der Fragestellerin und ich bitte die Frau Abg Vassilakou, sie zu richten.

Abg Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Datenschutz hat Verfassungsrang. Hingegen ist das, was wir jetzt gerade erörtern, ein Landesgesetz. 

Meinen Sie, dass die Auffassung der Magistratsabteilung 62 in diesem Fall tatsächlich eine ist, die korrekt und adäquat ist?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, selbstverständlich meine ich, dass diese Rechtsauffassung eine korrekte ist. Sie ist ja auch entsprechend vom Verfassungsdienst geprüft worden. Also ich sehe da keinerlei Schwierigkeiten. Es tut mir leid, ich kann das nicht nachvollziehen.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage ist von Herrn Abg Dr Tschirf gerichtet. Bitte, Herr Klubvorsitzender!

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! Haben Sie als SPÖ-Vorsitzender irgendwelche Anweisungen an die Beisitzer der SPÖ gegeben betreffend Stricherllisten?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich bin zwar überzeugt davon, dass der SPÖ-Vorsitzende da nicht dem Fragerecht unterliegt. Aber Herr Klubobmann, das wissen Sie ja ganz genau. Aber ich habe auch nichts dagegen, das zu beantworten. 

Ich habe selbstverständlich keine Anweisungen gegeben, sondern im Gegenteil. Ich habe die Anweisung gegeben, dass die Beisitzer darauf aufmerksam gemacht werden, dass sie der Amtsverschwiegenheit unterliegen.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage stellt der Abg Dr Günther. Bitte, Herr Abgeordneter!

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Ich glaube also auch, dass das passiert und dass der Landeshauptmann oder der Wiener Parteivorsitzende da keine Weisungen gegeben hat. Dass das in den Bezirksorganisationen passiert, das kann ich mir also auch vorstellen und dass das dort durchaus gang und gäbe ist. Wir haben uns öfter schon über die geringe Wahlbeteiligung unterhalten und wenn das die Art der SPÖ ist, die Wahlbeteiligung zu heben, ist sie zwar demokratiepolitisch ein bissel bedenklich, aber es kommt dazu. Es wäre schön, wenn es andere Gründe geben würde, dass die Wienerinnen und Wiener oder überhaupt alle Österreicher ihrem Wahlrecht auch nachkommen. Da gibt es sicher Überlegungen dazu. Nur, die Gemeindeordnung und die Wahlordnung sehen ja vieles anderes vor. 

Wenn ich Sie jetzt frage: Sind Sie für das oder das, dann sagen Sie, es ist eine Angelegenheit des Klubs. Aber werden Sie vielleicht auf Ihren Klub Einfluss nehmen, dass es hier auch weiter Diskussionen gibt, um vieles, was jetzt heute behandelt wird und nicht in Regelungen gekommen ist, wieder neu einzubauen a) in die Verfassung, b) auch in die Gemeindewahl?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich brauche auf meinen Klub gar keinen Einfluss zu nehmen, denn ich bin zutiefst davon überzeugt, dass der Klubobmann der Sozialdemokratie ebenso wie die Klubvorsitzenden der anderen Klubs der hier im Gemeinderat oder im Landtag vertretenen Parteien höchstes Interesse daran haben, die Diskussion über die Verfassungsreform in Wien und auch über das Wahlrecht fortzuführen. Also ich bin überzeugt davon, dass dieses Gespräch stattfindet oder diese Gespräche stattfinden werden.

Präsident Heinz Hufnagl: Die vierte und letzte Zusatzfrage kommt von Abg Mag Vassilakou. Ich bitte darum.

Abg Mag Maria Vassilakou: Ja, Herr Landeshauptmann! Ich muss aber jetzt schon ein bisschen polemisch werden, weil wenn man Ihrer Rechtsauffassung folgt, könnte man dann nach einer Belehrung der WahlzeugInnen eigentlich auch haben, dass diese die Listen, die sie anfertigen, auch gegen mittags vor dem Wahllokal anschlagen, sodass jeder, der vorbeigeht, sich anschauen kann, wer wählen war und wer nicht. Und damit Sie ganz genau wissen, wovon ich rede (Die Rednerin zeigt eine Fotokopie.), so sehen diese Zettel aus, mit denen WahlzeugInnen auftauchen. Es geht um Sektion, Sprengel, abgeliefert um und hier wird genau eingetragen, wer von den Mitgliedern wählen war und wer nicht. 

Ist Ihnen die Existenz solcher Zettel bekannt und werden Sie sich dafür einsetzen, dass diese Zettel, die hoch bedenklich sind, ganz einfach verschwinden?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Klubvorsitzende!

Könnte es sein, dass Sie Wahlbeisitzer mit Wahlzeugen verwechseln? Denn wenn das der Fall sein sollte, muss ich Sie auf den Rechtsunterschied aufmerksam machen. Wahlzeugen unterliegen zufällig nicht der Amtsverschwiegenheit. Und daher ist es durchaus legitim, was hier Wahlzeugen machen und ich kann auch beim besten Willen nicht erkennen, was Sie daran stört. Ich werde daher selbstverständlich die Beisitzer darauf aufmerksam machen, dass sie der Amtsverschwiegenheit unterliegen und daher folgerichtig solche Listen nicht anzufertigen haben. Die Wahlzeugen unterliegen nicht der Amtsverschwiegenheit und daher sehe ich auch keinerlei Möglichkeit, es ihnen zu verbieten, abgesehen davon, ich sage Ihnen das auch ganz offen, ich würde es nicht tun.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön.

Die 5. Frage (FSP - 02530-2009/0001 - KVP/LM) wurde von der Frau Abg Mag Monika Riha gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Wird ein Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz für alle Kinder von 0-6 Jahren landesgesetzlich verankert werden?) 

Bitte, Herr StR Oxonitsch, um Ihre Beantwortung!

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Eine Diskussion, die wir ja immer wieder führen und die natürlich auch Bestandteil des politischen Geschäftes ist. Ich glaube, einmal mehr aber habe ich die Gelegenheit, darauf hinzuweisen, dass in Wien der Versorgungsgrad mit Kinderbetreuungsplätzen entsprechend hoch ist. 50 Prozent aller österreichischen Betreuungsplätze für Ein- bis Dreijährige sind in Wien. Wir haben in der Altersgruppe der Ein- bis Dreijährigen mit einem Versorgungsgrad von über 40 Prozent auch das EU-Ziel erreicht beziehungsweise auch überschritten. Wir haben bei der Altersgruppe der Drei- bis Sechsjährigen einen Versorgungsgrad Wien-weit von 94 Prozent und vor allem und es hat ja der Herr Kollege Wutzlhofer gestern auch in der entsprechenden Gemeinderatsdebatte darauf hingewiesen, dass wir mit riesigem Abstand und ich sage eben nicht, einmal mehr, sondern ich weise noch einmal auf die Zahlen hin, wo unterstellt wurde, dass es sich um die Arbeiterkammer handelt, die uns in irgendeiner Form nahe stehen soll. Aber der entsprechende Nachweis ist von der Statistik Austria, dass wir gerade mit jenen Kinderbetreuungseinrichtungen, die wir in dieser Stadt haben, vor allem auch mit einer Vollbeschäftigung der Eltern und das ist natürlich ein zentrales Ziel von Kinderbetreuungseinrichtungen, gerade auch die Vereinbarkeit von Beruf und Familie aktiv zu unterstützen, meilenweit vor allen anderen Bundesländern sind. Ich erinnere: 84,3 Prozent der Kinderbetreuungseinrichtungen sind mit einer entsprechenden Vollbeschäftigung vereinbar. Das nächste Bundesland in diesem Zusammenhang ist Salzburg mit 23,8 Prozent, Kärnten mit 20,5 Prozent, also nicht einmal ein Viertel, Tirol, über viele Jahre und Jahrzehnte hindurch unter ÖVP-Regierung, hat einen Versorgungsgrad von 12,1 Prozent, also eine wirklich sehr geringe Größe, wo unterstützend gerade für junge Eltern eine Leistung geliefert wird, und so weiter, und so fort. Also ich könnte das fortsetzen. Aber weil ja immer so toll auf unser umgebendes Bundesland hingewiesen wird, das ist ja auch gestern mehrmals gefallen: In Niederösterreich sind ganze 3,6 Prozent der Kinderbetreuungseinrichtungen mit einer Vollzeitbeschäftigung der Eltern vereinbar, nachzulesen in den entsprechenden Meldungen auf Basis auch der Statistik Austria! Ich glaube, das zeigt einmal mehr, dass wir im Bereich der Kinderbetreuungseinrichtungen gut aufgestellt sind. 

Ich glaube aber und ich möchte auch da gar nichts verheimlichen, ich halte deshalb nichts davon, weil ich mir international angesehen habe, was denn das ist. Man kann da ja durchaus auch feststellen, dass natürlich diese Frage des Rechtsanspruches bei Kinderbetreuungsplätzen, auch in Deutschland, auch in verschiedenen anderen Ländern, ein Bestandteil eines politischen Stiles oder Spieles ist, das hier getrieben wird, sage ich ganz offen. Wenn ich mir aber anschaue, wie der Rechtsanspruch dann in der Exekution beziehungsweise in der entsprechenden Abwicklung verfolgt wird, so gibt es hier einen Mechanismus, wo ich auch sagen kann, ich würde mich nicht freuen, wenn man einen Rechtsanspruch machen würde, wo man sagt, in einem Umfeld von 80 km muss man einen Kinderbetreuungsplatz finden oder Ähnliches mehr. Also da wird ja auch viel Chimäre betrieben. Dann kommt ein Verfahren in Gang, das dauert möglichst lange, das heißt, die Kinder sind dann eh schon in der Schule. Auf so ein populistisches Spiel lasse ich mich nicht ein. Ich spiele und wir spielen hier in Wien seit jeher mit klar offenen Karten, mit einem klaren, dichten Versorgungsnetz an qualitätsvollen Kinderbetreuungseinrichtungen und ich werde daran auch nichts ändern. 

Vor allem aber, und das ist für mich auch wichtig, wir werden selbstverständlich auch den Ausbau weiter vorantreiben und das ist ein wesentlicher Punkt. Selbstverständlich brauchen wir einen zusätzlichen Ausbau, nicht nur auf Grund des verpflichtenden Kindergartenjahres, sondern wir haben das in den vergangenen Jahren immer wieder gemacht, auch unter den entsprechenden Rahmenbedingungen. PädagogInnentage, et cetera, das ist gestern diskutiert worden. Das heißt, ich glaube, Wien leistet hier hervorragende Arbeit, die Zahlen sprechen für sich, aber populistische Spielchen brauchen wir da nicht. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Die 1. Zusatzfrage wird von der Frau Abg Riha gestellt. Ich bitte darum.

Abg Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich kenne die Zahlen aus Wien. Da gibt es natürlich auch immer wieder unterschiedliche Meinungen. Wien ist nach wie vor, auch das sagt die Statistik Austria, bei den Fünf- bis Sechsjährigen Schlusslicht in Österreich. Sie haben recht, dass Wien bei den Null- bis Dreijährigen Spitzenreiter ist, aber bei den Fünf- bis Sechsjährigen sind wir nach wie vor Schlusslicht. Ich möchte mich aber gar nicht so sehr mit den Bundesländern auseinandersetzen, sondern mit Wien. Wenn Sie eigentlich in den Kindergärten mit dem Platzangebot sehr zufrieden sind und, wie ich Ihrer Aussage entnommen habe, ja der Meinung sind, dass Wien ausreichend Plätze anbietet, dann ist mir nicht ganz nachvollziehbar, dann wäre es ja eigentlich leicht möglich, hier den Eltern auch einen Rechtsanspruch anzubieten, weil es ein Unterschied ist, ob ich als Eltern als Bittsteller komme oder als Person mit einem Anspruch auf einen Kindergartenplatz für mein Kind. 

Meine Frage daher ist: Wenn Sie sich aus heutiger Sicht nicht vorstellen können - ich sage jetzt einmal dazu, meine Vermutung ist sehr wohl, weil wir nach wir vor zu wenig Kindergartenplätze haben, und dieser Rechtsanspruch derzeit auch nicht umgesetzt werden könnte. Sie haben ja selber gesagt, der Ausbau der Kindergartenplätze wird voranschreiten. Wenn das auch durch die Bundesmittel, die ja in den nächsten Jahren zur Verfügung gestellt werden, so ist, können Sie sich dann in den nächsten Jahren und in einem gewissen Zeitraum vorstellen, dass der Rechtsanspruch dann doch umgesetzt wird? Deutschland, Sie haben es angesprochen, hat das schon seit vielen Jahren und auch in vielen Kantonen der Schweiz wird es umgesetzt. Es kann ja jetzt nicht das oberste Ziel der Stadt Wien sein, dass wir es nicht qualitativ gut umsetzen. Also Wien könnte ja da auch ein Vorbild sein und könnte den Rechtsanspruch auch qualitativ gut umsetzen. Wie sehen Sie das?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Vielleicht ist die Akustik in Ihrem Bereich auch ein bissel so schlecht wie da, also manchmal hört man nicht richtig. Insofern will ich es noch einmal sagen: Selbstverständlich, wir müssen weiter ausbauen, weil wir selbstverständlich auch erhöhten Bedarf haben. Da mache ich auch überhaupt kein Geheimnis daraus. Ich sage nur, wir wären auf der anderen Seite, und ich habe das gestern schon gesagt, in dem Ausbauprogramm wesentlich weiter, hätten nicht Ihre Kollegen 150 m von hier die Kindergartenmilliarde abgeschafft! Da wären wir schon viel weiter und hätten hier natürlich auch im Einzelfall für die Versorgungssituation von betroffenen Familien und Frauen ein besseres Angebot leisten können. Die Milliarde ist gestrichen worden! Jetzt holen wir gemeinsam, zum Glück auch gemeinsam, etwas auf, was halt einige Jahre brach gelegen ist, weil es hier eine entsprechende Unterstützung nicht gegeben hat. Das heißt, wir müssen ausbauen, aber es ist natürlich auch selbstverständlich immer eine Frage der subjektiv Betroffenen. Ich habe zuerst auch schon darauf hingewiesen, ein Rechtsanspruch, der sich daran qualifiziert, dass ich in einem riesigen Umfeld irgendwo einen Betreuungsplatz entsprechend finden muss, ist für mich nichts anderes als eine gewisse Chimäre, die man aufbaut. Denn natürlich, und Sie kommen ja aus der Praxis, Sie wissen es, ist die Frage des objektiven Platzangebots und der subjektiven Empfindung da zwei Paar Schuhe. Dass nämlich jemand natürlich will, dass er seinen Kindergartenplatz möglichst gleich dort hat, wo er letztendlich beruflich tätig ist, wo er vielleicht auch wohnt, wo vielleicht eine andere Bezugsperson wohnt und Netzwerkfamilien, machen es doppelt kompliziert. Daher ist es natürlich auch immer eine Frage des entsprechenden Angebots vor Ort, wo immer das sein mag, ob jemand empfindet, ich kriege einen Kindergartenplatz oder nicht, und durchaus immer wieder Schreiben auch an uns kommen, das ist ja auch überhaupt kein Geheimnis, da braucht man ja gar nicht herum tun, dass jemand nicht zufrieden ist, weil er das Platzangebot dort, wo er es sich wünscht, nicht bekommen kann. Das ist teilweise, und da bin ich für dieses populistische Spiel auch nicht zu haben, einfach nicht leistbar und zwar nicht leistbar aus finanzieller Sicht, sondern schlicht und ergreifend aus Raumressourcen, die ich an gewissen Plätzen habe. Ich habe einzelne Standorte, wo ich tun kann, was ich will, aber ich werde dort nie die entsprechende Nachfrage sicherstellen können. Was wir tun, ist, im entsprechenden Umfeld privat auszubauen und zusätzliches Angebot zu schaffen. Trotzdem ist es für den subjektiv betroffenen Elternteil schwer, denn er kriegt dort den Platz nicht im Kindergarten XY, sondern im Kindergarten Z. Daher ist dieser Rechtsanspruch durchaus auch nichts anderes als ein Vorgaukeln. Und wie es in diesen Bundesländern gehandhabt wird, zeigt ja auch die entsprechende Praxis in den deutschen Städten, wo es diesen gibt. Aber wenn wir, sage ich ganz offen, wahrscheinlich in einzelnen Teilen, wenn wir das machen würden und dann das reinschreiben würden, was dort in einzelnen deutschen Städten geschieht, und jetzt will ich gar nicht noch auf die Probleme verweisen, die es dort in diesem Bereich gibt, dann glaube ich, würden uns die Wienerinnen und Wiener nicht ernst nehmen und daher stehe ich dafür nicht zur Verfügung. Es geht um qualitativen Ausbau, das tun wir. Es geht um Qualifizierung unserer Pädagoginnen und Pädagogen und gute Ausbildungsmodule, die leisten wir. Es geht darum, zusätzliche Pädagoginnen und Pädagogen zu gewinnen, das leisten wir. Wir leisten auch eine entsprechende finanzielle Entlastung durch das gestern beschlossene neue Fördermodell und wir leisten darüber hinaus im Vergleich - und ich weiß, die Menschen leben nicht im Vergleich, sondern in Wien - hier sehr gute, hochwertige Arbeit und wir brauchen uns da nicht zu verstecken. Aber noch einmal mehr: Für politische Spielchen und für Chimären bin ich nicht zu haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke. Die 2. Zusatzfrage kommt von der Frau Abg Mag Krotsch. Ich bitte darum.

Abg Mag Nicole Krotsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Einen schönen guten Morgen von meiner Seite, Herr Stadtrat und vielen Dank für die Ausführungen. Mich würde nun interessieren, wie dieser Punkt in dieser 15a-Vereinbarung zum verpflichtenden Kindergartenjahr geregelt ist?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Herr Präsident! 

Die ja heute auch auf der Tagesordnung stehende 15a-Vereinbarung betreffend das verpflichtende Kindergartenjahr ist, glaube ich, ein sehr, sehr wichtiger Schritt, auch im Interesse der Wiener Kinder, aber auch der Wiener Familien, vor allem aber auch in Richtung des Bildungssystems. Es ist kein Geheimnis, wir hätten uns eine andere Lösung gewünscht, aber ich glaube, es ist ein wichtiger und ein notwendiger und ein richtiger Schritt. Gemäß dieser 15a-Vereinbarung über die Einführung der halbtägig kostenlosen Verpflichtung und Förderungen in institutionelle Kinderbetreuungseinrichtungen sind die Länder verpflichtet, für alle Kinder, die vor dem 1. September des jeweiligen Kindergartenjahres das 5. Lebensjahr vollendet haben, durch entsprechende landesgesetzliche Vorschriften die Pflicht zum halbtägigen Besuch festzulegen. Wir werden das tun, die Vorbereitungsarbeiten dafür laufen. Wir haben hier durchaus ein anderes Gesetzgebungsverfahren als in anderen Ländern, aber es ist mit einer entsprechenden Beschlussfassung jedenfalls im Herbst dieses Jahres zu rechnen. Wir werden deshalb da vor allem auch durch den weiteren intensiven Ausbau für die fünf- bis sechsjährigen Kinder natürlich das entsprechend ausreichende Platzangebot zur Verfügung stellen können. Daher wird der Ausbau weitergehen, heuer um 2 200 zusätzliche Plätze, im nächsten Jahr selbstverständlich eine Fortsetzung im Ausbauprogramm, sodass sichergestellt ist, dass wir tatsächlich auch diese Kinder betreuen können.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage stellt die Frau Abg Smolik. Ich bitte darum.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Es ist interessant, dass man Gemeinderätinnen, die Zusatzfragen stellen können, ein Gesetz, das heute beschlossen wird, sagen muss, was da drinnen steht. Das finde ich erstaunlich. 

Ich möchte aber noch einmal darauf zurückkommen, auch was in der 15a-Vereinbarung ja auf die Fünf- bis Sechsjährigen abzielt und was auch die Kollegin Riha gesagt hat: Es gibt zu wenig Plätze, auch für die Fünf- bis Sechsjährigen. Jetzt steht das in der 15a-Vereinbarung drinnen. Heißt das jetzt, dass Kinder, die einen Kindergartenplatz dann haben und die Fünf- bis Sechsjährigen da jetzt bevorzugt aufgenommen werden müssen, dann nicht mehr in den Kindergarten gehen können oder wie werden Sie das lösen, dass die Fünf- bis Sechsjährigen, die ja jetzt ob der Verpflichtung auch einen Platz haben müssen, dann auch untergebracht werden können und wie geht sich das mit den Plätzen aus?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Wir reden, und ich beziehe mich jetzt nur auf die vorjährige Statistik, weil für September 2009 eine entsprechende ja noch nicht vorliegt, von etwa einer Gruppe von 800 fünf- bis sechsjährigen Kindern, die sich derzeit in Wien nicht in einer entsprechenden Betreuungseinrichtung befinden. Aber wir bauen schon heuer 2 200 Plätze aus, wir bauen auch im nächsten Jahr die entsprechenden zusätzlichen Plätze aus, das heißt, hier eine Verunsicherungspolitik zu betreiben, dass irgendjemand seinen Platz verliert, ist sicherlich nicht entsprechend angebracht. Aber ich bin sehr dankbar für diese Frage, weil ich durchaus noch auf einen Punkt auch eingehen kann, den die Kollegin Riha auch betont hat. Die Fragestellung nämlich der unterschiedlichen Zahlen, die es immer wieder gibt, und es ist ja, ich weiß nicht, ob in der gestrigen Debatte, aber schon in mehreren Debatten auch immer wieder darauf hingewiesen worden: Wir sind in Wien auf Grund auch des vorzeitigen Schuleintritts in einer anderen Situation als viele andere Bundesländer, nicht zuletzt auf Grund eines sehr dichten Schulangebots im Bereich der Volksschulen, nämlich auch mit entsprechender ganztägiger Betreuung. Daher sind die Zahlen, die hier immer wieder von der Statistik Austria zitiert werden, und das wissen Sie ja ganz genau, natürlich nicht die Zahlen von Kindern, die sich nicht in irgendeiner Art von schulischer oder entsprechender Kinderbetreuungseinrichtung befinden. Die Zahl von rund 1 800 Kindern, die immer wieder in der Statistik Austria angeführt wird im Vergleich aller Bundesländer - das ist bei allen durchaus so, aber vor allem der vorzeitige Schuleintritt in Wien ist wesentlich größer. Deshalb sind davon rund 1 000 bis 1 200 Kinder abzuziehen, die sich bereits in der Schule befinden. Das sind so die klassischen Kinder irgendwann Oktober, November, wo man sich überlegt, gebe ich sie schon in die Schule oder nicht. In der Statistik scheinen sie hier letztendlich auf, sie ist deshalb falsch. 

Es ist daher nicht so, dass wir hier in diesem Bereich absolutes Schlusslicht sind, sondern die Schuleintrittsquote ist in Wien klar höher, sodass wir davon ausgehen können und sicher sind, dass wir den Fünf- bis Sechsjährigen auf jeden Fall gemäß der vereinbarten 15a-Vereinbarung entsprechend einen Kindergartenplatz zur Verfügung stellen werden können.

Präsident Heinz Hufnagl: Die vierte und letzte Zusatzfrage stellt die Frau Abg Riha. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich möchte jetzt von den Zahlen weg zu einem Thema kommen, das nach der Gebührenbefreiung und nach dem Ausbau von Plätzen auf jeden Fall ansteht und das ist die Verbesserung der Qualität, nämlich Wien-weit. 

Da ist meine Frage an Sie, ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, aber ich werde, und ich nehme an, es geht Ihnen auch nicht anders, in den letzten Monaten sehr häufig von Kindergartenpädagoginnen, vereinzelt auch von Kindergartenpädagogen, angesprochen, die erzählen und berichten, dass sie an die Grenzen ihrer Belastbarkeit stoßen, weil die Rahmenbedingungen, immer wieder einmal 25 Kinder in einer Gruppe, mit einem breiten Bildungsangebot, ich sage nur, Sprachförderung zusätzlich und so weiter, sie einfach an ihre Grenzen stoßen lässt. Wie ist das? Können Sie sich vorstellen oder haben Sie vor, das Wiener Kindertagesheimgesetz in Richtung Qualitätsverbesserung, Qualitätsstandards, Verbesserung der Rahmenbedingungen zu überarbeiten, zu verbessern, um zum Beispiel so Dinge festzuhalten wie verpflichtende Vorbereitungszeit für KindergartenpädagogInnen? Es gibt nämlich sehr wohl vereinzelt KindergartenpädagogInnen, die das nicht haben. Eine Verringerung der Gruppenzahl, die den internationalen Anforderungen entspricht, einen Personalschlüssel, sei es Supervisionsansprüche und so weiter, ich will jetzt nicht alles aufzählen. Das müsste man oder könnte man ja auch in einer Expertengruppe überdenken. Können Sie sich vorstellen, dass es zu so einer Überarbeitung kommt?

Präsident Heinz Hufnagl: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Wir sind ja hier immer wieder in laufenden Gesprächen, auch in welchen Bereichen hier Verbesserungen gesetzt werden können, keine Frage und ich habe das auch von diesem Pult schon einmal getan. Die Situation ist keine einfache, gerade auch für die Pädagoginnen und Pädagogen vor Ort. Aber die Ursachenforschung da muss schon auch betrieben werden und ich verweise einmal mehr darauf, das ist schon vorhin gewesen und da geht es nicht um ein Abputzen, das ist ganz normale Rechnerei beziehungsweise ganz normale Geschichte in irgendeiner Form: Wir hatten eine Zeit des Stillstandes im Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen, die jetzt dank intensiver Investitionsmittel aufgeholt wird. Das machen wir vom Neusiedler See bis zum Bodensee. Da nehme ich uns gar nicht als Sonderbeispiel. Das tun Gott sei Dank alle anderen Bundesländer auch. Nur auf der anderen Seite ist eine Ursache, dass im Bereich des Personals die Situation nicht gerade einfach ist und das erleben Sie als privater Träger, das erleben wir als Kommune. Ich bin sehr stolz auf unsere Pädagoginnen und Pädagogen, dass sie hier auch nicht auf den politischen Leim von einigen gehen, die da jetzt ein politisches Spielchen probieren, obwohl sie bei diesen Fragen ganz genau wissen, wer dafür vor allem eine nicht unwesentliche Verantwortung trägt. Ich glaube, auf der Wiener Ebene tragen wir hier einen wesentlichen Beitrag. Es ist gestern auch auf all die Ausbildungsmodule hingewiesen worden, die wir zusätzlich in Wien geschaffen haben, „Pickup“, „Change“, „Restart“, et cetera, um hier tatsächlich auch zusätzliche Pädagoginnen und Pädagogen zu gewinnen. Hier setzen wir Ausbildungsmaßnahmen, vor allem eben auch mit dem Anspruch, die Qualität sicherzustellen und die hängt natürlich auch sehr maßgeblich mit der personellen Ausstattung zusammen. Ich wäre sehr froh, wenn Sie vielleicht mit Ihren Kolleginnen und Kollegen in den anderen Bundesländern auch darüber reden könnten, dass es das gibt, weil dann die Personalsituation durchaus insgesamt eine wesentlich bessere vom Neusiedler See bis zum Bodensee wäre. Wir könnten uns das Spielchen sparen und dann tatsächlich in die Diskussion eintreten, die unser gemeinsames Anliegen ist, nämlich Qualität in den Kinderbetreuungseinrichtungen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Stadtrat, danke schön. Wir sind damit am Ende der Fragestunde angelangt. 

Wir kommen daher zum Punkt Aktuelle Stunde. 

Der Klub der Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Sicherheitschaos in Wien – LH Häupl muss handeln“ verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt und ich bitte den Erstredner, Herrn Abg Mag Gudenus, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 

Wir haben heute auch hier in der Aktuellen Stunde den Anlass, über das Thema Sicherheit zu sprechen wie auch schon in der Fragestunde und es wird uns leider nicht erspart bleiben, auch in Zukunft über dieses brisante Thema hier in unserer Bundeshauptstadt Wien zu sprechen. Ich möchte jetzt gar nicht auf die vielen, vielen Zahlen, die uns aus offiziellen Quellen oder aus weniger offiziellen, richtigeren Quellen vorliegen, sprechen. Das wird mein Kollege Lasar machen -, sondern ich möchte auf das Thema eingehen: Was kann Wien im eigenen Wirkungsbereich tun, was kann der Bgm Häupl, was kann der Lhptm Häupl im eigenen Wirkungsbereich tun, um dieser Situation Herr zu werden. Sicherheitschaos in Wien, Häupl, Bgm Häupl muss handeln. Er hat heute in der Beantwortung in der Fragestunde gesagt, dass er gerne bereit ist, die Polizei zu entlasten, was Verwaltungsaufgaben betrifft. Aber man muss leider feststellen, dass es sich hier großteils nur um leere Worte handelt, weil schon alleine beim Thema Bezahlung - wer zahlt das Ganze? - hat er sich abgeputzt und gemeint, Wien ist sicherlich nicht mehr bereit, hier weitere Bezahlungen zu tätigen. Da sieht man schon, wie sehr es hier dem Landeshauptmann wichtig ist, wie sehr ihm hier das Thema Sicherheit der Bürger in Wien am Herzen liegt, nämlich reichlich wenig. Und es schaut leider auch im Bund so aus, wenn hier die Bundesministerin Fekter eine Sonderkommission Ost veranstaltet, wo Polizisten aus anderen Bundesländern abberufen werden, um für ein vermeintliches Sicherheitsgefühl hier in der Ostregion zu sorgen, aber in Wirklichkeit dann die Polizisten in den Bundesländern, wo sie abgezogen werden, fehlen und dort eben auch die Kriminalität steigt. Das heißt, diese Sonderkommission Ost ist ja auch nur ein Tropfen auf dem heißen Stein. Hier müssen sinnvolle Maßnahmen gesetzt werden, keine Frage. 1 500 Polizisten mehr, eine Belastungszulage für die Polizisten in Wien und ganz, ganz erfreulich, sogar die GRÜNEN, die sich ja sonst immer als sicherheitspolitische Geisterfahrer aufstellen, sogar die GRÜNEN kommen mittlerweile drauf, dass Sicherheits- und Kriminalitätsbekämpfung in Wien ein Thema ist. Das ist ja wirklich sehr erfreulich, dass die GRÜNEN eine Aufstockung der Polizei in Wien fordern. Sie fordern mehr Kriminalpolizei, die ja in den letzen Jahren immens reduziert wurde und meinen, die Polizei sei überlastet und nicht mehr einsatzfähig. Ich bin sehr froh über die zwar späte, aber doch richtige Erkenntnis. 

Vielleicht könnten sie da ja noch d’accord mit unseren Forderungen sein, auf die ich jetzt eingehen werde, wo Wien im eigenen Wirkungsbereich Maßnahmen setzen könnte, wo wir wissen, dass in Wien 50 Prozent der Kriminalität in Österreich stattfindet, dass aber lange nicht so viel Polizei vorhanden ist. Nur 20 bis 30 Prozent aller Polizisten in Österreich befinden sich in Wien und sehen sich mit einer Situation konfrontiert, die einfach nicht mehr machbar ist. Es sagt ja auch die erst kürzlich erschienene EU-Statistik von Eurostat, dass es zwar mehr Delikte in Wien gibt, aber viel, viel weniger Polizei. Und das ist eben erschreckend, dass sich hier in Wien anscheinend Kriminelle vergleichsweise zu anderen Ländern in der EU mittlerweile wohl fühlen, hier in der Bundeshauptstadt. Die Zahlen sprechen eben eine ganz, ganz deutliche Sprache. Während in anderen Nationen die drohende Verbrechensgefahr bekämpft wird, hat unsere Politik hier in Wien jahrelang tatenlos zugesehen. Von Deutschland, zum Beispiel, hat diese Studie verlautbart, dass es hier 13 000 Polizisten mehr gibt. In Frankreich wurde um 15 000 Polizisten aufgestockt, in Spanien um satte 24 000 Polizisten. Die verheerenden Auswirkungen jahrelanger Untätigkeit bekommen die Wienerinnen und Wiener tagtäglich am eigenen Leib zu spüren: Einbrüche, Raub, Gewalt, Banküberfälle, tägliche Horrormeldungen in den Zeitungen. Verbrechenszahlen explodieren. Zum Beispiel fordern Kaufleute im 1. Bezirk, dass die Polizei sie mehr unterstützt, da sie ja tagtäglich geplündert und ausgeräumt werden. (Abg Godwin Schuster: Richtig! Ihr habt es eingespart! Ihr habt es eingespart!) Oder wenn sich im 13. Bezirk oder in anderen Bezirken mittlerweile Bürger aus der Nachbarschaft organisieren müssen, um hier eine Organisation aus dem Boden zu stampfen, weil die Sicherheitspolitik nicht mehr gewährleistet wird, dann sieht man, dass hier einiges im Argen ist. Und die Stammtische, die hier seitens der Bezirke veranstaltet wurden, um den Bürgern teure Sicherheitstüren einzureden - seien Sie mir bitte nicht böse, das ist ja nur Symptombekämpfung, teure Symptombekämpfung! Man muss hier bitte präventiv tätig sein und hier ist die Gemeinde Wien leider säumig. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 50 Prozent aller Verbrechen sind in Wien, aber nur ein Fünftel aller Polizisten sind hier, das heißt, dass hier Handlungsbedarf gegeben ist. Ich habe vorhin in der Fragestunde schon erwähnt: 50 bis 60 Prozent aller Einsätze der Exekutive umfassen Aufgaben, für die die Polizei entweder nicht zuständig ist oder als Hilfsorgan für den Magistrat missbraucht wird. (Abg Godwin Schuster: Haben Sie auch Unterlagen, Herr Kollege?) Polizisten sind aber, wie Sie wissen, sehr, sehr gut ausgebildete Spezialisten und für die Prävention zuständig und für die Verbrechensbekämpfung. (Abg Godwin Schuster: Haben Sie auch Unterlagen dazu, die das belegen?) Genau da ist Handlungsbedarf. Für uns Freiheitliche ist eines klar: Die Polizei muss für ihre Kernaufgaben tätig sein. (Abg Godwin Schuster: Sie haben keine Unterlagen dazu! Sie haben keine Unterlagen!) Die Polizei muss Zeit und Raum haben, um für ihre ureigensten Kernaufgaben tätig sein zu können und hier muss eben die Gemeinde Wien eine Hilfestellung leisten, indem wir eine städtische Sicherheitswacht einführen, die Sie aber leider verwehren. (Abg Godwin Schuster: Sie reden, wie wenn Sie ein Traumwandler wären! Sie wissen nichts, nein!)

Die Polizei ist leider zuständig für Tatsachen wie für Anrufe wie „Wasser durch Decke“, das hat der Bgm Häupl heute verneint, Lärmerregung an öffentlichen Orten, eingesperrtes Tier, sanitärer Übelstand in Wohnung, Rauchbelästigung, Streitschlichtung. Damit muss die Polizei sich beschäftigen, anstatt auf der Straße für Verbrechensbekämpfung tätig zu sein. (Abg Godwin Schuster: Woher haben Sie das?) Das sind 50 bis 60 Prozent der Aufgaben, die die Polizei tagtäglich verrichtet. Da gehört die Polizei entlastet. Es kann nicht sein, dass man glaubt, die Polizei kommt immer, macht alles und es kostet nichts. (Abg Godwin Schuster: Sie leben in einer anderen Stadt!)

Was macht der Bgm Häupl? Er ist untätig, er putzt sich ab. Aber wir Freiheitliche haben ein ganz, ganz klares Konzept. Wir laufen nicht herum und sammeln Unterschriften und machen hier eine Alibiaktion, wie Sie, die Genossen der SPÖ, und tun so, als wären Sie für überhaupt nichts zuständig hier, was Sicherheit im Land Wien betrifft. Sie tun so, als wäre nur der Bund verantwortlich und das ist eigentlich eine schäbige Art der Politik, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Abg Godwin Schuster: Ist der Bund nicht verantwortlich? Ist der Bund nicht verantwortlich für diese Stadt?) Das können Sie nicht tun mit so einem Zettel. (Der Redner zeigt ein Blatt Papier. - Beifall bei der FPÖ.) Mit so einem Zettel wird man das Sicherheitschaos in Wien nicht lösen können!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Bgm Häupl streut mit so einem Zettel den Bürgern Sand in die Augen. Er könnte aber in seinem eigenen Wirkungsbereich handeln. Wir haben vorgestern in einem Beschlussantrag die Errichtung einer Sicherheitswacht eingebracht. Das wurde natürlich mit der absoluten Mehrheit der Roten hier abgeschmettert. Sie machen sich damit mitverantwortlich, wenn Sie hier nicht für eine Wiener Sicherheitswacht zur Entlastung und Unterstützung der Exekutive stimmen. Wir wollen als Freiheitliche hier mit dem Häupl’schen Kapplersalat Schluss machen. Sie sehen hier, dass unserem Magistrat der Stadt Wien, unserer Berufsfeuerwehr, den Wiener Linien und der Bundespolizei Wien mehrere Einheiten untergliedert sind und auch verteilt sind und aufgefächert sind wie die Ordnungsberater, die „Night Watcher“, Blaukappler, „Waste Watcher“, die hier ihre Arbeit machen. Die könnte man unter einem Hut zusammenfassen mit einem Wiener Sicherheitsstadtrat, der auch hier zu besetzen ist und man könnte die Ausbildung dieser Einheit seitens der Bundespolizeidirektion Wien vornehmen lassen. Das sorgt für Qualität, genauso wie es in Salzburg übrigens jetzt auch gemacht wird. Es gibt also gute Beispiele, an die man sich auch halten kann. Die Dienst- und die Dachaufsicht würde auch der Bundespolizeidirektion Wien hier obliegen. Man müsste hier 5 000 Beamte, Wiener Kontroll- und Verwaltungsbeamte schaffen (Abg Godwin Schuster: Welche Politik haben wir in Wien?), aber auch Wiener Sicherheits- und Ordnungsbeamte, die eben hier die Tätigkeiten verrichten, die die Polizei eigentlich nicht mehr verrichten sollte (Abg Godwin Schuster: Welche Politik haben wir in Wien?), wie zum Beispiel Überwachung von Hausordnung, Beförderungsbedingungen, Naturschutzgesetz, Reinhaltegesetz oder auch dazugehörig in die Kompetenz Gewerbepolizei, Gesundheitspolizei, Sittlichkeitspolizei. (Abg Godwin Schuster: Sie wissen nicht einmal, wie viel Polizei es in Wien gibt!) Das alles könnte von der Sicherheitswacht übernommen werden. Oder zum Beispiel die Einhaltung des Bettelverbots für Kinder oder des zukünftigen hier wahrscheinlich bald zu beschließenden allgemeinen Bettelverbots, das wir fordern, weil ja auch hier die Bürger von einer Bettlermafia belästigt werden und das ist ein untragbarer Zustand, der hier in Wien vorherrscht. 

Diese Truppe, diese Wiener Sicherheitswacht, könnte innerhalb von sechs Monaten stehen. (Abg Godwin Schuster: Sie haben wirklich keine Ahnung!) Die Ausbildung würde so lange dauern. Ab 1.1.2010 könnten hier 5 000 Ordnungsbeamte auf der Straße sein, um die Polizei zu entlasten und für mehr Sicherheit zu sorgen. Sie haben die Gelegenheit, Sie, auch die rote Mehrheitsfraktion haben die Gelegenheit, hier mehr Sicherheit in Wien zu schaffen. Sie haben die Gelegenheit, sich auch Beispiele an Salzburg Stadt oder an Vorarlberg zu nehmen. Sie haben die Gelegenheit, einen Sicherheitsstadtrat zu schaffen, der sich hier eben um alle Agenden kümmert, die in der Gemeinde damit zusammenhängen. Sie haben die Gelegenheit, auf freiheitliche Vorschläge zu hören, wie zum Beispiel, dass hier Verwaltungsbeamte auch abgestellt werden, um die Polizei zu unterstützen, wo auch die Frau Ministerin Heinisch-Hosek unseren Vorschlag heute kopiert hat. (Abg Godwin Schuster: Nein, Sie sind ein Traumwandler! Nicht böse sein!)

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Sehr geehrter Herr Abgeordneter, zum Schlusssatz kommen.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (fortsetzend): Nützen Sie die Gelegenheit, Herr Kollege Schuster, nützen Sie die Gelegenheit, schaffen Sie mehr Sicherheit in Wien! Die Zustände sind untragbar. Der Bürgermeister will nichts tun. Reden Sie mit ihm. Wir werden Sie sicherlich aus Ihrer Verantwortung hier nicht entlassen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und die Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Mag Vassilakou gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und Herren!

Wenn jeder Einzelne und jede Einzelne von uns gern Einbrecher werden möchte und irgendwo sitzen und jetzt überlegen würden, wohin begebe ich mich auf Einbrechertour, dann würden Sie nach Wien kommen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN und StR Johann Herzog.) Sie würden nach Wien kommen und nicht nach Berlin fahren. Warum? Weil in Berlin die Aufklärungsquote dreimal so hoch ist wie in Wien! Sie würden nicht nach München fahren, weil dort die Aufklärungsquote sechsmal so hoch ist wie in Wien! Sie würden wahrscheinlich keine einzige Stadt im deutschsprachigen Raum, die mehr als 100 000 Einwohner hat, auswählen, sondern Wien, weil überall sonst die Aufklärungsquote mindestens dreimal so hoch ist wie in Wien. So schaut es aus. 

Wir haben inzwischen in diesen ersten Monaten des Jahres 2009 bei den Einbrüchen in Einfamilienhäusern eine Zunahme um 70 Prozent zu verzeichnen und bei Wohnungseinbrüchen eine Zunahme von nahezu 30 Prozent und gleichzeitig ein Rekordtief bei der Aufklärungsquote. Die ist nämlich in der Zwischenzeit bei unter 3 Prozent, also ein Armutszeugnis und eine absolute sicherheitspolitische Pleite! Das liegt auf der Hand. 

Wer ist in den letzten zehn Jahren Innenminister in dieser Republik? Wer sitzt im Innenministerium? Wer besetzt das Innenministerium, das ja auch für die Verbrechensbekämpfung zuständig wäre? Wer besetzt die Innenminister in diesem Land? Wer stellt sie seit einem Jahrzehnt? Die ÖVP! (Aufregung bei der ÖVP.) Wer saß gemeinsam mit der ÖVP in jenen Jahren in der Regierung, als die Wiener Polizei niederreformiert und kaputt gespart wurde? Die FPÖ, die jetzt aber von einer sonderbaren Amnesie befallen ist und sich überhaupt nicht mehr daran erinnern kann, was in den Jahren 1999 bis 2009 passiert ist. (Abg Barbara Novak: Genau! Genau! – StR Johann Herzog: Unter Einem schon vorher!)

Besonders spannend finde ich, dass der Herr Gudenus erst jetzt drauf kommt, das ist auch ein Beleg für Amnesie, dass ich seit nahezu einem Jahrzehnt 1 000 Polizistinnen und Polizisten mehr für Wien fordere, denn das ist es, was es in dieser Stadt braucht. (Beifall bei Abg Marco Schreuder.) Sie wissen, dass die Wiener Polizei 1 300 Polizistinnen und Polizisten weniger hat als vor zehn Jahren. Sie, Sie, Sie und Sie sowohl von der ÖVP als auch von der FPÖ präsentieren sich ununterbrochen als Law-and-order-Parteien in dieser Stadt, die aber dafür verantwortlich sind, dass die Kriminalpolizei heute minus 30 Prozent Personalstand hat, dass sie zerschlagen wurde, dass sie aus der Kommissariatsstruktur abgezogen wurde - die waren ja vorher in die Bezirksstruktur eingebettet, dort sind sie nicht mehr -, dass eingespielte Teams zerschlagen wurden, dass die Ausbildung zum Kriminalpolizisten nicht mehr existiert - soll ich noch weiter aufzählen, was da alles an fatalen Fehlern passiert ist? Und zehn Jahre später wundern wir uns, wie es kommt, dass wir es in der Bundeshauptstadt mit einer massiven Zunahme unter anderem auch der Einbruchskriminalität zu tun haben und mit einer völlig hilflosen Kriminalpolizei ebenfalls zu tun haben, die inzwischen, wie gesagt, ein Rekordtief in der Aufklärung zu verzeichnet hat. 

Und dann anstatt das zu tun, was das einzig Sinnvolle wäre, nämlich, uns im Kampf für mehr und gut ausgebildetes Personal in Wien zu unterstützen, kommen Sie her und schlagen eine Sicherheitswacht vor! Das ist ja wirklich sozusagen die Höhe! Sie gaukeln den Wienerinnen und Wienern Sicherheitswacht, Stadtwache, wie wir es auch immer benennen wollen, vor. Wissen Sie, worum es geht? Es geht um eine Pseudopolizei, die keine Befugnisse hat und Sie wissen, dass Sie keine Befugnisse haben würde (Aufregung bei Abg Mag Barbara Feldmann.), weil so etwas auch im Rahmen der Verfassung nicht möglich ist (StR Johann Herzog: Sie haben sich nicht informiert, Frau Kollegin!), die darüber hinaus über keinerlei oder kaum eine Ausbildung verfügen würde. (StR Johann Herzog: Das ist falsch, was Sie sagen!) Bitte sehr, der Herr Gudenus hat uns gerade ausgeführt, nach sechs Monaten würden sie auf die Straße gelassen werden und sollen dann Sicherheitsagenden übernehmen! (StR Johann Herzog: Das ist keine Polizei!) Ja, glaubt denn wirklich irgendjemand in dieser Stadt, dass ein Kommunalbeamter mit sechsmonatiger Ausbildung (StR Johann Herzog: Das gibt es ja schon! Das gibt es ja schon!) tatsächlich ein Mehr an Sicherheit bringt und tatsächlich auch verhindern kann, dass in Wohnungen und in Häuser eingebrochen wird? (Aufregung bei der ÖVP.) Wieso versuchen Sie auf diese Art und Weise, mit einem peinlichen Etikettenschwindel so zu tun, wie wenn Sie für Wien sicherheitspolitische Vorschläge hätten, wo Sie doch in Wahrheit genau wissen müssten, dass das, was Sie vorschlagen, erstens überhaupt nichts bringt und zweitens das Budget der Stadt Wien mit wirklich viel Geld belasten würde (StR Johann Herzog: Das ist falsch!), das wir dringend brauchen, um sozialpolitische, sinnvolle Maßnahmen zu finanzieren, wo uns das Geld ausgeht und wir jetzt nicht wissen, wie wir im nächsten Jahr die Pflege zu Hause finanzieren sollen, wo wir nicht wissen, wie wir die Sozialhilfe für diejenigen, die jetzt in der Wirtschaftskrise arbeitslos werden, finanzieren sollen. Aber nein, das alles spielt ja keine Rolle, weil wir ja unbedingt eine Sicherheitswacht brauchen.

Eines sage ich Ihnen, meine Damen und Herren, was sie tun, ist doppelt unsozial. (Abg Mag Barbara Feldmann: Sie machen gar nichts, gar nichts!) Sicherheit ist ein hohes Gut in der Republik. Es ist Aufgabe der Polizei und überall, wo es an Sicherheit krankt, gibt es die Reichen, die können es sich richten, die können sich Sicherheitstüren leisten, die können sich Alarmanlagen leisten, die können sich private Securitys leisten. Aber der kleine Mann, den Sie vorgeben zu vertreten, das ist der, der leidet. Unterstützen Sie uns endlich im Kampf um mehr Polizei in der Bundeshauptstadt. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Dr Ulm gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Zur Polemik von den GRÜNEN und von der SPÖ lassen Sie mich gleich zu Beginn einmal feststellen: Wir haben ... (Abg Godwin Schuster: Es war polemisch?) Ich habe schon dem Bürgermeister zuvor in der Fragestunde erklärt, er war polemisch. Ich halte fest, wir haben heute keinen Polizisten weniger in diesem Land und in dieser Stadt, als wir im Jahr 2000 hatten. Wir hatten im Jahr 2000 in Österreich 26 000 Polizisten, wir haben heute 26 000 Polizisten. (Abg Franz Ekkamp: Das stimmt nicht!) Wir hatten in Wien im Jahr 2000 6 000 Polizisten, wir haben heute 6 000 Polizisten. Wir hatten im Jahr 2000 in Wien 4 500 Polizisten auf der Straße und wir haben im Jahr 2009 wieder 4 500 Polizisten auf der Straße. (Aufregung bei der SPÖ.) Es hat sich daran nichts geändert. (Beifall bei der ÖVP.)
Was die polemische Frage der Frau Kollegin Vassilakou betrifft, warum die Aufklärungsquote in Deutschland, in deutschen Städten höher ist als in österreichischen Städten - eine Antwort sind Sie uns schuldig geblieben. Eine Erklärung ist, dort gibt es überall ein Ordnungsamt. Ja, selbstverständlich nimmt dort die Gemeinde ihre sicherheitspolitischen Agenden wahr. In Wien glaubt sie, das nicht machen zu müssen. (Weitere Aufregung bei der SPÖ. - Beifall bei der ÖVP.)
Der Herr Bürgermeister rühmt sich gerne, der starke Mann zu sein und er wird ja auch gelegentlich von Freunden als solcher dargestellt, als wichtigster Mann in Wien, als wichtigster Mann in der SPÖ und er fordert mehr Polizisten für Wien. Ich wünsche mir auch noch mehr Polizisten für Wien. Aber er hätte andere Möglichkeiten. Auf welche Idee verfällt er? Er sammelt Unterschriften als der so mächtige Wiener Bürgermeister Häupl! (Heiterkeit bei der ÖVP.) Wenn ich Unterschriften sammeln gehe als oppositioneller Gemeinderat in Wien, dann lässt man sich das ja einreden, aber dass dem Herrn Bürgermeister nichts anderes einfällt, ist ein Armutszeugnis! (Beifall bei der ÖVP.)

Noch dazu, wo ja die Lösungen auf der Hand liegen. Es gibt ja zwei ganz einfache Möglichkeiten: Wenn er so ein mächtiger Mann in der SPÖ ist, dann soll er sich an den Herrn Bundeskanzler Faymann wenden, an die zuständige Bundesministerin Heinisch-Hosek, die ist nämlich für den Stellenplan zuständig, die Innenministerin Fekter wird mehr Polizisten mit Handkuss nehmen. Sie müssen nur vom Bundeskanzleramt und von der zuständigen roten Bundesministerin auch zugeteilt werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Also ich bin schon gespannt, ob die 2 000 zusätzlichen Polizisten bundesweit dann auch wirklich nach Wien kommen. Ich würde es mir wünschen. Aber wenn ich mich jetzt schon nicht durchsetzen kann in meiner eigenen Partei, so würde ich wenigstens die Gelegenheit wahrnehmen, die ich als Bürgermeister in dieser Stadt habe, und eine Stadtwache einrichten. Er spricht ja selbst von 4 000 Personen, die im Sicherheitsdienst in dieser Stadt tätig sind. Es wäre naheliegend, die unter der Ägide einer Sicherheitsstadträtin in einer Stadtwache zusammenzufassen.

Und da gehe ich jetzt auch auf die Rolle der Frau StRin Frauenberger ein, die ja zum Thema Sicherheitsstadtrat auch ganz interessant ist. Da würde ich ja empfehlen, ein bissel intensiver zwischen Bürgermeister und der Stadträtin zu kommunizieren. Während der Bürgermeister meint, dass das eine völlig skurrile Idee ist, einen Stadtrat für innere Sicherheit einzuführen, sagt die Frau Frauenberger selbst: Ich bin ja auch die Stadträtin für innere Sicherheit. Sie sagte es bei der Eröffnung von Inspektionen, zuletzt zum Beispiel erst im 19. Bezirk am vergangenen Samstag in der Sickardsberggasse hat sie das von sich gegeben. (Abg Franz Ekkamp: Sickenberggasse!) Sickenberggasse, herzlichen Dank, ich bin nicht aus dem 19. Bezirk. Sie hat gesagt, ich bin ja die Stadträtin für innere Sicherheit und das ehrt sie, weil sie hier zumindest ein bissel ein Verantwortungsgefühl verspürt und auch gerne in einem Bereich was machen möchte, wo etwas getan werden muss. Das Problem ist nur: Welche Truppe hat sie? Wer untersteht ihr? Unterstehen ihr die Blaukappler? Unterstehen ihr die Weißkappler? Untersteht ihr die Rathauswache, die U-Bahn-Aufsicht, die „Waste Watcher“? Ja, keine einzige Truppe dieser Ordnungshüter untersteht ihr. Sie kommt mir vor wie der König ohne Land im Märchen.

Sehr einfach wäre es, die Polizei von jenen Agenden zu entlasten, die ausschließlich in Wiener Rechtsvorschriften festgeschrieben sind wie in den zehn entsprechenden Landesgesetzen und in den entsprechenden ortspolizeilichen Verordnungen. Beim Thema kommunale Kriminalprävention wäre sehr viel zu machen. 

Ich fordere Sie auf, sehr verehrte Damen und Herren von der Sozialdemokratie, fassen Sie die bestehenden Ordnungsdienste in einer Stadtwache zusammen. Erweitern Sie die Kompetenzen dieser Truppe, um die Polizei zu entlasten und schaffen Sie endlich einen Stadtrat für die innere Sicherheit! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Schuster gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Natürlich diskutieren wir über dieses Thema schon sehr oft und ich habe das letztes Mal schon gesagt, es gibt eigentlich neben den wichtigen Themen in der sozialen Frage kein anderes wichtiges Thema, das hier im Zusammenhang mit dem Wohlbefinden der Bevölkerung in dieser Stadt zusammenhängt und das ist das Thema Sicherheit. Und ich kann es Ihnen nicht ersparen und ich sage das hundert Mal noch, damit ihr es hört’s, auch wenn ihr es nicht hören wollt’s (Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ. – Abg Mag Wolfgang Jung: Die blau-schwarze): Die blau-schwarze Bundesregierung hat in der Zeit ihrer Tätigkeit (Weitere große Heiterkeit bei der ÖVP und der FPÖ.) - ich sage deswegen blau-schwarze Bundesregierung, weil die ÖVP damals die drittstärkste Partei war (Gelächter bei der ÖVP.) und den Bundeskanzler gestellt hat - begonnen, das Wiener Sicherheitssystem aus parteipolitischen Gründen total zu zerschlagen (Zwischenruf, Beifall bei der SPÖ.) indem sie Wien ein System übergestülpt hat, das das Gendarmeriesystem in den Bundesländern war und dadurch das wirklich funktionierende System zerschlagen hat. (Abg Mag Wolfgang Jung: Das Gendarmeriesystem hat hervorragend funktioniert!) Ja, ja. Wir hören das auch heute wieder, wenn hier der Kollege Ulm raus geht und die Personalziffern nennt. Hier ist eine offizielle Statistik der Polizeidirektion Wien, Kollege Ulm, diese haben Sie auch und wenn Sie anderes hier behaupten, dann ist es nicht die Wahrheit. Sie sagen es wider besseren Wissens. 

Der tatsächliche Ist-Stand in Gesamt-Wien, nicht nur die Bezirke, beträgt 5 193 Mitarbeiter. (Abg Dr Wolfgang Ulm: Genau so viele wie 2000!)
Der tatsächliche Soll-Stand, hören Sie doch zu, der tatsächliche Soll-Stand beträgt in Wien 6 100 Mitarbeiter. Ergo dessen haben wir in Wien alleine um 1 000 Mitarbeiter weniger, als laut gültigem Stellenplan möglich wären. 

Die werden irgendwo in dieser Republik eingesetzt (Aufregung bei der ÖVP.), aber nicht in dieser Stadt. 

Wir haben in der Zeit, wo sie die Regierungsverantwortung mit der FPÖ hatten, einen Personalabbau um genau 1 280 Menschen gehabt! (Weitere große Aufregung bei der ÖVP und StR Johann Herzog.) 

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Entschuldigung, Herr Abgeordneter! Meine Damen und Herren! Ich darf Sie ersuchen, etwas Ihre Äußerungen zurückzuhalten, man versteht das Wort nicht mehr. Und nehmen Sie bitte auch Rücksicht auf die Damen und Herren auf der Galerie. Ich bitte Sie, sich entsprechend zu verhalten.

Abg Godwin Schuster (fortsetzend): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hingewiesen wurde auf Eurostat. Eurostat hat tatsächlich erst vor wenigen Monaten festgestellt, dass in allen europäischen Staaten die Sicherheitsproblematik besteht und dass in den meisten westeuropäischen Staaten die Polizei aufgestockt wurde. Und überall dort, wo aufgestockt wurde, hatte man mehr Aufklärungsrate und mehr Erfolg bei der Bekämpfung der Kriminalität. Wir haben hier in dieser Stadt Personal abgebaut bekommen und deswegen wehren wir uns auch so dagegen. 

Die Kosten für die Personalreduzierung und Kriminalitätsbekämpfung trägt der Wiener Bürger dreifach. Zum ersten, als in dieser Zeit unter Strasser abgebaut wurde, mussten die Geschäftsleute mit privaten Sicherheitseinrichtungen ihre Geschäfte absichern. Die Kosten trägt der Konsument ist gleich auch der Wiener Bürger. 

Jetzt kommen Sie mit einer weiteren „Superidee“, die nichts anderes als ein Ablenkungsmanöver von ihren Fehlern ist, nämlich der Stadtwache. Die Kosten würde neuerlich der Bürger tragen. 5 000 Menschen wollen Sie in einem halben Jahr einstellen und in dem halben Jahr ausbilden. Die Kosten würde ausschließlich der Wiener Bürger tragen. (StR Johann Herzog: Der Bürgermeister will 4 000 Beamte haben!) Wir sind nicht bereit, und da decke ich mich genau mit dem, was die GRÜNEN auch gesagt haben, wir sind nicht bereit, auf Kosten von sozial Schwachen etwas aufzubauen, das ganz einfach nichts bringt. Sie haben keine Kompetenz.

Und zum Letzten. Ich habe letztes Mal darauf hingewiesen, weil Kollege Ulm immer wieder behauptet, dass ein Drittel der gesamten Polizeiarbeit durch landesgesetzliche Verordnungen begründet werde. Ich habe bereits bei der letzten Diskussion ausgeführt, bei welchen landesgesetzlichen Verordnungen die Polizei mithelfen soll und wie weit sie dadurch belastet ist. Ich erweitere das. Damals habe ich gesagt, 50 Fälle im Jahr, auf der Donauinsel, et cetera, mehr. (Abg Mag Barbara Feldmann: Allein die Lärmerregung!) Wenn ich Ihnen sage, dass das, was Sie ständig anführen, nämlich das Vorführen von Personen zur Ersatzfreiheitsstrafe als letztes Mittel im Zusammenhang mit Verwaltungsstrafen - und da rechne ich hoch, weil ich mich in einzelnen Polizeistationen erkundigt habe - im Monat die Polizei mit einem halben Kopf Maximum belastet! Und Sie reden von 30 Prozent der Gesamtleistung. (Abg Dr Wolfgang Ulm: In jeder Inspektion!) Ja, in jeder Polizeiinspektion. (Aufregung bei Abg Mag Wolfgang Jung.) Ich sage Ihnen, das sind die Ziffern, die ich erfahren habe, es sind nicht so viele, wie Sie ständig behaupten.

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Herr Abgeordneter, bitte zum Schlusssatz.

Abg Godwin Schuster (fortsetzend): Ich komme zum Schlusssatz.

Wenn uns die Sicherheit unserer Bürger wirklich etwas wert ist, und für uns ist das sehr, sehr viel wert, dann setzen wir uns gemeinsam ein (Abg Dr Wolfgang Ulm: Tun Sie es! Tun Sie es!!), dass endlich mehr Polizei zur Bekämpfung der Kriminalität kommt und nicht etwas anderes! (StR Johann Herzog: Dann tun Sie es endlich!. - Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, ersuche ich nochmals um entsprechenden Rückhalt bei diversen Unmuts- und Beifallsäußerungen. Kurzfristig ist das immer erklärbar, aber wenn man sich länger darin verhält, dann sind die Worte, die gesprochen werden, wirklich nicht mehr nachvollziehbar.

Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich Herr Abg Lasar. Ich erteile es ihm.

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Kollege Schuster!

Ich wäre ja gerne auf Ihre Sachen, die Sie jetzt von sich gegeben haben, eingegangen, aber leider reicht die Zeit nicht. Ich habe leider nur fünf Minuten.

Wenn man sich jetzt Wien ansieht, so ist Wien Hochburg von Einbrechern, Dieben und Räubern geworden. Und wenn man sich allein die Eigentumsdelikte der letzten Monate hernimmt, von Dezember bis heute, so gibt es 78 000 Delikte nur bei den Eigentumsdelikten in Wien. Dann gibt es die Gewaltdelikte, allein 10 000 Gewaltdelikte in den letzten Monaten. Und wenn man sich jetzt noch von ganz Wien die Einbruchsdiebstähle der letzten drei Monate hernimmt, so gibt es einen Anstieg von über 48 Prozent.

Jetzt frage ich Sie schon, meine Damen und Herren der sozialistischen Fraktion: Was ist Ihnen in Wien bis jetzt eingefallen? Was machen Sie dagegen? Der Herr Landeshauptmann hat nichts anderes vorgehabt als: Machen wir in Wien Sicherheitsstammtische. Na super. Die Leute haben sich sehr gefreut, dass sie wieder einmal zu einem Stammtisch gegangen sind, ja, aber was ist ihnen dort geboten worden? Das Einzige, was dort geboten worden ist, war, man hat ihnen gesagt: Bauen Sie die Wohnungen zu Festungen aus. Das ist Ihnen dazu eingefallen! Das ist Ihr Sicherheitskonzept!

Ja, jetzt haben Sie ja noch das Tupferl auf das „i" gesetzt, Sie haben eine Unterschriftenaktion „Brauchen wir mehr Polizisten?" gemacht. Na, das ist so, als ob Sie einen Armen fragen, ob er morgen eine Million gewinnen will! Also da hätten Sie das auch gleich dazuschreiben können. (Beifall bei der FPÖ.) Das sind Ihre Konzepte für Wien! 

Was gibt es noch? Ich sage Ihnen, Sie sitzen genauso wie wir mit der ÖVP gemeinsam in einer Regierung, in der Bundesregierung. (Abg Godwin Schuster: Sie waren es auch und Sie haben alles zerstört!) Dann machen Sie bitte eines: Nehmen Sie endlich Gespräche auf, vor allem der Landeshauptmann mit Ihrem Bundeskanzler Faymann und natürlich auch mit der Frau Innenministerin, die muss man dazu nehmen. Aber die ist ja genauso überfordert mit ihren Aufgaben wie der Landeshauptmann von Wien. Da sage ich Ihnen auch ganz einfach: Jetzt kommt die Frau Innenministerin darauf, was machen wir schnell in Wien, weil da alles explodiert? Na, da geht man einfach her und zieht aus den Bundesländern 200 Polizisten ab, nämlich aus Kärnten, Oberösterreich und der Steiermark, und da bin ich sehr gespannt. Wissen Sie überhaupt, wie die Kriminalitätsstatistik in diesen Bundesländern ist? Ich sage es Ihnen:

In Kärnten haben allein die Einbrüche in Geschäftslokale einen Anstieg von 106 Prozent, in Wohnhäusern von 81 Prozent und das Suchtgiftmittelgesetz hat einen Anstieg von 158 Prozent. Na, da bin ich sehr gespannt, was die Kärntner dazu sagen werden.

Und in der Steiermark, da ist es nicht viel anders. Da ist Ihre Fraktion dort auch in der Regierung und da bin ich auf den Herrn Voves sehr neugierig, was der Herr Landeshauptmann dazu sagen wird. Der hat nämlich allein bei den Einbrüchen in Wohnungen ein Plus von 40 Prozent, bei Einbruchsdiebstählen in Wohnhäuser von 104 Prozent und im Suchtmittelbereich hat er einen Anstieg von 63 Prozent. Und dort wollen Sie jetzt hergehen und einfach die Polizisten abziehen!

Ich sage Ihnen eines, Sie sind an und für sich konzeptlos. Es gibt in Wien kein Konzept. Es gibt in ganz Österreich schon kein Konzept mehr, wenn man sich die Bundesländer anschaut.

Aber bleiben wir bei Wien. Was wollen Sie jetzt machen in Wien? Ich sehe, Sie wollen gar nichts machen außer eine Unterschriftenaktion und einen Stammtisch. Mehr ist Ihnen bis heute dazu noch nicht eingefallen. Aber eines muss man schon sagen, und da gibt es jetzt Lob für die Sozialisten: Die Frau Bundesministerin Heinisch-Hosek hat den Einfall gehabt. Ja, ich gebe ihr recht. Sie hat gesagt, die Beamten, die heute von Post und Telekom mehr oder weniger aufs Abstellgleis gesetzt worden sind (Abg Karlheinz Hora: Von wem wohl? Von wem wohl?), nehmen wir und gehen einfach her und (Aufregung bei Abg Karlheinz Hora.) geben sie in den Sicherheitsbereich, die sollen die Verwaltungsarbeit machen. Ja, ich gebe Ihnen recht. Endlich haben Sie das erfasst. Aber ich sage Ihnen auch wieder, woher diese Idee kommt, nämlich von der FPÖ, denn wir haben das bitte hier schon am 23. Februar gefordert. Aber ich bin ja froh, dass sie spät, aber doch einmal draufkommen, dass die FPÖ in Sachen Sicherheit hier führend ist. Sie sind unfähig (Weitere Aufregung bei Abg Karlheinz Hora.), Sie haben in Wien keine Sicherheit, Sie können in Wien nicht einmal für Sicherheit sorgen, geschweige denn auch auf Bundesebene. Sie sind abzuwählen! - Danke, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Eigentlich habe ich mich gewundert, wie ich das Thema der Aktuellen Stunde gelesen habe „Sicherheitschaos in Wien“, nachdem uns gestern hier vom Herrn Madejski/FPÖ erklärt wurde, wir müssen über das Hochwasser reden, das ist das wichtigste Thema und wieso reden wir nicht über das Hochwasser? Das war gestern ganz wichtig, das Hochwasser ist nicht weg, das Sicherheitsproblem der Leute, die das Hochwasser vor der Tür haben, existiert immer noch, rund um das Donauinselfest ist immer noch viel zu tun und es hängt vom Wetter ab, ob es stattfinden kann oder nicht. Aber es war heute nicht, also war es gestern auch nur ein Schmäh. 

Wenn Sie sich die Mühe machen und im Internet den Begriff „Sicherheitschaos“ suchen und wenn Sie eine Partei dazustellen, dann kommen Sie bei „Sicherheitschaos“ und „Grüne“ auf 99 Einträge, nicht wahnsinnig viel, bei SPÖ und ÖVP auf über 200 und die FPÖ ist mit über 300 Spitzenreiter im Netz. Der Spitzenreiter beim „Sicherheitschaos“ ist die Freiheitliche Partei und das ist genau eines der Probleme, das wir haben. 

Der Polizei zu helfen, da waren die GRÜNEN immer dabei. Wir wollen eine besser ausgebildete Polizei. Wir wollen eine Polizei, die ihren Job besser machen kann, also auch mehr Supervision, weil die Leute dort ein Burn-out haben. Das ist eine schwierige Arbeit, die sie verrichten, die gehören besser bezahlt, die gehören spezialisiert, damit Leute, die bei Familiengewalt eingesetzt werden, auch wissen, was sie dort zu tun haben. Sie gehören spezialisiert, wenn sie mit Jugendlichen arbeiten müssen. Da gehört mehr in die Ausbildung hineingesteckt und am Ende haben wir dann vielleicht eine Polizei, mit der auch ich mehr zufrieden bin und die nicht voll ist mit Leuten von der AUF, von der FPÖ, die dort offensichtlich zwischendurch auch etwas anderes tun als der Sicherheit in der Stadt nachhelfen. 

Aber wenn man über Sicherheit redet, dann möchte ich heute auch nicht vergessen, dass der Sicherheitsbegriff weitergeht. Soziale Sicherheit, Prävention, nicht immer hinten am Ende ansetzen, wenn alles schon passiert ist, sondern früher damit anfangen. Sicherheit fängt woanders an als beim Einsatz der Polizei auf der Straße. Da braucht es etwas anderes. Heute, wenn man das Hochwasser hernimmt, ist es eine ökologische Bedrohung. Dann muss man sich etwas mit dem Wetter überlegen, das haben wir ja schon länger. Wenn man es im großen Maßstab sieht, haben wir Flüchtlingsströme, die sich daraus ergeben, weil ihre Länder überschwemmt werden und bei uns ist es nicht so dramatisch, aber schlimm genug. Ich habe gestern alle Bilder gesehen. Und wenn ich von der ökologischen Sicherheit zur sozialen Sicherheit komme, dann heißt das einfach, den Leuten einen Lebensstandard garantieren, der ein menschenwürdiges Leben möglich macht und das wird momentan für immer mehr Leute immer schwieriger. Die Konzepte gegen die Angst, die auch von der FPÖ geschürt wird, damit sich möglichst viele Leute fürchten, weil sie selber ängstlich sind und Angst ausstrahlen. Die Konzepte dagegen sind Hoffnung statt einem überalterten Sicherheitsbegriff, weil die Leute Angst haben, Angst um den Arbeitsplatz, logisch, jetzt mehr wie vorher. Angst um das Ersparte, Angst um die Sicherheit der Pension, Angst um ihre Gesundheitsvorsorge. Die Antwort ist leider auch bei der ÖVP immer öfter und bei der FPÖ sowieso, da sind dann die Sündenböcke die Asylwerber, die heißen bei ihnen dann anders, Ausländer so im Allgemeinen, Kriminelle, alles wird durcheinander gemischt. Das sind Ihre Lösungen! Das sind überhaupt keine Lösungen. Sie schüren die Angst weiter und je mehr Sicherheit notwendig zu sein scheint, umso mehr steigt die gefühlte Bedrohung und damit die Angst. 

Wenn wir mehr Hoffnung brauchen, brauchen wir dafür Mut. Mut zu einer Steuerreform, die den Unteren mehr hilft als den Oberen. Wenn heuer eine Steuerreform gemacht wurde, die jemandem wie mir über 1 000 EUR netto mehr bringt, einer Teilzeitkraft beim DM aber genau null Euro, dann ist das keine Steuerreform, die Sicherheit ausstrahlt, sondern das ist eine Steuerreform für die Besserverdiener, für die Leute, die da herinnen sitzen wie ich und die nützt den kleinen Leuten überhaupt nichts. 

Mut zu einem Konzept Bildung, das Leuten eine Chance gibt, die momentan aus Haushalten kommen, wo die Eltern schlecht gebildet sind und kein Geld haben. Den haben wir im Moment nicht. 

Statt den Pseudosicherheitsgarantien von ÖVP und FPÖ nachzulaufen, sollten wir eine Garantie auf Erhöhung des Lebensstandards für die unteren und mittleren ökonomischen Bevölkerungsschichten haben und das sage nicht nur ich, sondern das sagt in der Sozialdemokratie die Sektion 8. Das kann man nämlich auf dem entsprechenden Blog nachlesen. Und sie haben mit allem recht, was sie dort sagen. Das sind die Konzepte, die wir brauchen. Es muss früher anfangen und alleine das Nachlaufen, dass wir immer anfangen bei wie viel Polizei man braucht - man sollte zumindest jedes Mal dazu sagen, was es auch noch bedarf. Das muss man jedes Mal in den Satz einflechten, weil wir sonst dem nachlaufen, was die FPÖ da macht und strahlen mit Angst aus. Das ist natürlich nicht notwendig, weil die Gesellschaft mit mehr Angst nicht weiterkommt, sondern die kommt mit mehr Hoffnung und mehr Mut weiter. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Als Nächste zum Wort gemeldet hat sich Frau Abg Mag Feldmann. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ja, es herrscht Chaos in Wien, Sicherheitschaos und ich sage Ihnen, ich könnte jetzt eine Stunde reden. Aber ich sage Ihnen jetzt, was mir am Herzen liegt. Der Herr Landeshauptmann, den das betrifft, der ist nicht da. Der hört uns einfach nicht einmal zu, wenn wir unsere Probleme, unsere Themen sagen und Vorschläge geben! (Aufregung bei der ÖVP.) Es ist unfassbar, es ist nicht zu glauben in der Aktuellen Stunde. Das liegt mir einmal als Erstes am Herzen.

Das Zweite, das mir am Herzen liegt, ist, dass ich als Politikerin zu einem Politiker sagen muss: Sie übernehmen Ihre Verantwortung nicht. Ich sage das jetzt in den leeren Sitzplatz hinein. Und als Bürgerin sage ich: Sie lassen mich im Stich. Zwei Mal ist bei mir im Büro eingebrochen worden, zu Hause bei meinen Eltern ist eingebrochen worden, in unserem Haus in der Innenstadt ist eingebrochen worden. Sämtliche Bekannte, die ich kenne, sind selbst betroffen oder haben jemanden im Umkreis, der betroffen ist. Wir haben einen Anstieg ... (Abg Godwin Schuster: Ihr Minister Strasser! - Abg Siegi Lindenmayr: Ihr Minister Strasser! Ihr Strasser!) Na, jetzt sage ich Ihnen einmal dazu etwas, mein Lieber, und zwar Ende der 90er Jahre: Wer hat die Wachzimmer geschlossen? (Abg Godwin Schuster: Welche Wachzimmer? Welche Wachzimmer?) War das ein roter Innenminister? War das ein roter Bürgermeister? (Abg Godwin Schuster: Welche Wachzimmer? Welches Wachzimmer, sagen Sie es. Sagen Sie es! Sagen Sie ein Wachzimmer! Sagen Sie ein Wachzimmer! ) Und waren Sie das als Sicherheitssprecher? (Abg Godwin Schuster: Sagen Sie ein Wachzimmer! Es gab kein Wachzimmer, das geschlossen wurde!- Beifall bei der ÖVP.)
Sie haben das zugelassen und heute kommen Sie mit Zahlen und Fakten, die überhaupt nicht stimmen. (Abg Godwin Schuster: Das stimmt ja nicht!) Sie reden von Ist-Ständen. Ist-Stände sind immer etwas anderes als Soll wegen Karenzierungen, et cetera und (Abg Godwin Schuster: Das stimmt ja nicht!) die Zahl hat sich nicht reduziert. Sie vergleichen Soll und Ist. Das kann man nicht vergleichen. (Beifall bei der ÖVP.) Das ist mathematische Grundlehre. Aber gut, lassen wir einmal das, ja. 

Ich sage Ihnen, die Verantwortung muss übernommen werden. Die Bürger sind verunsichert, sie sind einfach wirklich in Panik. Sie könnten zum Beispiel ein allgemeines Bettelverbot erlassen. Warum nicht das? Diese Banden, die herumgehen und betteln, kundschaften auch ... (Abg Godwin Schuster: Was ändert das bei der Aufklärung von Einbrüchen?)
Ja, das werde ich Ihnen sagen. Hören Sie mir kurz zu. Die kundschaften die Umgebung aus, die gehen mit ihren Krücken in die Häuser hinein, in die Wohnhäuser, auch in der Innenstadt oder hauptsächlich in der Innenstadt und kundschaften aus. Das ist einmal der Punkt 1. Das sind organisierte Banden und nicht Leute, die generell von Armut betroffen sind, sondern die arbeiten in organisierten Organisationen. (Abg Godwin Schuster: Aber die brechen nicht ein!) Das könnten Sie schon einmal verbieten.

Zweitens: Im U-Bahn-Bereich in der Nacht, am Abend: Die Kinder, die Jugendlichen trauen sich nicht einmal mehr zu fahren. (Abg Godwin Schuster: Ah geh bitte!) Es gibt keinen Sicherheitsdienst, es gibt keine Aufzeichnung von Videos (Abg Godwin Schuster: Das stimmt nicht! Das stimmt nicht!), es ist komplett unsicher. Es betrifft Frauen, Kinder, Jugendliche extrem, Männer natürlich auch. Aber die haben irgendwie eine andere Möglichkeit, sich zu wehren. Ich fühle mich in Wien nicht mehr sicher und ich vertrete hier, glaube ich, die meisten Bürgerinnen und Bürger, die Ihnen das sagen würden. (Beifall bei der ÖVP.)

Und Sie sagen als Einziges, ich spreche halt jetzt Sie an, Herr Schuster; gehen Sie sich nachher beschweren beim Herrn Bürgermeister, der sitzt nicht da, der Herr Landeshauptmann. Darum sage ich alles Ihnen. Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen, es kann so nicht weitergehen und Sie haben Verantwortungen und Sie haben Möglichkeiten. Ich sage nur Bettelverbot, Reinhalteordnung, diese ganzen Schmierereien, Verwahrlosung von Gegenden ... (Abg Godwin Schuster: Wie klären Sie damit einen Einbruch auf? Wie klären Sie damit einen Einbruch auf? Mit diesen Verboten klären Sie keinen einzigen Einbruch auf! Keinen einzigen Einbruch klären Sie damit auf!)
Dann schaffen Sie einmal eine Grundsituation, wo schon einmal eine Stadt in Ordnung ist. Und laut Eurostat sind wir bei der Anzahl von Polizisten im Verhältnis zu Einwohnern unter den fünf Besten. Also folglich muss es hier an einer gewissen Desorganisation liegen, eine Stadt einmal so in Ordnung zu halten, dass dann die Polizei ihre eigenen Aufgaben wahrnehmen kann. Sie brauchen ja nur einmal Ihre Sachen in Ordnung zu bringen, dann schauen wir schon besser aus. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Godwin Schuster: Das haben wir! Das haben wir! - Abg Nurten Yilmaz: Die Frau Fekter, da gibt es nur eine Adresse!) Da gibt es nicht eine Adresse, Sie sind wirklich wie ... (Abg Godwin Schuster: Eure! Die Zustände sind von Ihnen gemacht worden! - Aufregung bei der SPÖ.) Sie schieben die Schuld anderen Menschen permanent zu, anderen ... (Abg Godwin Schuster: Aha, ach so!)
Ich gebe Ihnen jetzt zwei simple Möglichkeiten. Sie haben zwei Möglichkeiten. Wenden Sie sich an Ihren Parteikollegen Faymann (Abg Dr Herbert Madejski: Beim Darabos ist auch eingebrochen worden!) und vielleicht an die Frau Hosek und sagen: Wie wäre es, wenn man hier vielleicht ein paar Planposten mehr macht? Das wäre ja eine wunderbare Idee. Oder die zweite Variante: Sie sprechen mit Ihren Magistratsbeamten und erklären ihnen, warum wir gerne eine einheitliche Sicherheitswacht hätten! (Beifall bei der ÖVP. – Große Aufregung bei der SPÖ.)

Zum Schluss sage ich Ihnen: Chaos herrscht in Wien. Es ist dringend notwendig, etwas zu tun. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Deutsch. Ich erteile es ihm.

Abg Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das Verlangen der FPÖ nach einer Aktuellen Stunde zum Thema Sicherheitschaos ist eine besondere Chuzpe, denn es war die FPÖ, die in der Zeit der blauschwarzen Bundesregierung von 2000 bis 2006 (Aufregung bei der FPÖ.) die unverantwortlichen Kürzungen im Sicherheitsbereich mitbetrieben und daher auch mitzuverantworten hat! (Beifall bei der SPÖ) 

Sie waren dabei und Sie können sich jetzt nicht davonstehlen! Das wird Ihnen nicht gelingen. Ich helfe Ihrer Erinnerung gerne auf die Sprünge. Ihre Krokodilstränen zum Thema Sicherheit, die können Sie sich sparen. Sie sind in dieser Frage in höchstem Maße unglaubwürdig und das wissen auch die Wienerinnen und Wiener! (Beifall bei der SPÖ. – Weitere Aufregung bei der FPÖ.) 

Insbesondere Ihr Parteivorsitzender, der Herr Strache, der hat den Personalabbau bei der Polizei mitzuverantworten. Er war Obmann-Stellvertreter, als die schwarz-blauen Kürzungen durchgesetzt wurden, er war dabei und hat daher auch das Ansteigen der Kriminalitätsrate zu verantworten. (Beifall bei der SPÖ.) Er hat aber diese unverantwortlichen Personalkürzungen nicht nur geduldet, er hat kein Wort über das Sparen bei der Polizei verloren, er hat alles gut geheißen und heute will er nicht dabei gewesen sein! Das ist das Ergebnis, sobald die FPÖ in Verantwortung kommt! (Beifall bei der SPÖ.) 

Stattdessen, und das ist besonders absurd, stattdessen forderte er genau an dem Tag, an dem auf Grund eines Amoklaufs in Deutschland tote Schulkinder im Schulhof lagen, die Bewaffnung der privaten Haushalte! Das ist nicht nur voll daneben, dieser Mann ist auch ein Sicherheitsrisiko für die Stadt und das gesamte Land! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Ergebnis ist bekannt: Wir haben einen massiven Personalnotstand bei der Wiener Polizei. Die negativen Folgen dieses Kaputtsparens dauern eben bis heute an. Wir haben zu wenig Polizistinnen und Polizisten, die ihren Dienst auf den Straßen Wiens versehen. Dafür tragen ÖVP und FPÖ auch die Verantwortung. 

Auch die heutigen Wortmeldungen haben gezeigt, wie konzept- und ideenlos beide Parteien in dieser Frage agieren. Sie versuchen nun, sich mit abstrusen Ideen hier gegenseitig zu übertrumpfen: Die FPÖ, die einen Trupp mit Schlagstöcken möchte, oder die ÖVP, auch da sollten Sie sich erinnern, die seit neun Jahren das Innenministerium personell besetzt, die für Personalkürzungen und die Zerschlagung bewährter Strukturen verantwortlich ist - ich weiß, dass Ihnen das nicht gefällt - und die nun mit einer Stadtwache versucht, ihr schlechtes Gewissen zu beruhigen, obwohl Ihnen sehr bekannt ist, dass das (Aufregung bei den Abgen Dipl-Ing Roman Stiftner, Mag Wolfgang Gerstl und Robert Parzer.) verfassungswidrig ist, außer Sie wollen eine Stadtwache ohne Befugnisse. Aber dann wird ja Ihre eigene Forderung immer absurder. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Kriminalitätsbekämpfung ist und bleibt alleine eine Aufgabe der Bundespolizei. Wir brauchen keine Stadtwache, wir brauchen 1 000 echte Polizistinnen und Polizisten mehr. Wir brauchen auch keine U-Bahnpolizei, sondern wir brauchen Polizei in der U-Bahn. (Aufregung bei der ÖVP.) 

Der Wiener Bürgermeister hat in der Fragestunde ausführlich zu dieser Frage Stellung genommen und umfassend dargestellt, dass die Stadt Wien dazu beigetragen hat, die Polizei von Verwaltungsaufgaben zu entlasten und dass die Stadt Wien die Polizei überall dort auch entsprechend unterstützt, wo dies rechtlich möglich ist, und das passiert auch schon längst. (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Wo ist denn seine Verantwortung?) Selbstverständlich wird eine Vielzahl von Maßnahmen auch im Präventionsbereich gesetzt, das heißt, die Kriminalitätsbekämpfung ist und bleibt die alleinige Aufgabe der Exekutive und die Bevölkerung hat auch ein Recht auf die größtmögliche Sicherheit in dieser Stadt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Frau Innenminister Fekter ist daher gefordert und nicht aus der Verantwortung zu entlassen, der Exekutive endlich jene Mittel zur zu Verfügung stellen, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben auch benötigt. (Aufregung bei Abg Dr Wolfgang Ulm.) Dazu gilt es auch, den entsprechenden Druck aufzubauen. Damit, Kollege Ulm, das auch die Frau Innenminister begreift, hat die SPÖ-Wien diese Unterschriftenaktion für 1 000 PolizistInnen mehr gestartet. (Aufregung bei der ÖVP.) Es haben bereits Tausende unterschrieben. Sie haben auch noch die Möglichkeit dazu und es werden jeden Tag mehr! - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des Klubs der Wiener Freiheitlichen ein Antrag, des Grünen Klubs im Rathaus vier Anträge und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien zwei Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisung erfolgte wie beantragt. 

Die Abgen Siegi Lindenmayr und Dr Matthias Tschirf haben am 20. Mai gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien, Wiener Stadtverfassung, Landesgesetzblatt für Wien Nummer 28 aus 1968 in der geltenden Fassung, Landesgesetzblatt Nummer 19/2009 und des Gesetzes über die Erteilung von Erlaubnissen zum Gebrauch von öffentlichem Gemeindegrund und die Einhebung einer Abgabe hierfür laut Gebrauchsabgabengesetz 1966 für Wien in der geltenden Fassung eingebracht. Dieser Antrag wurde den Ausschüssen Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal sowie Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zugewiesen. 

Die Abgen Lindenmayr und Tschirf haben am 26. Mai gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung des Gesetzes über die Regelung des Veranstaltungswesens, Wiener Veranstaltungsgesetz, in der geltenden Fassung eingebracht. Dieser Antrag wurde dem Ausschuss Kultur und Wissenschaft zugewiesen. 

Der Abg Mag Maresch hat gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung des Gesetzes zum Schutz gegen Baulärm eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zu. 

Nach Beratung der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern lauten 1, 12, 11, 8, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 9, 10, 16, 13, 14 und 15 und werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. 

Ich sehe gegen diese Umreihung keinen Einwand und werde daher so vorgehen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 1 und dazu begrüße ich vor allem die Damen und Herren auf der Galerie, im besonderen die Frau Landtagspräsidentin außer Dienst Prof Erika Stubenvoll recht herzlich und heiße sie willkommen. (Allgemeiner Beifall.) 

Zur Postnummer 1: Die Zweite Präsidentin des Wiener Landtags, Frau Prof Erika Stubenvoll, hat mit Wirkung vom 24. Juni 2009, 9 Uhr, ihr Mandat zurückgelegt und ist aus dem Wiener Landtag ausgeschieden. 

Es obliegt mir daher, die Wahl einer Zweiten Präsidentin vorzunehmen. 

Der Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats für das Amt der Zweiten Präsidentin lautet auf Frau Abg Marianne Klicka. 

Gemäß § 28 Abs 4 der Geschäftsordnung für den Wiener Landtag sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen. Ich ersuche die Abgen Herrn Dr Günther, Frau Smolik, Herrn Mag Gerstl und Frau Ludwig-Faymann, als Wahlprüfer zu fungieren und ihre Aufgabe wahrzunehmen und bitte sie, herauszukommen. 

Ich bitte nun festzustellen, ob die Wahlurne leer ist. Ich bitte, auch mir einen Blick zu gewähren. Auch ich stelle fest, dass die Wahlurne leer ist.

Ich bitte nun die beiden Schriftführer, die Landtagsabgeordneten namentlich aufzurufen und die Damen und Herren Abgeordneten ersuche ich, jeweils nach Aufruf die Wahlzelle aufzusuchen, den Stimmzettel entsprechend auszufüllen und diesen anschließend in die Urne zu legen. Die Stimmzettel werden bei der Wahlzelle ausgegeben. Bei diesem Wahlvorschlag ist „Ja“ oder „Nein“ anzukreuzen. 

Ich bitte nun die Frau Abg Mag Feldmann, mit dem Aufruf zu beginnen.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Dr Wolfgang Aigner, Dipl-Ing Omar Al-Rawi, Dkfm Dr Fritz Aichinger, Mag Ines Anger-Koch, Mag Waltraut Antonov, Norbert Bacher-Lagler, Petr Baxant, Susanne Bluma, Heidemarie Cammerlander, Mag Christoph Chorherr, Christian Deutsch, Ing Mag Bernhard Dworak, Mag Gerald Ebinger, Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein, Mag Sirvan Ekici, Franz Ekkamp, Veronika Floigl, Peter Florianschütz, Henriette Frank, Kathrin Gaal, Mag Wolfgang Gerstl, Dipl-Ing Sabine Gretner, Mag Johann Gudenus, Dr Helmut Günther, Volkmar Harwanegg, Eva-Maria Hatzl, Alfred Hoch, Ernst Holzmann, Karlheinz Hora, Heinz Hufnagl, Christian Hursky, Susanne Jerusalem, Mag Wolfgang Jung, Mag Sonja Kato, Günter Kenesei, Marianne Klicka, Harry Kopietz, Ingrid Korosec, Mag Dietbert Kowarik, Mag Nicole Krotsch, Mag Eva Lachkovics, David Lasar, Dr Claudia Laschan, Siegi Lindenmayr, Martina Ludwig-Faymann, Dr Herbert Madejski, Anton Mahdalik, Mag Rüdiger Maresch, Dipl-Ing Martin Margulies, 

Schriftführer Abg Peter Florianschütz: Veronika Matiasek, Anica Matzka-Dojder, Dkfm Dr Ernst Maurer, Dr Alois Mayer, Ing Christian Meidlinger, Gabriele Mörk, Mag Alexander Neuhuber, Ernst Nevrivy, Georg Niedermühlbichler, Barbara Novak, Robert Parzer, Hedwig Petrides, Univ-Prof Dipl-Ing Dr Ernst Pfleger, Dr Sigrid Pilz, Karin Praniess-Kastner, Ingrid Puller, Mag Sonja Ramskogler, Mag Thomas Reindl, Hannelore Reischl, Günther Reiter, Monika Riha, Mag Marie Ringler, Silvia Rubik, Katharina Schinner, DDr Eduard Schock, Marco Schreuder, Karin Schrödl, Ingrid Schubert, Godwin Schuster, Claudia Smolik, Mag Gerhard Spitzer, Rudolf Stark, Dipl-Ing Roman Stiftner, Mag Sybille Straubinger, Dr Kurt Stürzenbecher, Dr Harald Troch, Dr Mathias Tschirf, Dr Wolfgang Ulm, Erich Valentin, Mag Maria Vassilakou, Heinz Vettermann, Dr Elisabeth Vitouch, Kurt Wagner, Mag Tanja Wehsely, Dr Franz Ferdinand Wolf, Ernst Woller, Mag Jürgen Wutzlhofer, Nurten Yilmaz, Inge Zankl, Mag Barbara Feldmann.

Präsident Prof Harry Kopietz: Es erfolgt ein Nachtrag. Frau Abg Frank wurde als entschuldigt gemeldet, war nicht im Saal und hat die Stimme nicht abgegeben. Ich bitte, sie auch nicht zu berücksichtigen.

Gibt es eine Abgeordnete oder einen Abgeordneten dieses Hauses, der nicht aufgerufen wurde? 

Nachdem das nicht der Fall ist, erkläre ich die Stimmabgabe für geschlossen und bitte die Wahlprüfer, das Wahlergebnis festzustellen.

Bis zu dieser Feststellung wird die Sitzung unterbrochen. Ich bitte aber die Damen und Herren des Landtags ... (Bgm Dr Michael Häupl: Herr Kopietz, bitte zur Urne!) Oh, Entschuldigung! Wie kann ich das übersehen. (Allgemeine Heiterkeit.)

Ich bitte die Damen und Herren des Landtags im Saal anwesend zu bleiben. Die Sitzung ist unterbrochen.

(Unterbrechung der Sitzung von 11.42 Uhr bis 11.48 Uhr.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Ich nehme die unterbrochene Sitzung wieder auf und darf auch den Herrn Abgeordneten außer Dienst Dinhof recht herzlich willkommen heißen, der bei uns auf der Galerie Platz genommen hat. (Beifall bei der SPÖ.)
Das Wahlprotokoll liegt nunmehr vor. 

Das Ergebnis der Wahl zur Zweiten Landtagspräsidentin lautet: 

Abgegebene Stimmzettel 98, davon sind 54 Ja, 44 Nein, keine ungültig. Somit ist Frau Abg Marianne Klicka mit 54 Stimmen zur Zweiten Präsidentin gewählt. Ich gratuliere recht herzlich. (Allgemeiner Beifall.)
Frau Abg Marianne Klicka, ich frage, ob du die Wahl zur Zweiten Präsidentin annimmst?

Abg Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Auf jeden Fall. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Ich danke für diese Erklärung und darf, sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin Marianne Klicka und liebe Marianne, persönlich auch herzlichst zur Wahl zur Zweiten Landtagspräsidentin gratulieren. Eine äußerst gute Wahl, wie ich meine. Seit 15 Jahren bist du Mitglied des Hohen Hauses und hast sehr viele wichtige Funktionen inne, wo wir dich alle schätzen gelernt haben, vor allem in der Sozial- und Kulturpolitik und ich genieße das derzeit besonders. Auch der Bildungspolitik hast du deinen Stempel aufgedrückt. Du hast dein Wissen, das sehr umfangreich und kompetent ist, in den Dienst der Sache gestellt und ich bin mir sicher, dass du das in deinem neuen Amt genauso machen wirst wie bisher. Ich wünsche dir in diesem Amt alles Gute und freue mich auf eine gute Zusammenarbeit. Herzlich willkommen im Präsidium des Landtags! (Beifall bei SPÖ, GRÜNEN und von Abg Dr Wolfgang Ulm.)
Bevor ich jedoch zur Postnummer 12 komme, gestatte ich mir, meine Damen und Herren, eine Persönlichkeit besonders zu ehren und es ist mir eine besondere Ehre und Freude, das tun zu dürfen. Eine Persönlichkeit, die ich besonders schätze, die ich schon sehr lange kenne, wo mich nicht nur die politische, gemeinsame Gesinnung, sondern auch viel Ideelles aus unserer Zeit der Tätigkeit sowohl hier im Hause, aber vor allen Dingen auch in unserer gemeinsamen politischen Heimat Floridsdorf verbindet, nämlich Frau Prof Erika Stubenvoll. Herzlich willkommen nochmals! (Beifall bei der SPÖ, ÖVP und den GRÜNEN.)
Es ist schwierig, liebe Erika, bei all deinen Wirkungsbereichen und positiven Aktivitäten eine Laudatio zu halten. Es ist kein Nachruf, denn ich bin mir sicher, hundertprozentig sicher, dass nicht nur ich, sondern auch viele andere dieses Hauses dich auch in Zukunft bei verschiedenen Aktivitäten sehen werden und uns darüber freuen werden. 

Aber ich fange sehr pragmatisch an, denke ich. Liebe Erika, du trittst mit heutigem Tag, eigentlich schon mit gestrigem Tag, in deinen wohlverdienten Ruhestand und ich vermute, er wird nicht so richtig Ruhe bedeuten und du wirst dich nicht als Pensionistin verhalten. 15 Jahre warst du Dritte oder Zweite Landtagspräsidentin und somit trägst du dich in das Buch der längstdienendsten LandtagspräsidentInnen ein und du warst über 26 Jahre Mandatarin im Wiener Gemeinderat. 

Da möchte ich einen kleinen Einschub tun, wenn ihr mir gestattet. Frau Kollegin Inge Zankl hat gestern geirrt, als sie meinte, unser Bgm Dr Michael Häupl ist auch nicht länger im Gemeindrat tätig als du. Sie hat sich deshalb geirrt und ich möchte es damit richtigstellen: Michael Häupl, unser Bürgermeister, ist am gleichen Tag angelobt worden wie du, wie ich weiß und mich erinnern kann. Da im Alphabet nun einmal das H vor dem S kommt, ist er um wenige Sekunden länger im Gemeinderat als du. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Aber das ist kein Abbruch deiner Verdienste, denen heute besonders zu danken ist.

Aber nun zurück zu dir. Im Laufe deiner politischen Karriere hast du zahlreiche Funktionen, Ämter, Kommissionen und vieles andere für die Wienerinnen und Wiener mit gestaltet, initiiert und auch erreicht, worauf du mit Stolz zurückblicken kannst. Wir wissen, und einige viele waren ja auch dabei, deine Leistungen wurden erst vor zwei Jahren von unserem Herrn Bundespräsidenten mit dem großen Silbernen Ehrenzeichen mit dem Stern für die Verdienste um die Republik gewürdigt und Bgm Michael Häupl hat dir die goldene Julius-Tandler-Medaille verliehen. Eine Auszeichnung, die nur sehr selten und selektiv an Persönlichkeiten überreicht wird.

Aber zu all dem ist dein Stellenwert als Mensch, als Politikerin, die schlechthin „DIE“, ganz groß geschrieben unter Anführungszeichen, Kompetenz in der Behindertenarbeit beziehungsweise in der Behindertenpolitik ist und war, war und ist und von vielen von uns geschätzt wird, vor allen Dingen von der betroffenen Zielgruppe. Du hast dich immer vor allem für die Anliegen der Benachteiligten eingesetzt, sowohl für Frauen als auch für Kinder und du hast mit viel Verstand und Gefühl stets den Balanceakt verstanden zu finden, der zwischen dem Notwendigen und dem Möglichen notwendig war, um das zu erreichen, was erreicht werden konnte. Du hast dich immer hundertprozentig für den Kampf gegen Ungerechtigkeit eingesetzt, warst immer auf der Seite der Hilfsbedürftigen und wir alle wussten, wenn wir nicht mehr weiter wussten im Helfen, dein Ohr war immer offen und deine Ideen dazu waren immer so, dass auch geholfen werden konnte. Dafür möchten wir dir ganz, ganz besonders danken.

Viele Einrichtungen und Angebote in dieser Stadt, in unserer Stadt, die uns heute selbstverständlich erscheinen, tragen deine Handschrift, und trotzdem, ich weiß nicht, ob es richtig war, aber es hat dich ausgezeichnet: Du hast dich nie in die erste Reihe gedrängt. Manchmal hätten wir uns bei manchen Gelegenheiten gewünscht, dass du das vielleicht getan hättest, aber es war nicht dein Anliegen, das zu tun. Schließlich hast du dich auch in so vielen Funktionen ehrenamtlich engagiert und beteiligt und du bist ein Vorbild für viele Menschen, die dich kennen und schätzen und vor allem für uns.

An dieser Stelle möchte ich auch an dein Lebensmotto erinnern, welches dich besonders auszeichnet, nämlich Idealvorstellungen vom Kopf in die Realität zu bringen und Konsens zu suchen und beharrlich bleiben. Da warst du unendlich stark und hast das auch durchgesetzt, Solidarität gelebt und das Machbare mit offenem Herzen beharrlich umgesetzt. 

Es zeichnet dich aber auch aus und überall, wo ich in meinem neuen Amt hinkomme, ob es in Wien, in den Bundesländern oder im Ausland ist, wo du schon in der Vergangenheit warst und unsere schöne Stadt und unser schönes Land vertreten hast, hört man, dass du persönlich und damit auch für uns, nämlich für unser Wien, Ansehen, Hochachtung und Freundschaft hinterlassen hast. Unendlich sind die Gespräche auch von vielen auch politisch tätigen Menschen im In- und Ausland, die bei Gesprächen immer wieder auf dich zurück kommen und das ist eine schöne Tatsache, die ich nicht unerwähnt lassen möchte. 

Ich bin überzeugt davon, wir werden auch in Zukunft deine mahnenden Worte vernehmen, die uns auch weiterhin Orientierung geben werden und wir werden auch deine unermüdliche Schaffenskraft weiterhin bewundern können, nicht nur in deinem politischen Bezirk Floridsdorf, sondern auch in den vielen ehrenamtlichen Tätigkeiten, wo du ja weiterhin tätig sein wirst.

Ich wünsche dir alles, alles Gute, Gesundheit, Zufriedenheit und Glück! Genieße trotz all dem, was du vor hast, ein wenig die gewonnene Freizeit für dich, deine Familie und deine Enkerl. Alles, alles Gute, liebe Erika! (Alle Abgeordneten stehen auf. - Allgemeiner lang anhaltender Beifall. – Auf der Galerie werden Frau Präsidentin a D Erika Stubenvoll Blumen übergeben. )
Du siehst, der Abschied fällt auch uns nicht ganz leicht.

Wir kommen nunmehr zur Postummer 12, die eine Vereinbarung gemäß Art 15a zwischen dem Bund und den Ländern über die gemeinsame Förderung der 24-Stunden-Betreuung betrifft und ich bitte die Berichterstatterin, Frau Amtsf StRin Mag Wehsely, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Hohes Haus!

Ich bitte um Zustimmung zu dieser Art 15a-Vereinbarung. 

Ich füge für diejenigen, die sich wundern, wieso uns das erst heute und hier vorliegt, hinzu: Der Grund dafür ist, dass der Zeitraum lang war, in dem die Landeshauptleute diese Art 15a-Vereinbarung unterzeichnet haben. Wiens Bürgermeister und Landeshauptmann Häupl war der Erste, aber erst im Spätherbst beziehungsweise im Winter des vergangenen Jahres wurde diese Art 15a-Vereinbarung von Niederösterreich unterzeichnet, und daher liegt diese erst heute dem Landtag vor.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön, Frau Berichterstatterin.

Zu diesem Tagesordnungspunkt gelangt nun, nachdem sich Herr Mag Ebinger streichen ließ, Frau Abg Dr Pilz zu Wort. – Ich erteile es ihr.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch wenn es schon ein bisschen spät ist, dass diese Verordnung jetzt im Landtag diskutiert wird, ist für uns GRÜNE nichtsdestoweniger nicht nachvollziehbar, warum man diese Lösung gewählt hat. Wir müssen dieser Vorlage unsere Zustimmung verweigern, denn man versucht, mit der Förderung der 24-Stunden-Pflege, so wie sie jetzt hier ausgestaltet ist, ein Flickwerk durch einen weiteren Flicken zu vergrößern. Es fehlt nach wie vor eine bundeseinheitliche und vor allem eine tragfähige Lösung für all jene Menschen, die von Pflegebedarf betroffen sind, und für die Angehörigen, die pflegen. Diese befinden sich nämlich mit dieser Förderung, die zwar gut gemeint, aber nicht gut gemacht ist, weiterhin in der Krisensituation, dass hohe beziehungsweise in vielen Fällen untragbar hohe Kosten auf sie zukommen, dass sie es aber auch mit dieser Legalisierung der 24-Stunden-Betreuung nicht leichter haben werden, in Zukunft diese Leistung zu erbringen.

Man muss nämlich wissen, dass nur 5 Prozent aller pflegebedürftigen Menschen von dieser Lösung erreicht werden. Das ist eine sehr kleine Gruppe. In den meisten anderen Fällen sind es nach wie vor die Angehörigen, die pflegen. Immerhin hat die Diakonie errechnet, dass 55 Prozent, also rund 200 000 Pflegebedürftige in Österreich, von ihren Angehörigen betreut werden. 25 Prozent, rund 90 000, werden von mobilen Diensten versorgt. Diese mobilen Dienste leisten Wichtiges und Unverzichtbares, aber in vielen Fällen in einem viel zu geringen Ausmaß. Zwei bis drei Stunden Pflegeunterstützung bei Personen, die, weil sie beispielsweise demenzkrank sind, eine Rund-um-die-Uhr-Betreuung brauchen, sind in vielen Fällen viel zu wenig, um die Angehörigen zu entlasten und eine würdige und lebenswerte Situation herzustellen. Und allen Vermutungen zum Trotz sind nur 15 Prozent aller Pflegebedürftigen, rund 60 000, in Österreich in Heimen.

Die Förderung der 24-Stunden-Pflege von 5 Prozent, also von rund 20 000 illegal Gepflegten durch PflegehelferInnen meist aus dem Ausland, erbringt eine Zubuße, nichtsdestotrotz müssen aber die Familien oder die Pflegebedürftigen selbst rund 2 200 EUR im Monat aus Pflegegeld, aus der Pension et cetera aufbringen. 

Bei unselbstständigen Pflegekräften, also der Variante, die ohnehin sehr selten gewählt wird, wiewohl sie die einzige wirklich arbeitsrechtlich untadelige Form ist, machen die Kosten 3 000 bis 4 000 EUR im Monat aus. Da kann man sich schon vorstellen, dass es eine verschwindend kleine Zahl an Familien ist, die sich das leisten können. Wir wissen, dass es in Österreich höchstens 1 000 sind.

Wir meinen, dass man die Pflegethematik in Österreich grundsätzlich auf solide Beine stellen soll. Die grünen Vorschläge dazu sind bekannt. Es bedarf einer sozialstaatlichen Absicherung der Pflege. Man sollte mit den unterschiedlichen, uneinheitlichen und damit auch ungerechten Lösungen in den einzelnen Bundesländern aufhören. Diese sozialstaatliche Absicherung könnte unter anderem durch eine Vermögenssteuer finanziert werden, deren Einführung die GRÜNEN zugunsten einer Pflegeversorgung dringend einfordern. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Wir meinen nämlich, dass es ein Grundrecht auf Pflege geben muss, weil unseres Erachtens die Qualität der Pflege und die Frage der Art der Betreuung bei Pflegebedarf nicht abhängig sein darf, in welchem Bundesland man lebt, wie gut die Familie finanziell aufgestellt ist und ob die nötigen Ressourcen und Infrastruktur vorhanden sind. In diesem Zusammenhang plädieren wir wiederum und neuerlich für den Ausbau der mobilen Dienst auch in Wien. Mir erzählen Angehörige und Betroffene, dass es oft zu wenig ist, wenn jemand in der Früh, mittags und abends kommt, unter großer Arbeitsbelastung alle nötigen Aufgaben erfüllen muss und den Rest des Tages und in der Nacht die Familien oder die Pflegebedürftigen selbst zurechtkommen müssen.

Wir können diesem Entwurf daher nicht unsere Zustimmung geben.

Lassen Sie mich bei diesem Tagesordnungspunkt auch noch kurz auf ein anderes Thema zu sprechen kommen, das uns in der letzten Zeit in der Öffentlichkeit beschäftigt hat und das in die Kompetenz des Hauses und der Frau Stadträtin gehört. Ich meine die Debatte, die jetzt rund um das Allgemeine Krankenhaus und die Medizinische Universität ausgebrochen ist. Die Rektoren haben sich wütend gegen eine Kritik des österreichischen Wissenschaftsrates hinsichtlich der Versorgungs- und vor allem Forschungssituation in der Onkologie an der Medizinischen Universität gewehrt. Das Wichtigste war, dass man gleich gesagt hat, dass all das nur Anekdoten sind beziehungsweise dass das Polemik und fachlich falsch sei und damit nur die Professoren diffamiert werden sollen.

Ich habe diesen Bericht eingehend gelesen, und ich sehe nichts von Anekdoten und von Diffamierung, sondern ich sehe wichtige Kritikpunkte, die uns, die wir auch für den Krankenanstaltenverbund zuständig sind, sehr beschäftigen müssen.

In diesem Bericht ist die Rede von zersplitterter Zuständigkeit, von elf Kliniken und Zentren, die onkologisch versorgen, von undefinierten Strukturen, von fehlenden übergeordneten Kontrollmechanismen, von fehlender Koordinierung und dass – was Frauen wahrscheinlich ganz besonders interessiert – die Brustkrebsbehandlung auf zwei Kliniken verteilt ist. Im Hinblick darauf kommt der Wissenschaftsrat zu dem besorgniserregenden Befund, dass man hier auch mit unterschiedlichen Standards behandelt. Das sind also keine Anekdoten, sondern besorgniserregende Befunde. Es gibt hier Parallelstrukturen, Mehrfachverwaltung, -technik und -personaleinsatz und eine schlechte Koordination, sodass es nicht einmal eine übergeordnete Dokumentation der Tumore gibt.

Ich meine, dass der Krankenanstaltenträger, nachdem die Medizinische Universität unteilbar mit dem Allgemeinen Krankenhaus verflochten ist, eine große Verantwortung in diesem Zusammenhang hat. Der Wissenschaftsrat sagt ganz klar – ich zitiere: „Der Träger Krankenanstaltenverbund sollte sicherstellen, dass alle erforderlichen Strukturen für klinische Forschung eingerichtet werden, die die Messung der Ergebnisqualität erlauben und die die Ergebnisqualität tatsächlich steigern."

Ich zitiere das deshalb, weil ich den Eindruck habe, dass man es sich ein weiteres Mal leicht macht, indem man so tut, als ob das lediglich ein Problem zwischen Wissenschaftsminister und Medizinischer Universität sei. Faktum ist, dass in der unklaren Aufgabenteilung zwischen Versorgung und Forschung die Patienten und Patientinnen auf der Strecke bleiben, dass sich einzelne Klinikvorstände ihre kleinen Kaiserreiche nach dem Prinzip „Teile und herrsche." ungebührlich ausbauen, dass die Versorgungsqualität leidet und die Forschung mangelhaft ist. 

Mit dem Ergebnis von 1,7 Impact-Punkten – so wird Forschung gemessen – schneidet die MUW unterdurchschnittlich ab, und die Produktivität pro wissenschaftlichem Mitarbeiter ist mit 1, 1,4 Publikationen sehr gering. Die Ärzte und Ärztinnen leisten Hervorragendes, aber sie sind zwischen ihren Aufgaben zerrissen. Sie haben im Versorgungsauftrag der Stadt zu wirken, und sie müssen Zeit finden zu forschen. Beides ist für viele schier unmöglich. Man beschwert sich auf der einen Seite, dass sie zuwenig publizieren, überlagert sie aber auf der anderen Seite mit Versorgungsaufgaben, die in einer Universitätsklinik, damit man für die Forschung ausreichend arbeiten kann, überhaupt nicht notwendig wären.

Es ist hoch an der Zeit, dass man endlich Klarheit betreffend den Versorgungsauftrag und die Forschung schafft. Die Verhandlungen über die Betriebsführungsgesellschaft, bei der man unter einem Dach endlich klare, effiziente Strukturen im Sinne der Patienten schaffen könnte, sind seit Jahren unerledigt, und zwar offensichtlich auch deshalb, weil die Gemeinde Wien sich sagt: So lange wir es uns finanziell nicht verschlechtern, tun wir lieber nichts und warten auf Kosten der Patienten und Patientinnen.

Frau Stadträtin! Ich fordere Sie auf! Schaffen Sie Klarheit! Ermöglichen Sie der Universität, ihre Aufgaben zu erfüllen, und sorgen Sie für Versorgungsstrukturen, die nicht auf Kosten der Forschung gehen!

Abschließend möchte ich zum Thema Pflege einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der sich ein weiteres Mal mit dem Wiener Pflegeanwalt beschäftigt. Die Kritik, die wir an Herrn Prof Brustbauer seit vielen Jahren äußern, brauche ich hier nicht zu wiederholen. Ich will, dass wir hier in Zukunft Strukturen haben, die objektive Besetzungen ermöglichen und Qualität sichern. Es sollen sich nicht nur einige wenige nach unnachvollziehbaren Kriterien ein Bild machen können, wer für einen Job gut geeignet ist, sondern diese Beurteilung soll in einem öffentlichen Hearing und im Gesundheitsausschuss nach nachvollziehbaren Kriterien getroffen werden.

Eine letzte Äußerung: Frau Stadträtin! Sie waren nicht dabei, aber Sie hätten dabei sein sollen, als Herr Prof Brustbauer im Rahmen einer sehr interessanten Exkursion in die Geriatriezentren seinen Bericht zur Heimkommission vorgestellt hat. 

Nachdem er berichtet hatte, was alles geschehen ist, hat er mitgeteilt, dass er eine neue Zielgruppe definiert hat, die versorgt werden muss, nämlich die gehörlosen alten Menschen. Dann hat er gesagt – und wir konnten unseren Ohren kaum trauen! –, dass es sich hiebei um alte Menschen handelt, die in der Taubstummensprache reden, sofern man das überhaupt als eine Sprache bezeichnen kann. Er fügte hinzu, dass er wisse, dass diese Menschen nicht mit den anderen Menschen, die nicht taubstumm sind, zusammen sein wollen, sondern dass sie lieber unter sich bleiben wollen.

Das ist ein Einblick in Abgründe! Es wäre noch einzusehen, wenn das jemand sagt, der sich mit diesen Dingen nicht beschäftigt. Meine geschätzten Damen und Herren! Das hat jedoch der Pflege- und Patientenanwalt dieser Stadt gesagt, der offensichtlich die primitivsten Voraussetzungen für eine respektvolle, wertschätzende und vor allem zeitgemäße Zugangsweise zu wichtigen Zielgruppen verschlafen hat oder nicht wahrnehmen will! Wenn jemand heute sagt, dass man die Taubstummensprache eigentlich gar nicht als Sprache bezeichnen muss, dann zeigt das, dass er seinem Amt nicht gewachsen ist! 

Wie Sie sicherlich den Medien entnommen haben, wird die Präsidentin des Gehörlosenbundes, Frau Helene Jarmer, künftig für die Grünen im Nationalrat sitzen, nachdem Ulrike Lunacek ins Europäische Parlament wechselt. Und ich werde Frau Abgeordnete Jarmer bitten, den Herrn Pflege- und Patientenanwalt Brustbauer zu besuchen. Dann wird er einmal sehen, wie es ist, wenn man meint, Menschen abqualifizieren zu können, weil sie eh unter sich bleiben wollen. Er wird sich einer streitbaren, gescheiten, akademisch gebildeten gehörlosen Frau gegenüber finden, und er wird sich schwer tun, deren Sprache, die Taubstummensprache, abzuqualifizieren. Und wenn er es weiterhin tut, dann wird das Konsequenzen haben. 
Damit künftig derlei Besetzungen nicht mehr möglich sind, werden wir nicht darauf verzichten einzufordern, dass man sich nicht in Hinterzimmern der Macht und nach Kriterien, die bis heute unnachvollziehbar sind, ausmacht, wie Besetzungen vorzunehmen sind, auf die wir alle miteinander nicht stolz sein können. Ich bringe daher einen entsprechenden Beschlussantrag ein: 

„Der Landtag wolle beschließen, das zuständige Mitglied der Landesregierung möge einen Gesetzesentwurf vorlegen, der § 4 des Gesetzes über die Wiener Pflegepatientinnen- und -patientenanwaltschaft abändert. Analog zu § 10 Abs 3 des Wiener Jugendwohlfahrtsgesetzes 1990 soll die Ausschreibung der Funktion verbunden sein mit einer öffentlichen Anhörung der BewerberInnen. Außerdem soll gesetzlich festgelegt werden, dass im Ausschuss für Gesundheit und Soziales ein Vorschlag mit sechs Kandidaten und Kandidatinnen erstellt wird.“ 

Wenn Sie diesem Antrag folgen, wozu ich Sie im Lichte der Entgleisungen des Herrn Prof Brustbauer dringend auffordere, können wir voraussichtlich auf unsere Patienten‑ und Pflegeanwälte stolz sein! (Beifall bei den Grünen.)

Präsident Heinz Hufnagl: Nun ist niemand mehr zu Wort gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Berichterstatterin hat das Schlusswort. – Bitte, Frau Stadträtin.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe es schon gesagt: Die 15a-Vereinbarung ist ein Nachvollziehen der Realität, die schon stattfindet.

Es ist dies in Wien nur ein ganz kleiner Teil der Versorgung. Gerade die ambulante Versorgung ist in Wien so vielfältig wie in keinem anderen Bundesland, und darauf sind wir auch sehr stolz und investieren dafür ganz besonders viel Geld.

Zwei Sätze zum AKH, das themenmäßig heute nicht wirklich zu dieser 15a-Vereinbarung gehört. – Dort bleiben keine Patientin und kein Patient auf der Strecke, sondern dort findet Spitzenmedizin für alle statt. Und ich stehe dazu, dass es keine Regelung mit mir geben wird, nach welcher die Situation der Stadt Wien verschlechtert wird. Das wird nicht stattfinden!

Wir wissen, dass im AKH 150 Ärzte fehlen. Wir wissen, dass die Ärztinnen und Ärzte dort Bedienstete des Bundes sind. Und wir wissen auch, dass die Frage der Arbeitszeitaufzeichnungen, der Anwesenheitskontrolle und der Nebenbeschäftigung dieser Bundesbediensteten weit weniger streng gehandhabt wird, als das im Wiener Krankenanstaltenverbund, wo die Ärztinnen und Ärzte unsere Bediensteten sind, der Fall ist. Wenn oft gesagt wird, dass sich alles nicht ausgeht, dann liegt das vielleicht auch daran, dass die Dienstpflichten nicht immer so wahrgenommen werden, wie ich mir das wünschen würde.

Frau Kollegin! Es entspricht auch meiner Meinung, dass es, wie Sie vollkommen richtig dargestellt haben, keine Änderung geben wird, wenn das zu einer Verschlechterung der Position und der Situation der Stadt Wien führt.

Zur Frage der Bestellung des Patientenanwaltes: Dafür kann es unterschiedliche Vorgangsweisen geben. Ich meine, dass man sicherlich nicht festlegen kann, dass sechs Kandidatinnen und Kandidaten auf einem Vorschlag aufscheinen müssen, denn wenn sich nicht sechs bewerben, können zum Beispiel nicht sechs dort stehen!

Zur Frage des breiten Konsenses muss man sagen, dass es bei der Abstimmung über den Patientenanwalt breiten Konsens gab. Die SPÖ, die FPÖ und die ÖVP haben dafür gestimmt, und einen viel breiteren Konsens kann es eigentlich gar nicht mehr geben! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Wir kommen nunmehr zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist von der Österreichischen Volkspartei und der Sozialdemokratie unterstützt und damit mehrheitlich beschlossen.

Es liegt ein von der Kollegin Pilz eingebrachter Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend die Bestellung der Leitung der Wiener Pflegepatientinnen‑ und ‑patientenanwaltschaft vor. Ich bitte jene Damen und Herren, nachdem die sofortige Abstimmung begehrt wurde, ein Handzeichen zur Unterstützung zu geben. – Dies ist von der Österreichischen Volkspartei, der Freiheitlichen Partei und den Grünen unterstützt. - Das ist die Minderheit und somit abgelehnt.

Postnummer 11 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Regelung des Veranstaltungswesens, das so genannte Wiener Veranstaltungsgesetz, geändert wird. Berichterstatter dazu ist Amtsf StR Mailath-Pokorny. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Dr Andreas Mailaith-Pokorny: Ich bitte um Zustimmung zu diesem Geschäftstück.

Präsident Heinz Hufnagl: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung abgegeben wurde, kann ich sohin gleich zur Abstimmung kommen. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dieser Vorlage einschließlich Titel und Eingang die Zustimmung geben wollen, die Hand zu heben. – Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig so beschlossen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sogleich die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ich erblicke keinen Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz auch in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand.

Das ist auch in zweiter Lesung sohin einstimmig beschlossen.

Postnummer 8 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Wiener Stadtverfassung und das Gebrauchsabgabegesetz geändert werden. Berichterstatterin hierzu ist die amtsführende Stadträtin Frauenberger. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten. Bitte Frau Stadträtin!

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen.

Wird gegen diese Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Dies ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abg Dr Günther.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir befassen uns heute mit einem Initiativantrag von SPÖ und ÖVP beziehungsweise von den Klubobmännern Lindenmayr und Tschirf zum Thema Stadtverfassung, und zwar zu einem ganz minimalen Bereich, nämlich betreffend die Vorgangsweise in den Bezirken. Es ist das ein an sich interessanter und wichtiger Bereich. 

Wie hat das begonnen? – Vor über einem Jahr hat es eine große Sitzung und einen Arbeitskreis gegeben. Man wollte versuchen, die Wiener Stadtverfassung zu novellieren. Es wurden dann viele Überlegungen eingebracht, allein zum Bereich der Bezirke wurden von der FPÖ über 30 verschiedene Punkte vorgelegt. Auf einmal war aber nichts mehr zu hören. Über ein Jahr lang hat man überhaupt nichts gehört, dann lag jedoch auf einmal ein Initiativantrag der beiden Klubobleute vor, in dem eine Minimallösung vorgeschlagen wird. 

In dem Initiativantrag geht es zum Beispiel darum, dass Fraktionen in einer Bezirksvertretung Fraktionsvereinbarungen treffen können. Das ist gescheit und richtig. Weiters sollen im Bereich der Budgetausstattung Änderungen durchgeführt werden können. Auch das ist gescheit und richtig. Und dass Bezirksvorsteher verschiedener Bezirke Vereinbarungen miteinander treffen können, ist ebenfalls gescheit und richtig. Schließlich sollen auch Ehrungen von Bezirksvorstehern unterschrieben werden können, wenn sie der Bürgermeister dazu ermächtigt.

Meine Damen und Herren! Sonst ist da aber nicht viel! Es könnte in den Bezirken derzeit mehr neu geregelt werden! Man könnte in der Stadtverfassung, aber auch in der Gemeinderatswahlordnung vieles regeln. Man könnte zum Beispiel auch Überlegungen über eine Direktwahl des Bezirksvorstehers anstellen. Oder man könnte überlegen, wie man Sitzungen der Bezirksvorstehung und der Bezirksvertretung ordentlich protokolliert. Es gibt dort keine Wortprotokolle, und daher kann man nie nachvollziehen, was geschehen ist.

In diesem Bereich gibt es noch sehr viel zu tun! Es gibt jedoch nur diese minimale Lösung in Form eines Initiativantrags der beiden Parteien hier im Haus. Die Begründung dafür war, dass das die Bezirksvorsteher von SPÖ und ÖVP vereinbart haben und dass es nur auf Bezirksvorsteherebene eine Diskussion gegeben habe. – Wenn das wirklich auf Bezirksvorsteherebene stattgefunden hat, dann war die FPÖ dazu nicht eingeladen, weil wir keine Bezirksvorsteher stellen. Die GRÜNEN stellen jedoch Bezirksvorsteher, und ich weiß nicht, ob sie entweder nicht eingeladen waren oder nicht mittun wollen. Das entzieht sich meiner Kenntnis.

Es ist dies jedenfalls eine Novelle, die ganz typisch die Handschrift der zwar mandatsstärksten, aber nicht mehr stimmenstärksten Partei dieses Hauses trägt. Man macht Novellen, die alles können, nur eines sicherlich nicht, nämlich die Machtbefugnisse der SPÖ einschränken, und so geht es seit Jahrzehnten.

Meine Damen und Herren! Ich bin schon lange in diesem Haus, und habe auch die Novelle zur Wiener Stadtverfassung 1996 miterlebt. Bei der damaligen Novelle war der nachmalige Klubobmann und Präsident Hatzl noch Stadtrat und als Vorgänger von Stadträtin Frauenberger für diesen Bereich zuständig, und es war wirklich interessant, wie er das Ganze aufgebaut hat. Die Oppositionsparteien sind damals mit der Vorstellung in diese Verhandlungen gegangen, dass Wien endlich ein faires Wahlrecht erhält und es nicht eine Bevorzugung der größten Partei in diesem Hause gibt, die dann mit knapp 45 Prozent trotzdem noch die absolute Mehrheit stellt.

Wie hat Hatzl das Ganze angelegt? – Er ist mit etwas ganz Neuem gekommen und hat gesagt: Wir werden das jetzt in Wien ändern und gehen von den derzeitigen Sprengelaufteilungen auf eine Aufteilung nach Wahlkreisen zurück. Dann ist ein zweiter Vorschlag gekommen, nämlich 50 Prozent davon auf 50 Wahlkreise und den Rest nach Hagenbach-Bischoff oder nach d’Hondt aufzuteilen. Beides waren intensive Vorteile für die SPÖ, ganz besonders in der damaligen Zeit. Es war dies eine Bestlösung für die SPÖ. Ansonsten werde alles bleiben, wie es ist.

Das war es dann auch. Die ÖVP hat damals dagegen gestimmt. Ich kann mich noch an die damalige Rede erinnern. Wir haben damals im Endeffekt der ÖVP ihren Mandatsstand gerettet. Wären die Vorschläge gekommen, die Hatzl vorher vorgesehen hatte, dann hätte es vielleicht noch den einen oder anderen Abgeordneten aus dem 19., 13. und 1. Bezirk gegeben und sonst überhaupt nichts, und der FPÖ und den Grünen wäre ein ähnliches Schicksal sicher gewesen.

Interessant dabei ist, dass die ÖVP bis zu dem Zeitpunkt 1996 immer ein faires Wahlrecht vertreten und sich dafür eingesetzt hat, dass im zweiten Ermittlungsverfahren so vorgegangen wird wie im Nationalrat, dass die Stimmen auch ordnungsgemäß den Parteien zugeordnet werden und dass es zu keiner Verschiebung auf Grund der Zuordnungen kommen kann, die sich auf Grund der Möglichkeit nach Hagenbach-Bischoff in Wien im ersten Wahlgang ergeben.

1996 waren Wahlen, und was ist dann geschehen? – Die SPÖ hat erstmals auf Grund des hervorragenden Ergebnisses der FPÖ die absolute Mehrheit verloren und hat die ÖVP unter dem Landesparteiobmann der ÖVP und nachmaligen Vizebürgermeister Görg in die Regierung mitgenommen. Dieser hat dann ein Gusenbauer‑Schicksal erlitten.

Die ÖVP hätte in der Zeit von 1996 bis 2001 zu dem stehen können, was sie vorher und nachher immer verlangt hat, nämlich ein faires Wahlrecht für Wien. Görg war aber so glücklich, dass er Vizebürgermeister ist, dass er auf all das, was er den Wählerinnen und Wählern und auch den Parteien vorher versprochen hat, völlig vergessen hat! Er hat sich über die zwei Ressorts, die man ihm gegeben hat, wahnsinnig gefreut, hat aber in dieser Zeit im Endeffekt nichts getan. Die ÖVP hat die fünf Jahre mehr oder weniger genossen, sie hat aber vergessen, dass sie vorher Oppositionspartei war. Sie hat zwar 1998 durchaus den einen oder anderen kleinen Schritt betreffend Dezentralisierung betrieben und hat im Bereich der Kontrolle das eine oder andere eingebracht, aber es ist ihr in dieser Zeit nicht gelungen, sich für ein faires Wahlrecht für Wien einzusetzen.

Meine Damen und Herren! Seit 2001 ist die ÖVP nicht mehr in der Regierung, und Klubobmann Tschirf vertritt jetzt wieder sehr intensiv und gut ein faires Wahlrecht für Wien, und er wird heute, von uns unterstützt, einen Antrag einbringen, dass ein faires Wahlrecht für Wien ausgearbeitet wird. Die Frau Stadträtin wird dazu aufgefordert werden, im Herbst damit herauszukommen.

Diese Leistung, die jetzt für diese kleine Novelle im Bereich der Stadtverfassung zur Verbesserung der Aktivitäten der Bezirke erbracht wurde, ist zu unterstützen, wenn es auch nur eine Minimalleistung ist. Wir werden diese selbstverständlich unterstützen, hoffen aber, dass groß angekündigte neue Maßnahmen nicht wieder so im Sande verlaufen wie bisher!

Es ist interessant, dass heute wieder zwei Anträge der beiden Klubobleute von SPÖ und ÖVP eingebracht wurden. Ich bin mir jetzt nicht ganz sicher: Soll das schon die Vorbereitung für eine Koalition zwischen SPÖ und ÖVP darstellen? Ganz sicher bin ich mir nämlich, dass es nach dieser Wahl – wann immer sie stattfinden wird –keine absolute Mehrheit dieser SPÖ geben wird! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Abg Dipl-Ing Margulies zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte gleich zu Beginn eine kurze Bemerkung zur Änderung der Wahlordnung machen, die eigentlich eine demokratische Selbstverständlichkeit sein sollte: Auf allen Ebenen, wo die Sozialdemokratie gegenwärtig nicht Mehrheitspartei ist, fordert sie mit derselben Selbstverständlichkeit wie wir hier ein Verhältniswahlrecht ein, welches die abgegebenen Stimmen in den realen Mandatszahlen abbildet. 

Nichts weniger als das, was die Sozialdemokratie überall dort, wo sie in Opposition ist, einfordert, wollen wir hier umgesetzt sehen! Wir wollen gar nicht mehr, nur das: Ein Verhältniswahlrecht, das die Mandatszahlen widerspiegelt. Und wenn am Ende beim letzten oder vorletzten zu verteilenden Mandat ein Überhang für Sie herauskommt, sei es Ihnen geschenkt! Damit haben wir kein Problem. Aber ein Überhang von fünf Mandaten bewirkt doch eine Verzerrung des Wahlergebnisses um bis zu 10 Prozent. Und das akzeptieren Sie zu Recht in anderen Gebietskörperschaften nicht beziehungsweise wollen es nicht akzeptieren. Also akzeptieren Sie es auch nicht hier im Wiener Rathaus! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ich komme jetzt zur vorliegenden Änderung der Stadtverfassung und des Gebrauchsabgabengesetzes, welche mehr als Ergebnis der KDZ-Studie und deren Evaluierung als der gemeinsamen Arbeitsgruppe zur Änderung der Stadtverfassung zustandegekommen ist. Das muss man vorweg betonen. Daher erscheint es auch relativ leicht, den Teilen, welche die eine oder andere kleine Verbesserung für die Bezirke bringt, zuzustimmen. Dennoch gibt es einen Wermutstropfen, der uns die Zustimmung zu diesem Gesetz nicht ermöglicht, und darauf möchte ich näher eingehen.

Vorweg noch zur Änderung des Gebrauchsabgabengesetzes: Es ist ein Vorteil, dass den Bezirksvorstehern und Bezirksvorsteherinnen betreffend die Errichtung von Schanigärten während des laufenden Verfahrens Akteneinsicht gewährt wird. Das ist zwar kein weltbewegender Vorteil für die Bezirke, denn Mitspracherecht haben die Bezirksvorsteher trotzdem nicht, aber immerhin gibt es die Akteneinsicht.

Es ist auch ein Vorteil, dass eine Möglichkeit von Fraktionsvereinbarungen bezüglich mancher Teile der Geschäftsordnung auf Bezirksebene gegeben sein soll. Das wäre wahrscheinlich auch anders zu regeln gewesen als über eine Änderung der Stadtverfassung.

Es gibt aber einen Punkt, der bislang anscheinend keiner der beiden anderen Oppositionsparteien und möglicherweise auch Ihnen überhaupt noch nicht aufgefallen ist. Was bedeutet es, wenn ganz klein in dem Gesetz steht, dass auf Bezirksebene die Möglichkeit geschaffen werden soll, die gegenseitige Deckungsfähigkeit zu ermöglichen? – Das wurde bislang immer bestritten. Das bedeutet aber nichts anderes als eine enorme Machtverschiebung zu den Bezirksvorstehern und Bezirksvorsteherinnen, weil immer dann, wenn bei der Budgetdiskussion im November die gegenseitige Deckungsfähigkeit welcher Posten auch immer beschlossen wird – und darüber haben wir überhaupt nicht gesprochen – de facto der Bezirksvorsteher oder die Bezirksvorsteherin allein enorme Überschreitungen genehmigen kann. 

Schauen wir uns einmal an, wie sich die Summen entwickelt haben, für welche die Bezirksvertretung, der Finanzausschuss und der Bezirksvorsteher zuständig sind: Da gibt es den immer wieder zitierten Wert-Paragraph 88 Abs 1 lit e. Dieser Wert lag, abhängig von den Ertragsanteilen, vor ungefähr fünf Jahren, wenn mich nicht alles täuscht, bei 140 000 Eur. Heute beträgt dieser Wert, der die Basis für alle Entscheidungsgrenzen innerhalb des Bezirks darstellt, 300 000 Eur.

Und was bedeutet die gegenseitige Deckungsfähigkeit? – Ich bringe ein Beispiel: Wenn die Information des Bezirkes mit der Straßenreinigung gegenseitig deckungsfähig ist, bedeutet das nichts anderes, als dass der Bezirksvorsteher, sofern irgendwo noch Geld vorhanden ist, 100 000 Eur in die Hand nehmen kann – das ist nämlich weniger als 35 Prozent gemäß § 88 Abs 1 lit e – und diese ohne irgendeinen Beschluss weder im Finanzausschuss noch in der Bezirksvertretung ausgeben darf und sagen kann: Das ist im Bereich Straßenbau, Kindergarten oder wo auch immer bedeckt.

Ich weiß, warum das verschwiegen wurde. Es wurde oft gesagt: Es kommt ja kaum zu Verschiebungen. Im Gegenteil! Der Bezirksvorsteher beziehungsweise die Bezirksvorsteherin bekommt überhaupt nicht mehr Kompetenzen, sondern einzig zum Finanzausschuss wandert etwas durch die Anhebung der Grenze 70 Prozent auf 100 Prozent im Bereich der Zuständigkeit.

Stimmt! Vergessen wurde aber, dass sich der Wert-Paragraph 88 Abs 1 lit e innerhalb der letzten fünf Jahre mehr als verdoppelt hat. Und wenn man sich die Bezirksbudgets ansieht, dann erkennt man, dass dieser Wert keine relevante Größe mehr ist und dass die Bezirksvorsteher, ohne sich mit irgendjemandem anderen zu beschäftigen, einfach Geld ausgeben können. Und wir halten es für falsch, in einer Zeit, in der es gerade auf Bezirksebene darum geht, ein Mehr an Demokratie zu ermöglichen, durch diese Änderung eine Art regionales Fürstentum zu schaffen und damit den Bezirksvertretungen selbst die Möglichkeit der Mitsprache und der Bevölkerung die Teilhabe langfristig zu verwehren. Das dient einzig und allein dazu, den Bezirksvorstehern und Bezirksvorsteherinnen ihre kleinen Kaiserreiche zu sichern.

Das ist eine falsche Politik! Und ich finde es traurig, dass Ihrerseits kein einziges Mal offen ausgesprochen wurde, dass das der Grund ist, warum es eine gegenseitige Deckungsfähigkeit auf Bezirksebene geben soll.

Kollege Lindenmayr! Wenn das aus dem Initiativantrag herausgenommen wird, würden wir dieser Änderung sofort zustimmen! Die gegenseitige Deckungsfähigkeit bedeutet jedoch nichts anders, als dass die Macht der Bezirksvorsteher und Bezirksvorsteherinnen zunimmt und die Relevanz der Bezirksvertretung abnimmt. Und diesem schleichenden Entdemokratisierungsprozess wollen und werden wir nicht zustimmen. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Abg Dr Tschirf zu Wort gemeldet. – Bitte, Herr Klubvorsitzender.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben es hier mit einer Änderung der Stadtverfassung zu tun, und ich möchte in Erinnerung rufen, worum es geht: Es gibt jetzt die Möglichkeit, dass Fraktionsvereinbarungen auch auf Bezirksebene möglich sein sollen. Ich glaube, das ist gut. Jeder, der wie ich selbst einmal einer Bezirksvertretung angehört hat, weiß, dass es durchaus sinnvoll ist, diese Möglichkeit zu schaffen. Das gibt es auch in manchen Bezirken. 

Zweitens wird der Budgetvollzug auf Gemeinde‑ und Bezirksebene mit dem Stichwort „zulässige Deckungsfähigkeit“ verwaltungstechnisch vereinfacht. Weiters wird ein Notkompetenzrecht wie jenes der Kollegialorgane Gemeinderat beziehungsweise Bezirke eingeführt. Wir haben das genau geprüft, und es ist in Wirklichkeit die gleiche Regelung, wie wir sie auch auf der Ebene der Stadtverfassung, also eine Ebene darüber, haben. 

Nicht zuletzt wird das Gebrauchsabgabegesetz in einem Punkt geändert: Bezirksvorsteher erhalten das Recht der Akteneinsicht, was dringend angezeigt war. Die Bezirke wurden einmal am Anfang in Genehmigungsverfahren eingebunden, der weitere Verwaltungsweg inklusive Instanzenzug in allen Details war ihnen jedoch mehr oder weniger verschlossen. Das wird nun durch das Akteneinsichtsrecht geändert.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist dies ein weiterer Schritt in Richtung Dezentralisierung, und diese ist für die Volkspartei ein ganz wesentlicher Punkt. Wir sehen darin nicht eine Endstelle oder sonst irgendetwas, sondern wir glauben, dass dieser Prozess weiter fortgesetzt werden sollte. Wir bedauern, dass wir noch nicht mehr Verfassungsänderungen zustande gebracht haben.

Abg Dr Günther hat davon gesprochen, dass in der Zeit unserer Regierungsbeteiligung gar nichts weiter gegangen ist. – Ich gestehe zu, dass das Wahlrecht sicherlich ein Punkt war, der weiter gebracht werden sollen hätte! Wenn ich mir aber die Schaffung der Minderheitsrechte betreffend Rechnungshof und Kontrollausschuss, hinsichtlich der Möglichkeit der Einberufung von Gemeinderats- und Landtagssitzungen und vor allem die erstmalige Schaffung der Möglichkeit, Untersuchungskommissionen zu beschließen, ansehe, dann muss ich sagen: In dieser Zeit ist etwas weitergegangen, wovon wir heute nur träumen können! 

Ich möchte dazu noch feststellen, dass es ein Thema gibt, das alle drei Oppositionsparteien zu Recht immer wieder einfordern, nämlich das Wahlrecht. Ich wiederhole mich jetzt: Überall dort, wo die SPÖ nicht in der Situation ist wie hier in Wien, fordert sie ein möglichst proportionales Wahlrecht, nur in Wien nicht. Das ist ein Teil der Vorgangsweise hier in Wien! Wir haben vorhin die Wahl einer Präsidentin des Landtages erlebt. Im Parlament ist selbstverständlich, dass das Amt des Präsidenten beziehungsweise der Präsidentin auf die verschiedenen Fraktionen aufgeteilt ist. Und man kann sich anderswo auch nicht vorstellen, dass alle Ausschussvorsitzenden und Ausschussvorsitzenden-Stellvertreter nur von einer Partei gestellt werden. Das ist einfach nicht die Art von Parlamentarismus, wie man ihn sich im Jahr 2009 vorstellt! 

Meine Damen und Herren! Hier besteht Handlungsbedarf! Ich kann Ihnen sicher sagen: Wenn es keine absolute Mehrheit in dieser Stadt mehr gibt, dann wird das auch geändert werden, denn im 21. Jahrhundert kann Demokratie in einem Parlament einfach nicht so vor sich gehen, wie wir es hier erleben! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich bringe daher gemeinsam mit meinen Kollegen Dr Wolfgang Ulm, Mag Maria Vassilakou, Claudia Smolik, DDr Eduard Schock und Dr Helmut Günther einen Antrag betreffend mehr Demokratie und für ein faires Wahlrecht in Wien ein. Unser Anliegen ist es, dass das Proportionalitätsgebot tatsächlich umgesetzt wird. Es soll ein entsprechendes Wahlrecht geschaffen werden, und diesbezüglich lautet auch unser Beschlussantrag. – Es sollte endlich ein faires Wahlrecht sein, denn es kann nicht sein, dass eine Minderheit über eine Mehrheit herrscht! (Beifall bei der ÖVP.)
Dem vorliegenden Stück stimmen wir zu. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner ist Herr Abg Lindenmayr zu Wort gemeldet. – Bitte, Herr Klubvorsitzender.

Abg Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Beginnen wir mit dem eigentlichen Poststück. Voriges Jahr wurde vom KDZ im Rahmen der Evaluierung der Dezentralisierung eine Studie erstellt, und das Thema wird uns in den nächsten Wochen und Monaten hier mit Beschlüssen noch beschäftigen.

Wir haben es jetzt mit dem Abschluss zu tun. Kollege Ekkamp hat das ausführlich vorgetragen. Gestern haben wir die Bezirksmittelverordnung beschlossen, und heute beschließen wir den Initiativantrag, den die SPÖ gemeinsam mit der ÖVP eingebracht hat.

Derzeit ist in den Bezirken die Geschäftsordnung der Bezirksvertretungen in Begutachtung. Auch hier wird es Änderungen geben. Insgesamt sind davon sechs Gesetzesmaterien betroffen. Das kann man nicht einfach so abtun. Man kann jetzt nicht sagen, dass sich hier gar nichts getan hat!

Einige Punkte haben meine Vorredner schon erwähnt. Ich möchte speziell noch auf die Möglichkeit der Akteneinsicht hinweisen. Und vor allem besteht auch die von den Bezirken im Rahmen der Evaluierung vehement geforderte Möglichkeit von Fraktionsvereinbarungen, die in schriftlicher Form rechtsverbindlich sind, bis zum Ende der jeweiligen Legislaturperiode Geltung haben und daher Rechtssicherheit für alle bringen. – Ich glaube, dass das ein großes Paket ist, das wir seit gestern in den nächsten Wochen beschließen werden.

Von Kollegen Tschirf wurde angesprochen, dass eine Partei alle drei Ausschussvorsitzenden stellt. Das entspricht genau d’Hondt, dessen System im Antrag der drei Oppositionsparteien gefordert wird. Das ist rein rechnerisch logisch: Wenn es eine große Partei und drei in der Größe etwa gleiche kleine Parteien gibt, dann ergibt sich nach d’Hondt, dass der Ausschussvorsitzende und dessen beide Stellvertreter der SPÖ angehören. Das ist eine rein rechnerische Frage, daran kann man nichts ändern, das ist d’Hondt. Das ist ein einfaches mathematisches Ergebnis! 

Zum Wahlrecht selbst wird Kollege Stürzenbecher noch ausführlich Stellung nehmen. Ich möchte sagen: Selbstverständlich werde ich im zweiten Halbjahr einmal Gespräche auf Klubvorsitzendenebene führen. Wir werden alle Wünsche auflisten, und wir werden uns ansehen, was gut ist, was man eventuell aufnehmen könnte und was nicht. Man muss ja alles beachten. 

Ich erinnere mich zum Beispiel an eine Diskussion in Österreich im vorigen Jahr. Damals hat sich auch der jetzige Parteivorsitzende der ÖVP zu Wort gemeldet. Die „Presse“ vom 14. Februar titelte damals: „Mehrheitswahlrecht. Steht Österreich bald Kopf?“ Damals forderte der damalige Umweltminister Josef Pröll ein echtes Mehrheitswahlrecht. Ich meine: Wenn man über das Wahlrecht spricht, dann muss man natürlich auch darüber ernsthaft nachdenken und das in die Diskussion einbringen. Josef Pröll ist in der Zwischenzeit Vizekanzler und Ihr Parteivorsitzender, und wenn er vehement fordert, dass ein Mehrheitswahlrecht zumindest diskutiert werden sollte, dann werden wir es auch einmal diskutieren!

Pröll sprach in diesem Interview von direkten Entscheidungen in den Wahlkreisen. – Das haben wir jetzt eigentlich! Die Grundmandate werden zuerst in den Wahlkreisen vergeben, und dann gibt es Restmandate. Dazu wird Kollege Stürzenbecher noch ausführlich Stellung nehmen.

Es wurde auch behauptet, dass die SPÖ hier quasi als Alleinherrscher agiert. Ich habe mir hier die Minderheits- und Kontrollrechte in den Landtagen und Gemeinderäten der Landeshauptstädte aufgelistet und nütze jetzt diese Gelegenheit, das alles vorzutragen, damit auch im Protokoll steht, wie es in Wien aussieht, nämlich im Gegensatz zu vielen Landeshauptstädten in vielen Bereichen sehr gut!

Zum Beispiel: Dass 3 Prozent der Landtags- und Gemeinderatsmitglieder einen Klub mit allen Förderungsmöglichkeiten bilden können, das gibt es nur in Wien. Überall anders ist ein relativ höheres Quorum erforderlich. 

Eine Fragestunde ist in der Mehrzahl der Gemeinderäte der Landeshauptstädte nicht vorgesehen. Wir haben im Gemeinderat eine Fragestunde. Und auch im Landtag ist bei uns eine Fragestunde eine Selbstverständlichkeit, was in den anderen Bundeshauptstädten nicht der Fall ist.

Die Behandlung von aktuellen Themen in einer Aktuellen Stunde des Gemeinderates ist in Wien und in Linz möglich, in den anderen Landeshauptstädten nicht. In Wien ist die Aktuelle Stunde ausschließlich ein Instrument der Abgeordneten und Gemeinderäte.

Mitteilungen von Regierungsmitgliedern sind nur in ganz wenigen Landtagen beziehungsweise Gemeinderäten vorgesehen, zum Beispiel auch in Wien. Eine Besprechung solcher Mitteilungen gibt es nur in Wien und in Eisenstadt.

Es ist auch nicht in allen Landtagen und auch nicht in allen Landesregierungen eine zeitgerechte Akteneinsicht der Abgeordneten in Vorlagen für den Landtag und die Landesregierung geregelt. 

All das, was es hier in Wien gibt, was es in den anderen Hauptstädten nicht gibt, ist ja nicht nichts!

Es ist nicht in jedem Landtag in Österreich selbstverständlich, dass einzelne Abgeordnete ein Antragsrecht haben. Auch das haben wir gemäß § 35.

Das Rederecht der Abgeordneten unterliegt in mehreren Landtagen Redezeitbegrenzungen, auch das ist in Wien nicht der Fall. Nicht in allen Landeshauptstädten ist die Zahl von Gemeinderatssitzungen de facto unbegrenzt, und es ist nicht in jedem Landtag vorgesehen, dass Mitglieder wichtiger Kontrolleinrichtungen wie zum Beispiel der Präsident des Rechnungshofes oder der öffentlichen Anwaltschaften des Landes – sowohl Umwelt- als auch PatientInnenanwalt – an Sitzungen nicht nur teilnehmen, sondern bei diesen auch reden können. Auch das gibt es nur in Wien.

Das Instrument der dringlichen Initiativen ist bekanntlich in Wien sehr ausgeprägt. Auch das gibt es nicht überall. In anderen Landtagen gibt es entweder gar keinen dringlichen Antrag oder es bedarf einer Zweidrittelmehrheit für die Zuerkennung der Dringlichkeit eines Antrages.

Eine dringliche Anfrage gibt es nicht in allen Landtagen in Österreich, in Wien gibt es das, und das Quorum für die Einbringung einer dringlichen Anfrage ist in fast allen anderen Landtagen höher als in Wien.

Ich sage das gern so ausführlich, damit das auch im Protokoll steht und damit wir uns das richtig in Erinnerung rufen.

Bei der Reihenfolge der Behandlung der Dringlichen wird in Wien darauf Rücksicht genommen, wer am längsten keine Anfrage und keinen Antrag eingebracht hat. Auch das ist fair und gut so. Das gibt es nur in Wien. Und dass dringliche Initiativen spätestens um 16 Uhr behandelt werden, ist auch nicht selbstverständlich. In Wien wird das so gehandhabt, aber in einigen Landtagen werden dringliche Initiativen einfach am Ende der Tagesordnung, also oft spät in der Nacht, behandelt. Und auch dringliche Initiativen sind nicht in allen Gemeinderäten möglich.

Den Untersuchungsausschuss als Minderheitsrecht gibt es auch nur in wenigen Landtagen. In Wien gibt es das. Das Instrument einer Untersuchungskommission des Gemeinderates gibt es in keiner einzigen Landeshauptstadt. Das gibt es nur in Wien, und das ist in Wien ein Minderheitsrecht! Das muss man laut, deutlich, klar und immer wieder sagen! Das gibt es grundsätzlich in keiner anderen Hauptstadt, und in Wien ist das sogar ein Minderheitsrecht.

Die Beauftragung des Landesrechnungshofes mit Prüfungen ist keineswegs in allen Bundesländern ein Minderheitsrecht, und in den meisten Landeshauptstädten bedarf es, im Gegensatz zu Wien, einer Mehrheit im Gemeinderat, um Prüfaufträge an das Kontrollamt zu erteilen. Das ist ja auch nicht nichts! Und es ist auch nicht selbstverständlich, dass der Vorsitz des Kontrollausschusses grundsätzlich, so wie es in Wien der Fall ist, der Opposition zusteht.

Ich wollte mit dieser Auflistung klarstellen, dass es sich ganz und gar nicht so verhält, wie die Opposition behauptet, dass wir in unserer alleinigen Mehrheit in dieser Stadt machen, was wir wollen, sondern dass wir sehr viele Minderheits‑ und Kontrollrechte haben.

Betreffend das Wahlrecht möchte ich noch einmal auf die Ausführungen des Kollegen Stürzenbecher verweisen. Ich habe es schon gesagt: Wenn, dann muss alles aufgelistet werden. Und wenn Ihr Parteivorsitzender ernsthaft über ein Mehrheitswahlrecht spricht, dann muss auch dieses aufgelistet werden. Wir werden das gemeinsam auflisten, und dann werden wir sehen, was gut und was schlecht ist, was man durchführen kann und was man nicht durchführen kann.

Danke dafür, dass Sie mir so ausführlich zugehört haben! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet ist Frau Abg Matiasek. Ich erteile es ihr.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Frage der Verfassung der Bezirke, ihrer Geschäftsordnung und ihrer Finanzen ist sicherlich auch eine gewissermaßen unendliche Geschichte dieser Stadt. Das beginnt damit, dass seitens der SPÖ eigentlich nie klar zu spüren war, inwieweit sie die Dezentralisierung denn überhaupt wirklich will.

Ich wage zu behaupten, dass Ihnen die Dezentralisierung ganz tief in Ihrem Herzen zuwiderläuft! Das hat man an dem ganzen Prozedere seit dem ersten Schritt der Dezentralisierung in Wien gesehen. Ich meine, der große Stopp war der zweite Schritt der Dezentralisierung, der nicht gut gelungen ist beziehungsweise nur sehr halbherzig gemacht wurde. Diesbezüglich gab es seitens aller Fraktionen sehr viele Vorschläge. Ich kann mich erinnern, dass unsere Rathausfraktion damals mit den Bezirken sehr eng zusammengearbeitet und eine Liste von 40 Punkten erarbeitet hat, die vielen aus dem Herzen gesprochen haben. Davon wurde aber nur sehr wenig umgesetzt, und zwar vor allem deshalb, weil der Prozess im Vorfeld nach vielen Diskussionen und Arbeitsgruppen gestoppt wurde, weil man dann doch eine Erweiterung der Dezentralisierung, ein Mehr an Profil und an Entscheidungskompetenzen für die Bezirke gar nicht wollte. Am meisten schlägt sich das beim finanziellen Status der Bezirke nieder. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Man kann es nicht oft genug wiederholen: 15 von 23 Wiener Bezirken sind sozusagen in den roten Zahlen, und zwar nicht nur deshalb, weil die dort handelnden Personen unfähig sind oder dort zu viel getan wurde, sondern deshalb, weil hier ein Systemfehler besteht. Man hat die Bezirke von Anfang an mit Zahlungen beziehungsweise Investitionen belastet, die nicht in Einklang mit der Größe ihres Budgets gestanden sind. Das muss man immer wieder sagen.

Wenn Sie mittlerweile Pakete geschnürt und versucht haben, das eine oder andere zu beheben, dann muss man sagen: Der riesige Brocken der alten, schlecht ausgestatteten Schulen hat sehr viele Bezirke hineingerissen! Dazu kommt der Zustand von Straßen. Das hat insgesamt dazu geführt, dass die Bezirke oft investieren und andere Leistungen zurückstellen mussten, weil sprichwörtlich der Putz von der Decke gefallen ist.

Sie werden nicht darum herum kommen, wenn man wirklich die Arbeit in den Bezirken verbessern will, Investitionen in einem gewissen Volumen vorzunehmen, und es wird notwendig sein, die Budgets der Bezirke kräftig aufzubessern. Die Dotation der Bezirksbudgets muss kräftig angehoben werden, und zwar um 30 Prozent auf 210 Millionen EUR. Das ist auch in Zeiten wie diesen, in Zeiten einer Wirtschaftskrise, in der es Konjunkturpakete gibt, unbedingt notwendig. Wir können nur immer wiederholen, und darüber ist sich die Opposition auch einig: Sparen Sie die Bezirke nicht kaputt, sondern geben Sie den Bezirken mehr Geld! Es wird sich lohnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gerade in Zeiten, in denen für viele Bürger Sparen angesagt ist, wird das nahe Lebensumfeld für die Menschen immer wichtiger, und es wird auch für sozial schwache Menschen immer wichtiger, wie es rundherum ausschaut. Wir haben heute auch von der Situation der vielen alten Menschen in Wien gesprochen. Diese haben immer mehr die Tendenz, in ihren eigenen Wohnungen und in ihrem eigenen Lebensumfeld zu verbleiben. Daher ist es wichtig, wie dieses Umfeld aussieht, und um dieses Umfeld ordentlich, schön, sicher und sauber zu gestalten, braucht man ganz einfach Geld.

Viele Bezirke haben dieses Geld jedoch nicht. Sie haben zwar die Aufgabe, das Lebensumfeld der Menschen zu gestalten und Lebensqualität zu schaffen. Heute sind ja auch die Standards viel höher beziehungsweise haben sich verändert, angefangen bei der Gestaltung des Grünraums bis zur barrierefreien Stadtgestaltung. Dafür gibt es zwar Zuschüsse und Unterstützungen, aber in letzter Konsequenz bleibt in der Gestaltung sehr viel an den Bezirken hängen beziehungsweise sind die Lösungen einfach teurer geworden. Und da ziehen die Budgets überhaupt nicht nach! 

Es wurde heute schon darüber gesprochen: Was bedeutet ein sicheres Lebensumfeld? – Das bedeutet helle Straßen, keine dunklen, engen Durchgänge, das bedeutet Sauberkeit und so weiter und so fort. Das bedeutet: Weg von der Verwahrlosung! Und das bedingt Investitionen, und diese kosten Geld. Es handelt sich hiebei meist um jene Dinge, die vor Ort von den Bezirken erledigt werden müssen, teilweise aber nicht erledigt werden können, weil dazu das Geld fehlt, das man jahrelang etwa in Schulsanierungen stecken musste.

Es geht einerseits um Geld, verbunden damit verlangen wir aber schon lange auch eine Ausweitung der Bezirksautonomie und mehr direkte Demokratie. Was spräche dagegen, wenn sich Bezirksvorsteher einer Direktwahl stellen? Das wäre zum Beispiel ein sehr wichtiger und guter Schritt. So könnten die Bürger durchaus beurteilen, welche Leistungen erbracht wurden und welche Vorstellungen der Politiker einbringt. Unabhängig von dessen Fraktionszugehörigkeit wäre es dann vielleicht in manchen Bezirken ganz anders als heute! Ein Politiker, der sich rein auf die Bezirksarbeit konzentriert, würde einen sehr guten Bezirksvorsteher beziehungsweise eine sehr gute Bezirksvorsteherin abgeben. Es wäre also Direktdemokratie bei der Wahl der Bezirksvorsteher angesagt.

Es wäre natürlich auch wichtig, gewisse Maßnahmen in der Geschäftsordnung der Bezirksvertretungen zu ändern. Mein Kollege Dr Günther hat schon die Protokolle angesprochen. Das würde aber auch eine Verbesserung und Vereinheitlichung der Behandlung von Resolutionen in den Bezirken bedeuten. Da gibt es ja ganz unterschiedliche Arten der Handhabung.

Ich komme zu einem weiteren Punkt: Bezirksräte sollen sich um ihre Angelegenheiten kümmern, das heißt, sie müssen sich das eine oder andere einmal persönlich vor Ort anschauen. – Das ist nicht gerne gesehen, wenn es sich nicht um einen Bezirksrat der SPÖ handelt! Wenn man in eine Schule kommt und sich vielleicht die Fenster, den Heizkessel, den Bauzustand oder irgendeine andere öffentliche Einrichtung anschauen will, kann es vorkommen – das haben wir nicht einmal erlebt –, dass entweder die betreffenden Verantwortlichen seitens der Schule oder dieser öffentlichen Einrichtungen ordentlich gerüffelt wurden, weil sie gewagt haben, einem Bezirksrat einer anderen Fraktion die Situation zu erklären! Es ist aber wichtig, sich ein Bild von der Situation zu machen, da der Verantwortliche ja dann beispielsweise im Finanzausschuss wissen muss, worum es geht.

Auch das passt sehr gut zum Thema Demokratie und Demokratieverständnis der SPÖ in Wien!

So läuft es überall: Wenn man heute eine Einrichtung der Gesundheitsversorgung besuchen will – und zwar nicht, um dort irgendwelche Patienten zu stören! –, dann muss man sich anmelden. Das ist schon ein bisschen arg! Aber das ist eben in Ihrem Verständnis so: Sie müssen einfach die Macht und die Kontrolle besitzen. Anders können Sie es sich nicht vorstellen. Trotz der großen Aufzählung, die uns Herr Klubobmann Lindenmayr jetzt gebracht hat, haben Sie es nämlich gar nicht so mit den Oppositionsrechten!

Es wäre eine Aufwertung der Bezirksvorsteher-Stellvertreter notwendig und dass man ihnen Wirkungsbereiche zuschreibt. Sie haben ihre Einkünfte und sollen daher auch ein festgelegtes Arbeitsbild haben. Das gibt es nicht. Bis auf einige Ausnahmen, dass man als Bezirksvorsteher-Stellvertreter beispielsweise automatisch der Vizepräsident des Bezirksmuseums ist, gibt es kein fest umrissenes Wirkungsfeld außer den Pflichten, die jeder andere Bezirksrat auch hat. Es bedarf einer Verankerung der Aufgaben des Klubobmann-Stellvertreters, und es wäre sicherlich auch die Installierung von Kontrollausschüssen auf Bezirksebene interessant.

Bei vielen Bezirken ist auch eine Willkür der Bezirksvorsteher zu bemerken. Das sehe ich genauso kritisch. Wir werden allerdings insgesamt heute diesem Paketchen zustimmen, auch wenn es damit mehr Kompetenzen ausschließlich im Bereich des Bezirksvorstehers gibt. Wir wünschen uns jedoch eine Gesamtaufwertung der Bezirksvertretung als solcher. Es handelt sich hiebei um Menschen, die zum Großteil vor Ort im Bezirk leben, diesen kennen und Entscheidungen daher auch wirklich im Sinne der Bürger treffen, weil sie ihr Ohr sozusagen an den Wünschen der Bevölkerung haben beziehungsweise haben sollten. 

Es gibt also eine Reihe von Gründen, die dafür spricht, die Bezirke aufzuwerten, und diese Aufwertung muss beim Geld beginnen, denn ohne Geld nützt die beste Kompetenzausweitung nichts, weil man dann nicht entsprechend handeln kann.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das, was wir heute hier zu beschließen haben, ist ein bisschen etwas. Der große Wurf ist es nicht. Somit werden das Thema der erweiterten Dezentralisierung und erweiterten Kompetenz und vor allem die Forderung, dass es mehr Geld für die Wiener Bezirke geben muss, weiterhin behandelt werden müssen. Ich hoffe, dass – wie es ja manchmal der Fall ist – steter Tropfen den Stein höhlt und wir vielleicht in zwei oder drei Jahren hier stehen und uns freuen können, dass die Bezirksmittel in dem Maße ausreichen, dass zwei Drittel der derzeit verschuldeten Bezirke oder vielleicht alle Bezirke, die heute in den roten Zahlen stehen, ihre Schulden los sind und die Bezirke aktiv für ihre Bürger gestalten können. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Bevor ich einige Ausführungen zum Wahlrecht bringe, komme ich kurz zur angesprochenen Dezentralisierung: Meine Fraktion bekennt sich zu den bisherigen Dezentralisierungsschritten, auch zu dem heutigen Schritt, wobei wir der Auffassung sind, dass Dezentralisierung kein Selbstzweck ist, sondern mit Vernunft und Augenmaß erfolgen muss. Dabei gilt nicht das Motto: Je mehr Dezentralisierung, desto besser.

Wenn wir einen Vergleich etwa zu Brüssel ziehen, dann können wir feststellen, dass dort jeder Bezirk praktisch eine eigene Stadt mit ganz eigenen Rechten ist. Dann sind allerdings eine gemeinsame Planung und eine gemeinsame Weiterentwicklung nicht mehr möglich. Das brauchen wir natürlich nicht! Wir brauchen eine Einheitlichkeit in der Stadt, wie es in dem wunderbaren Satz ausgedrückt ist: Der Magistrat ist eine Einheit. – Das bedeutet auch, dass alle Bezirke eine Einheit in der Stadt bilden. Und wir brauchen natürlich eine Stadtplanung und eine Stadtentwicklung, die nicht nur bezirksweise, sondern für die gesamte Stadt erfolgen.

Ich glaube, dass wir den richtigen Weg zwischen zentraler Stadtplanung im Einvernehmen mit den Bezirken und Dezentralisierung gehen, und ich glaube, dass dieses kontinuierliche Weiterwachsen der Dezentralisierung, so wie wir es gemeinsam handhaben, genau richtig ist. Ich hielte nichts davon, dass man Wien – hiefür hat es ja auch schon Vorschläge gegeben – nicht mehr primär als Gemeinde, sondern quasi primär als Land sieht und dann die Bezirke die Funktion von Gemeinden hätten. Das wäre meiner Ansicht nach genau das Falsche, weil es den Bürgern letztlich nicht dienen würde. Die Lebensqualität würde abnehmen, was letztlich schlecht wäre.

Der einzige Maßstab ist, wie man die Stadt so gestalten kann, dass die Bürger möglichst zufrieden sind und sich in der Stadt möglichst wohl fühlen. Und ich meine, in diesem Sinn haben wir den richtigen Mittelweg eingeschlagen. – Das dazu.

Herr Klubobmann Tschirf hat den Nationalrat und die Vergabe von Leitungsfunktionen angesprochen. – Ich glaube nicht, dass der Nationalrat, der derzeit mit Usancen handelt, ein Musterbeispiel dafür abgibt, wie man diese Funktionen optimal vergibt. Ich glaube, es ist besser, wenn man nicht auf Grund von Usancen handelt, sondern wenn klar wie in der Wiener Stadtverfassung festgeschrieben ist, wie die Spitzenfunktionen in den Gremien vergeben werden.

Hier in Wien ist es auf Grund des letzten Wahlergebnisses der seit 1919 erstmals aufgetretene Fall, dass nach dem d’Hondt’schen System, weil 55 Mandate mehr als dreimal so viel sind als jene der nächststärksten Partei mit 18, dass eine Partei alle drei Präsidenten stellt. Hier kommt eben, wie Herr Klubobmann Lindenmayr schon ausgeführt hat, das d’Hondt’schen System zur Anwendung, das Sie sonst überall fordern. Beim Gemeinderat, wo es vier Leitungsfunktionen gibt, hat nach dem d’Hondt’schen System die vierte Funktion ohnehin die ÖVP inne. Seit 1919 war das bisher aber nur ein einziges Mal der Fall. Das ergibt sich aus der Stadtverfassung.

Betreffend Vorsitzführung in den Ausschüssen besteht der große Unterschied zum Nationalrat darin, dass es sich dort um rein legislative Organe handelt, während wir in Wien die Ausschüsse ganz primär als Vollzugsorgane haben. Wenn wir hier die Bauordnung beschließen, dann sind wir auch ein legislatives Organ. Aber ansonsten sind unsere Ausschüsse Vollzugsorgane, und daher liegt es natürlich nahe, dass der Vorsitzende dieses Vollzugsorgans jener Fraktion angehört, die auch im Stadtsenat die amtsführenden Stadträte stellt. Das ergibt sich aus der Logik. Als die ÖVP zwei amtsführende Stadträte hatte, führte in beiden Ausschüssen die ÖVP den Vorsitz. Man kann das allerdings, wie gesagt, nicht mit dem Nationalrat vergleichen, weil die Ausschüsse dort rein legislative Organe sind.

Jetzt zum Wahlrecht: Es ist immer die Rede von einem „fairen Wahlrecht“. Im Hinblick darauf frage ich: Was ist ein faires Wahlrecht? Hat das Mutterland der Demokratie, Großbritannien, mit einer Jahrhunderte alten demokratischen Tradition in Westminster ein unfaires Wahlrecht? Oder hat die stärkste Demokratie der Welt, die Vereinigten Staaten, ein unfaires Wahlrecht, nur weil sie das Mehrheitswahlrecht haben?

Ich glaube nicht, dass man das so einfach behaupten kann! Die Bibliotheken sind voll mit Abhandlungen über das Thema, was besser ist, das Mehrheitswahlrecht oder das Verhältniswahlrecht. Jedenfalls kann man aber nicht von Haus aus sagen, dass das eine mehr wert und das andere unfair ist. Das ist einfach falsch und sachlich nicht nachvollziehbar!

Großbritannien hat beispielsweise eindeutig ein Mehrheitswahlrecht und ist eine seit Jahrhunderten sehr gut funktionierende Demokratie. Ich sage nicht, dass ich dafür bin. Pröll ist dafür. Ich bin eigentlich nicht dafür. Man kann das nicht so einfach sagen. Frankreich, das Mutterland der großen Revolution, wo erstmals die Menschenrechte verkündet wurden, hat beispielsweise ein etwas anders geartetes Mehrheitswahlrecht als Großbritannien. Aber auch dort gibt es ein Mehrheitswahlrecht, und niemand wird behaupten, dass Frankreich nicht vollkommen demokratisch wäre! 

Andererseits gibt es mehrere Länder mit einem Proportionalwahlrecht mit mehrheitsfördernden Elementen wie zum Beispiel Spanien. Wenn man dort bei den Wahlen 42 Prozent hat und die stärkste Partei ist, hat man gute Chancen, dass man die absolute Mehrheit bekommt. In Griechenland hat die stärkste Partei, auch wenn sie nur 38 oder 40 Prozent hat, auf Grund des Wahlrechtes automatisch eine absolute Mehrheit an Mandaten. Und niemand wird behaupten, dass Griechenland oder Spanien deshalb nicht demokratisch wären oder ein unfaires Wahlrecht haben, denn es haben ja alle Parteien die gleiche Chance, stärkste Partei zu werden und beim Bürger um Vertrauen zu werben. Daher gibt es eben in den demokratischen Staaten zahlreiche Wahlrechtssysteme, die mehrheitsfördernd sind. 

Um zu Österreich zu kommen: Was bei uns am meisten von diesem Proportionalitätsprinzip abweicht, ist die 5 Prozent-Klausel. Diese wird aber nicht in Frage gestellt und bewirkt, dass nicht beispielsweise zahlreiche Parteien, die nur 1 Prozent Stimmenanteil haben, auch vertreten sind. Ich weiß nicht, ob das das Optimale wäre!

Faktum ist, dass alle Wahlrechtssysteme der hoch entwickelten demokratischen Staaten Prozentklauseln oder Grundmandatshürden haben. Es gibt fast kein Land, wo es das nicht gibt. Man kann also auch das nicht als undemokratisch oder unfair bezeichnen. Und so gesehen, ist es natürlich auch falsch, wenn Klubobmann Tschirf sagt, die Minderheit entscheidet über die Mehrheit! Beispielsweise hat die SPÖ bei der letzten Wahl 49 Prozent der Stimmen bekommen und die drei anderen im Gemeinderat vertretenen Parteien hatten zusammen 47,5 Prozent. Auch die stimmenmäßige Mehrheit ist also eindeutig bei der SPÖ. Dass es nicht 50 Prozent sind, liegt daran, dass es auch Splitterparteien gegeben hat, die gar nicht hineinkommen. Fordern Sie jetzt, dass jeder, der ein paar Stimmen hat, automatisch hier auch vertreten ist? Das fordert niemand, und das gibt es auch, wie ich ausgeführt habe, praktisch nirgends! Infolgedessen ist die Behauptung absolut falsch und zurückzuweisen, dass hier die Minderheit über die Mehrheit regiert. Das weise ich aufs Schärfste zurück! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich persönlich bin durchaus für ein proportionales Wahlrecht. Ich könnte mir auch auf Bundesebene ein gemäßigtes Mehrheitswahlrecht mit vorzüglicher Behandlung der Minderheiten vorstellen, dass also die Minderheiten vertreten sind, dass man sozusagen mehrheitsfördernde Elemente einbaut. Ich gehe aber nicht so weit wie Herr Parteiobmann Pröll, dass ich für ein vollkommenes Mehrheitswahlrecht wäre. 

Ich bin der Auffassung, dass wir hier ein sehr gutes Wahlrecht haben. Wir haben ein proportionales Wahlrecht. Das ist vom Verfassungsgerichtshof ausjudiziert, der gesagt hat, dass das Gebot der Verhältnismäßigkeit in unserem Wahlrecht eindeutig gegeben ist, weil ein Verhältniswahlrecht gewisse gemäßigte mehrheitsfördernde Elemente und auch eine Prozentklausel nicht verbietet. Deshalb bin ich ganz eindeutig der Auffassung, dass dieses Wahlrecht, das wir in Wien haben, sehr fair und ausgesprochen demokratisch ist und nur sehr geringfügige mehrheitsfördernde Elemente hat. Das könnte man sich auch ganz anderes vorstellen, wie einer der Vorredner schon erwähnt hat.

Irgendwie drängt sich der Vergleich mit einem schlechten Verlierer auf, wenn man, weil man die Wahlen nicht gewonnen hat und sozusagen nicht in der Lage ist, stärkste Partei zu werden, der stärksten Fraktion Unfairness vorwirft. Das kann ich nur zurückweisen! 

In den Bundesländern war Ähnliches übrigens auch schon der Fall: Es gab in Niederösterreich schon absolute Mehrheiten der ÖVP mit 47 oder 48 Prozent, und ich kann mich erinnern, dass es in Tirol eine absolute Mehrheit der ÖVP mit ungefähr diesem Prozentsatz gegeben hat. Es ist das also auch nichts absolut Ungewöhnliches! Es gibt keine Verzerrung. 

Sie können anscheinend gewissen Gedanken nicht folgen, denn sonst würden Sie mitbekommen haben, dass es keine Sache der Fairness ist, ob es mehrheitsfördernde Elemente gibt oder nicht! Die größten Demokratien der Welt haben Mehrheitswahlrechtssysteme. Wir haben das nicht, wir haben ein proportionales Wahlsystem, aber wir haben leicht mehrheitsfördernde Elemente.

In diesem Sinn bin ich der Auffassung, dass es die Bürgerinnen und Bürger natürlich in der Hand haben sollen, dass es stabile, funktionsfähige und durch das Wahlrecht nur sehr leicht geförderte Regierungen gibt, anstatt der absoluten Zersplitterung, die gegeben wäre, wenn wir keine Prozentklausel hätten.

In diesem Sinn betone ich noch einmal meine Auffassung, dass unser Wahlrecht fair, demokratisch und fortschrittlich ist und dass es ein sehr gutes Wahlrecht ist. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet ist Abg Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Mein Vorredner, Kollege Stürzenbecher, hat das Beispiel Brüssel gebracht. Das ist selbstverständlich nicht das Ideal. Es ist nicht ideal, wenn jeder Bezirk die eigene Hoheit hat. Wir waren selbst in Brüssel und haben uns das angeschaut. Man sieht das in der Stadt selbst, keine Frage: Es gibt ärmere und reichere Bezirke. Das ist nicht das Ideal einer Dezentralisierung, das ist eine fast pervertierte Dezentralisierung!

Eine Dezentralisierung, wie wir sie uns vorstellen – und hoffentlich auch Sie! –, müsste mit Augenmaß gemacht werden, und dieses Augenmaß der Mehrheit fehlt mir hier ein wenig. Denn es kann doch nicht Augenmaß sein, Herr Kollege Stürzenbecher, wenn von den Gesamtausgaben der Stadt Wien nur 1,5 Prozent für 23 Bezirke budgetiert und ausgegeben werden. Wenn man jetzt einen Durchschnitt errechnet und das auf 23 Bezirke auslegt, dann sind das 0,065 Prozent des Gesamtbudgets der Stadt Wien für einen Bezirk! Das ist nicht ganz korrekt, ich bringe dieses Beispiel nur, damit man sich einmal vorstellen kann, um welche Größenordnung es hier geht. 

Meine Damen und Herren! Seit 2005 haben die Bezirksbudgets nur eine Steigerung im Wert von 50 Prozent gegenüber der Steigerung der Ausgaben der Stadt Wien gehabt. Sie sind um 9,6 Prozent gestiegen, und die Ausgaben der Stadt Wien sind zwischen 2005 und 2009 um 18,7 Prozent gestiegen.

Daher kann man nicht davon reden, dass die Dezentralisierung schon optimal gelaufen ist. Dezentralisierung macht ja nur dann einen Sinn, wenn den Bezirken die Mittel für gewisse Bereiche zustehen. Ich hoffe, dass man diese Mittel sukzessive erweitern wird, ohne dass die Bezirke als Bettler dargestellt werden!

Ich glaube, dass diese Aushungerung der Bezirke die dezentrale Aufgabenstellung ein bisschen konterkariert. Wie Sie wissen, haben derzeit 15 Bezirke schon Vorgriffe in der Höhe von fast 47 Millionen EUR gemacht. In Wirklichkeit sind es aber über 52 Millionen EUR, weil die inneren Darlehen von immerhin 5,5 Millionen EUR nicht zu den Schulden dazugezählt werden.

Meine Damen und Herren! Eine ganz eigenartige Situation entsteht durch den Sonderinvestitionstopf in Höhe von 8,5 Millionen EUR für die Bezirke. Diese sind nämlich verpflichtet, wenn sie diesen Topf in Anspruch nehmen, 50 Prozent von dem, was sie dort zur Verfügung hätten, zur Schuldenrückzahlung zu verwenden. Der einzige Vorteil der inneren Darlehen der Stadt Wien an die Bezirke ist, dass diese nicht verzinst und daher bei den Vorgriffen nicht dabei sind. Das ist der einzige Vorteil, denn für alle anderen Vorgriffe und Kredite müssen die Bezirke sehr wohl Zinsen zahlen.

Meine Damen und Herren! Wir glauben, dass gerade in Zeiten wie diesen die Konjunkturbelebung, also mehr Geld für die Bezirke, zumindest ein kleiner Schritt wäre. Die Bezirke geben das Geld ausgabenwirksam sehr schnell aus, etwa für die bauliche Instandhaltung von Kindergärten und Schulen sowie die Instandhaltung von Straßen, Kinderspielplätzen, Parkanlagen et cetera. Das ist unmittelbar etwa für die Klein- und Mittelbetriebe wirksam und auch arbeitsmarktwirksam. Wir glauben, dass man im Budget 2009 ein Minimum an Mehrmitteln in Höhe von weiteren zirka 210 Millionen EUR ausgeben sollte, um dann das neue Konjunkturpaket für Klein‑ und Mittelbetriebe in den Bezirken zu fördern.

Meine Damen und Herren! Das war jetzt nur eine Einleitung, um überhaupt darzustellen, wie die Bezirke nicht agieren können. Jetzt möchte ich aber über die Stadtverfassung reden. Das hängt ja ursächlich auch mit den neuen Geschäftsordnungen in den Bezirken zusammen, die jetzt teilweise in den Bezirken schon abgestimmt werden. Wir werden diesem Geschäftsstück natürlich zustimmen, denn es ist besser, man hat den kleinen Spatz in der Hand, als die Taube auf dem Kopf, wie das so schön heißt. (Abg Inge Zankl: Auf dem Dach!) Ich bin ja vornehm! Ich sag' nicht den richtigen Spruch! – Wir werden natürlich zustimmen.

Hinsichtlich Stadtverfassung könnte man sich vielleicht in den nächsten Wochen und Monaten überlegen, eine Kompetenzausweitung des Kontrollamtes in Richtung ausgegliederter Bereiche vorzunehmen. Das ist einer der vielen Punkte, der uns sehr wichtig wäre. Außerdem sollte es eine schnellere Veröffentlichung dieser Berichte geben. Das geht jetzt nur übers Internet. Trotzdem ist der Zeitabstand zwischen Prüfung und Veröffentlichung sehr groß. Oft gibt es dann nämlich, wie wir unter anderem zum Beispiel bei Wiener Wohnen gesehen haben, die Leute, die es betrifft und die viel zu verantworten haben, gar nicht mehr in der Position, und man kann daher mit ihnen eigentlich gar nicht mehr reden.

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich betreffend die Geschäftsordnung der Bezirksvertretungen auch einige Punkte einfließen, die jetzt nicht in dem Konzept stehen, die wir uns aber vorstellen könnten. Es sind dies alte Forderungen wie zum Beispiel die Verbesserung der Protokollierung. In den verschiedenen Bezirken wird diesbezüglich verschieden agiert. Das hängt davon ab, inwieweit der Bezirksvorsteher oder die Mehrheit des Bezirkes gewillt sind, dass überhaupt ein Protokoll geführt wird und in welcher Art und Weise es geführt wird.

Das Minimum einer Protokollführung wäre, dass zumindest die Wortmeldungen mit Namen und Fraktion angegeben sind, damit Nachfolgende nach einiger Zeit zumindest wissen, was ein Vorgänger oder ein Vertreter einer anderen Fraktion zu diesem oder jenem Thema gesagt hat. Ich war sehr lange tätig, kenne viele Bezirke und meine, dass man das standardisieren müsste. Das würde niemanden einen großen Betrag kosten und wäre auch kein großer technischer Aufwand, weil es ohnedies nur vier oder fünf Sitzungen im Jahr pro Bezirk gibt. Das ist sicherlich eine sinnvolle Forderung. 

Der Vorsitzende der BV sollte unabhängig vom Fraktionswahlrecht gewählt werden können. Die Erledigungsfristen in den Bezirken sollten gekürzt werden. Auch die Auskunftspflicht von Magistratsbeamten gegenüber den Bezirksräten wäre eine sehr sinnvolle Neuerung. Die entsprechende Ausstattung mit Räumlichkeiten und Computern mit Zugang zum Internet ist auch anzuführen. Derzeit hängt das vom Goodwill der jeweiligen Mehrheit und der jeweiligen Bezirksvorsteher ab. Wichtig ist auch die Formulierung der Rechte der Bezirksvorsteher-Stellvertreter und die Aufwertung der Bezirksvorsteher-Stellvertreter mit eigenem Wirkungs- beziehungsweise Kompetenzbereich. Diese hängen nämlich irgendwo in der Luft. Schließlich nenne ich noch eine präzisierte Aufgabenstellung für die Präsidiale in den einzelnen Bezirken, die es in Wirklichkeit auch nicht gibt.

Meine Damen und Herren! Es gibt administrative Erleichterungen durch den neuen Geschäftsordnungsentwurf für die Bezirksvertretungen, insbesondere natürlich für die Bezirksvorsteher und die Mitarbeiter, und zwar auf Grund der verlängerten Einreichfrist, weil sie länger Zeit haben, um zu recherchieren und zu beantworten. Und es gibt auch andere kleine Verbesserungen.

Ein Kritikpunkt ist, dass zum Beispiel zu spät oder später überreichte Anträge, die es auf Grund von Aktualitäten in den Bezirken immer wieder geben kann, erst in der übernächsten Sitzung behandelt werden sollen. Das sollte nicht so sein, das sollte man ändern. Die Behandlung eines Antrags sollte auch in der gleichen Sitzung möglich sein, auch wenn er zu spät eingebracht wurde.

Ein ganz wichtiger Punkt ist die Debatte über schriftliche Anfragen. Die Antworten werden zugeschickt, bis jetzt ist keine Debatte möglich, diese Möglichkeit sollte man ebenfalls hier mit einbauen. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, das ist etwas, was die Leute wirklich aufregt, wenn sie es lesen! Ich glaube, Qualität und Identität unserer Muttersprache sind zu kostbar, als dass man sie derart peinlichen und schwachsinnigen Formulierungen opfern sollte. Ich werde Ihnen das vorlesen. Ich möchte nicht unsere Zeit vergeuden und werde Ihnen nur einen Teil daraus zitieren, denn das ist wirklich unglaublich. Dort steht zum Beispiel: „Die Bezirksvertretung wählt aus der Mitte einen Vorsitzenden oder eine Vorsitzende und zwei Stellvertreter oder Stellvertreterinnen des oder der Vorsitzenden. Auch der Bezirksvorsteher oder die Bezirksvorsteherin, wenn er oder sie der Bezirksvertretung angehört, und die Bezirksvorsteher-Stellvertreter oder Bezirksvorsteher-Stellvertreterinnen oder Bezirksvorsteherin-Stellvertreter oder Bezirksvorsteherin-Stellvertreterinnen können zum oder zur Vorsitzenden beziehungsweise zu Stellvertretern oder Stellvertreterinnen des oder der Vorsitzenden gewählt werden.“

Meine Damen und Herren! So steht das in diesem Papier! Ist das Ihr Ernst? Damit pervertieren sie unsere Muttersprache, die deutsche Sprache! (Abg Nurten Yilmaz: Wo ist das Problem?) Das ist doch lächerlich, was Sie da machen! (Beifall bei der FPÖ.)

Auch wir sind natürlich für die Gleichberechtigung und für die Gleichstellung von Mann und Frau. Aber deswegen braucht man doch nicht solche Blödheiten schreiben! (Abg Nurten Yilmaz: Das ist doch kein Blödsinn! Das ist selbstverständlich! – Zwischenruf von Abg Marianne Klicka.)

Wenn Sie es für nötig halten, dann verlängern Sie halt das Papier! Die Geschäftsordnung ist inzwischen auf Grund dieser gesamten Änderung eh schon um vier Seiten länger. Aber wenn es Ihnen gefällt, dann schreiben Sie es hinein, den Leuten wird es nicht gefallen! (Weiterer Zwischenruf von Abg Marianne Klicka.) Damit schaffend Sie sich keine Freunde, Frau Präsidentin! 

Meine Damen und Herren! Es gibt kleine Vorteile im Gebrauchsabgabengesetz ... (Zwischenruf von Abg Siegi Lindenmayr.) Haben Sie verstanden, was ich vorgelesen habe? Haben Sie das wirklich verstanden? (Abg Marianne Klicka: Ja!) Dann erklären Sie mir das bitte auf Deutsch! Melden Sie sich zu Wort, und erklären Sie es mir, ich habe es nicht verstanden! Ich glaube, wir haben ziemlich den gleichen Level, aber ich habe es leider nicht verstanden. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es gibt kleine Vorteile beim Gebrauchsabgabengesetz. Die Dezentralisierung wird ein wenig verbessert, keine Frage. Was mir nicht sehr gut gefällt, ist das, was Kollege Margulies heute auch schon gesagt hat, nämlich dass es mehr Macht durch die Deckungsfähigkeit gibt, und zwar nicht der Bezirksvertretung, sondern einer Person im Bezirk. Das ist wieder etwas mehr Macht für die Bezirke. Das ist im Sinne einer Dezentralisierung, allerdings gibt es dort ja verschiedene Organe, und wir sehen nicht ganz ein, warum man die Macht einem Organ gibt, nämlich dem Bezirkvorsteher oder der Bezirksvorsteherin. Das ist ein Wermutstropfen.

Ganz am Ende bringe ich noch einen Appell: Die drei Oppositionsparteien bringen heute einen Antrag ein. Ich möchte allerdings darauf aufmerksam machen, dass man bei diesen Parteien – irgendeine davon wird ja sicherlich irgendwann mit der SPÖ koalieren müssen, weil die SPÖ die absolute Mehrheit verlieren wird – nicht vergessen soll, dass wir diesen Antrag heute gemeinsam eingebracht haben! Das ist nämlich leider schon einmal passiert: Bevor die Österreichische Volkspartei in die Koalition eingetreten ist, gab es auch einen gemeinsamen Antrag von ÖVP, Grünen und FPÖ. Leider hat man nachher aber auf das Wahlrecht ein bisschen vergessen, und ich hoffe, dass das dieses Mal nicht passieren wird. Wenn man ein etwas längeres Gedächtnis hat, dann kann diese Sache erledigt werden, egal, wer mit der SPÖ koalieren wird. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort. Bitte, Frau Stadträtin. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ganz zu Beginn möchte ich ein absolutes Bekenntnis zur gender-gerechten Sprache machen. (Beifall bei der SPÖ.)

Hiebei handelt es sich nicht um eine Verkomplizierung, sondern um eine Sichtbarmachung von Frauen und Männern. Der Unterschied zwischen uns und Ihnen, sehr geehrter Herr Abgeordneter von der FPÖ-Opposition, ist eine gesellschaftspolitische und gleichstellungspolitische Haltungsfrage. Letzteres ist der Sinn und Zweck dahinter, und dazu stehen wir voll und ganz! Das ist für uns sozusagen unteilbar! (Beifall bei der SPÖ.)

Zum vorliegenden Poststück: Wir haben es hier mit dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Wiener Stadtverfassung und das Gebrauchsabgabengesetz geändert werden, zu tun. Ich möchte noch einmal kurz darauf zurückkommen, worum es in diesem Geschäftsstück geht.

Es gab diese Evaluierung zur Dezentralisierung. Damit wurde eine unabhängige Stelle beauftragt, und es hat sich daraus sozusagen ein Gesamtpaket ergeben, mit dem wir uns gestern teilweise im Gemeinderat beschäftigt haben und mit dem wir uns heute hier beschäftigen. Jene Teile, in denen es um die Geschäftsordnung der Bezirksvertretungen geht, sind derzeit noch in Begutachtung, weil es da ein Anhörungsrecht der Bezirke gibt, von dem einige Bezirke auch schon Gebrauch gemacht haben. Ich denke, darüber werden wir noch zu diskutieren haben. 

Es geht jetzt darum, dieses Gesamtpaket abzuarbeiten, wobei uns die Geschäftsordnung der Bezirksvertretungen im Gemeinderat erst im Herbst tatsächlich beschäftigen wird. Zum Wahlrecht hat Abg Stürzenbecher die Position der Sozialdemokratie schon sehr ausführlich dargelegt. Ich möchte an dieser Stelle aus meiner Funktion heraus noch einmal darauf aufmerksam machen, dass das Wiener Wahlrecht selbstverständlich der österreichischen Bundesverfassung entspricht. Es entspricht der Proportionalität voll und ganz und ist ein demokratisches und faires Wahlrecht.

Es ist mir wichtig, das hier noch einmal darzulegen, denn es wird immer wieder versucht, in der Öffentlichkeit einen Eindruck zu erwecken, der absolut nicht der Wahrheit entspricht. Es ist dies ein demokratisches und faires Wahrrecht. Als Mitglied der Exekutive sage ich Ihnen, dass ich den Verhandlungen und den demokratischen Meinungsbildungsprozessen auf Ebene der Klubs sehr gespannt entgegensehe. Ich denke mir, diese Diskussion wird uns nicht das letzte Mal beschäftigen. Mir geht es aber vor allem auch darum, hier abschließend noch einmal die Fairness und die absolut demokratische Entsprechung unseres Wahlrechts zu betonen. – Ich bitte jedenfalls um Zustimmung zu diesem Gesetzesentwurf. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Ich stelle fest: Dieses Gesetz ist von der Volkspartei, der Freiheitlichen Partei und der Sozialdemokratie gegen die Stimmen der Grünen somit mehrstimmig angenommen.

Mir liegt der schon von mehreren Debattenrednern angesprochene Beschluss- und Resolutionsantrag der Österreichischen Volkspartei, der grünen Fraktion und der Freiheitlichen, tituliert mit „Mehr Demokratie in Wien: Für ein faires Wahlrecht in Wien“, vor. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesen von mir jetzt genannten Antrag unterstützt, gebe bitte ein Handzeichen. – Dieser Antrag wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt, ist somit in der Minderheit und daher abgelehnt.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, meine Damen und Herren, werde ich sogleich die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ich erblicke keinen Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz auch in zweiter Lesung zustimmen wollen, dies mit einem Handzeichen zu signalisieren. – Gleicher Abstimmungsvorgang: Von der Sozialdemokratie, der Österreichischen Volkspartei und den Freiheitlichen unterstützt ist das Gesetz sohin mehrstimmig in zweiter Lesung beschlossen.

Postnummer 2 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Landeslehrerinnen- und Landeslehrergleichbehandlungsgesetz – kurz WLLGBG – erlassen und das Wiener Gleichbehandlungsgesetz, nämlich die 10. Novelle zum Wiener Gleichbehandlungsgesetz, und das Gesetz über das Schlichtungsverfahren in Angelegenheiten der Gleichstellung von Landeslehrerinnen und Landeslehrern mit Behinderungen in Wiener öffentlichen Pflichtschulen geändert werden.

Ich bitte die Berichterstatterin, die Frau StRin Frauenberger, einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum Entwurf dieser Gesetzesmaterie, die sich im Besonderen mit den Landeslehrerinnen und Landeslehrern auseinandersetzt. – Danke.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich betone, nachdem es sich hier um einen Gesetzesantrag handelt, der sowohl einfache als auch Verfassungsbestimmungen enthält, den Vorgang jetzt bitte zu verfolgen. 

Art I mit § 3 Abs 8, § 4 Abs 5, § 6 Abs 1 und § 12 Abs 2 sowie Art II Z 7 und Art IV Z 1 sind Verfassungsbestimmungen.

Hierfür ist gemäß § 124 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung die Anwesenheit der Hälfte der Landtagsabgeordneten erforderlich, die ich nunmehr als souverän gewährleistet feststelle.

Gemäß § 124a der Wiener Stadtverfassung ist für einen gültigen Beschluss eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen erforderlich. Diese Bestimmungen gelten für beide vorzunehmenden Lesungen.

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung, die ich getrennt vornehme. 

Zuerst lasse ich alle Bestimmungen, ausgenommen den schon erwähnten Art I § 3 Abs 8, § 4 Abs 5, § 6 Abs 1, § 12 Abs 2 sowie Art II Z 7 und Art IV Z 1, abstimmen. Dafür genügt die einfache Mehrheit.

Ich bitte nunmehr jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang, ausgenommen den soeben referierten Art I mit § 3 Abs 8, § 4 Abs 5, § 6 Abs 1 und § 12 Abs 2 sowie Art II Z 7 und Art IV Z 1, zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist einstimmig so angenommen. (Zwischenrufe bei der FPÖ. – Abg Mag Wolfgang Jung: Ohne uns!) 

Entschuldigung! Ich darf um Wiederholung ersuchen.

Wer den von mir vorgetragenen Teil mitträgt und unterstützt, gebe bitte ein Handzeichen. – Dies ist also von der Österreichischen Volkspartei, der Sozialdemokratie und der grünen Fraktion unterstützt und sohin mehrstimmig angenommen.

Ich hatte das ohnedies noch nicht eingetragen, daher ist keine Korrektur vonnöten.

Wir kommen nunmehr zu den Verfassungsbestimmungen. 

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtages, die Art I § 3 Abs 8, § 4 Abs 5, § 6 Abs 1 und § 12 Abs 2 sowie Art II Z 7 und Art IV Z 1 zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist das gleiche Abstimmungsverhalten.

Damit ist auch dieser Teil des Gesetzes mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit beschlossen.

Somit ist das Gesetz in erster Lesung angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sogleich die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem zuvor beschlossenen Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist mit den Stimmen der Sozialdemokratie, der Österreichischen Volkspartei, der GRÜNEN und sohin mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit insgesamt beschlossen worden. 

Postnummer 3 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Landeslehrer- und Landeslehrerinnen-Diensthoheitsgesetz 1978 geändert wird. Es ist dies die 6. Novelle zum Wiener Landeslehrer- und Landeslehrerinnen-Diensthoheitsgesetz 1978. Berichterstatter hierzu ist ebenfalls Amts StRin Frauenberger. – Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte zum Zustimmung.

Präsident Heinz Hufnagl: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dieses Gesetz ist in der Tat einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ich erblicke keinen Widerspruch. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. – Auch hier kann ich die Einstimmigkeit und damit die Beschlussfassung des Gesetzes konstatieren. 

Postnummer 4 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Ehrenzeichengesetz geändert wird. Ich bitte die Amtsf StRin Frauenberger, als Berichterstatterin die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte zum Zustimmung zur Novellierung des Wiener Ehrenzeichengesetzes. – Danke schön.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke. Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet hat sich Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Eigentlich ist es ein schöner Anlass, wenn man über ein Ehrenzeichengesetz spricht. Wir können dem heute aber nicht zustimmen, und ich möchte zumindest kurz ausführen, warum.

Was ist neu, und was soll beschlossen werden? Die Gemeinde Wien und die Organe des Landes dürfen Personen anlässlich von runden Geburtstagen, zum 75., 80., 90. Geburtstag und zu den paar 100. Geburtstagen, die es auch gibt und die in Zukunft mehr werden, ehren. Das Gleiche gilt für das 25. und 50. Hochzeitsjubiläum, solange es zwei Leute halt gut miteinander aushalten. – Das sind an sich schöne Anlässe. 

Ziffer 2 lautet: „Die Organe des Landes und der Gemeinde Wien sind berichtigt, Ehrungen selbst zu verlautbaren oder für eine Verlautbarung durch andere zu sorgen, sofern sich nicht die geehrten Personen nach Befragung dagegen ausgesprochen haben.“

Das heißt in aller Kürze: Wenn es gut läuft, bekommen jeder 90-Jähriger und jede 90-Jährige einen Brief, in dem steht: Wir wollen Sie ehren und dürfen die Daten dann weitergeben. – Und nur wenn ein Brief zurückkommt, in dem dezidiert steht, dass das nicht erwünscht ist, geschieht das nicht. Das ist an der Grenze beziehungsweise über der Grenze dessen, was wir für vertretbar halten. 

Ich zitiere nur eine einzige Stellungnahme dazu. Ich habe einen Datenschutzexperten gefragt und habe eine E-Mail dazu bekommen. – Ich zitiere : „Mit dieser Novelle können“ – so die Befürchtung – „Gemeindeorgane auch offiziell Daten an Medien weitergeben. Häufig landen dann Name, Geburtsdatum, Anschrift in der Zeitung, eine perfekte Liste für TrickbetrügerInnen, KeilerInnen und lang vermisste Neffen. Ohne datenschutzrechtliche Konkretisierung dieses Gesetzes können diese Listen in Medien landen.“

Ich behaupte, dass das wahrscheinlich niemand will. Das Gesetz wird jetzt nicht mehr anders beschlossen werden, weil die Mehrheiten leider schon feststehen. Ich möchte aber zumindest, dass bei diesen Ehrungen diese Auskunft, die man einholt, ob jemand auch wirklich damit einverstanden ist, sehr ernst genommen wird.

Stellen Sie sich das vor: Es werden eine große Anzahl an Leuten angeschrieben, die 75 Jahre alt werden. Alle schicken sicherlich nicht einen Brief zurück, dass sie nicht geehrt werden wollen, sondern sie lesen etwas von einer hoch offiziellen Ehrung durch die Gemeinde Wien, und ich nehme an, es werden fast überhaupt keine Antworten zurückkommen! 

Die Lösung, die Sie getroffen haben, erfüllt den Gesetzestext. Schöner wäre es aber, wenn es geheißen hätte, dass sich die Leute dafür aussprechen müssen, dass sie einverstanden sind, dass die Gemeinde Daten unter anderem an Medien weitergeben darf. Schöner wäre es, wenn jemand, der 80 Jahre alt wird, einen Brief bekommt, in dem steht, dass seine Daten, wenn er unterschreibt, etwa in der Bezirkszeitung oder im „News“ landen könnten. – Ich glaube, das würden die Leute im Regelfall nicht unterschreiben!

So, wie es hingegen jetzt formuliert wird, wird es zwar sehr wenig Ablehnungen geben, aber nicht, weil die Leute das nicht so sehen, sondern weil die Leute sich diese Mühe nicht machen werden. 

Weil wir das als eine Aushöhlung des Datenschutzes empfinden, werden wir dieser Änderung des Ehrenzeichengesetzes nicht zustimmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Schuster. Ich erteile es ihm.

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geschätzte Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Meine sehr geschätzten Kolleginnen und Kollegen!

Diese Novelle zum Ehrenzeichengesetz fußt an und für sich auf einem Hinweis aus dem Innenministerium. Man hat seitens des Innenministeriums darauf hingewiesen, dass die Datenschutzkommission des Öfteren Anfragen von Bürgern über die Tatsache erhalte, dass persönliche Daten in lokalen Zeitungen in Form von Glückwünschen zu runden Geburtstagen veröffentlicht werden. Das dürfte einzelne Personen gestört haben.

Ich sage dazu: Diese Praxis, wie sie in Wien gehandhabt wird, wird in allen Bezirken so gehandhabt, egal, welcher Couleur der Bezirksvorsteher angehört beziehungsweise angehörte. Ich weiß aus dem 7. Bezirk, dass es Glückwünsche in den Bezirkszeitungen durch den Bezirksvorsteher, dessen Stellvertreter oder andere Personen gibt.

Es wurde darauf hingewiesen – Kollege Ellensohn hat auch darauf aufmerksam gemacht –, dass gemäß § 20 Abs 3 des Meldegesetzes die Bürgermeister nur insoweit ermächtigt sind, die im Melderegister enthaltenen Meldedaten zu verwenden, als diese zur Wahrnehmung der ihnen gesetzlich übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bilden. Hingewiesen wurde auch darauf, dass im gegebenen Zusammenhang eine in Betracht kommende gesetzliche Regelung für derartige Datenverwendungen allerdings zum damaligen Zeitpunkt nur in Niederösterreich im so genannten Niederösterreichischen Ehrungsgesetz aus dem Jahr 1992 existiere.

Ich glaube, dass diese sehr persönlichen Ehrungen anlässlich runder Geburtstage oder Hochzeitstage von der überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung sehr positiv aufgenommen werden. Sie freuen sich ganz einfach, wenn Politiker, stellvertretend für das Land oder die Stadt, wo sie leben, vorbeikommen und ihnen gratulieren. Deshalb wurde, nachdem wir davon Kenntnis erhalten haben, seitens der SPÖ ein Initiativantrag eingebracht, in dem beantragt wurde, dass im Wiener Ehrenzeichengesetz ausdrücklich die Möglichkeit der Beglückwünschung von Alters- und Ehrenjubilaren durch Organe des Landes und der Gemeinde geschaffen wird. Das ist geschehen.

Mit der heute vorliegenden Novelle zum Ehrenzeichengesetz werden sowohl die Hinweise der Datenschutzkommission als auch jene des Initiativantrags vollinhaltlich umgesetzt. Die Gesetzesnovelle war auch in Begutachtung. Die Datenschutzkommission und der Datenschutzrat des Bundes haben diese Form der Vorgangsweise vollinhaltlich unterstützt. Es wird darin geregelt, dass die Organe des Landes und der Gemeinde Wien berechtigt sind, Ehrungen selbst zu verlautbaren oder für eine Verlautbarung durch andere zu sorgen, sofern sich die geehrte Person nach Befragung nicht dagegen ausspricht. – Dem kommen wir mit dieser Gesetzesnovelle vollinhaltlich nach. 

Ich kann nur bitten, dieser Gesetzesnovelle die Zustimmung zu geben. – Ich danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Herzlichen Dank. Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlungen für geschlossen. Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Somit kommen wir zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig mit den Stimmen der Sozialdemokratischen Partei, der Volkspartei und der Freiheitlichen Partei so angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landestages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle auch hier die Mehrstimmigkeit fest.

Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig mit den Stimmen der Volkspartei, der Freiheitlichen Partei und der Sozialdemokratischen Partei beschlossen.

Bevor wir zu Postnummer 5 kommen, möchte ich, nachdem ich jetzt den Vorsitz das erste Mal übernommen habe, kurz in eigener Sache etwas sagen.

Ich bedanke mich für die Wahl und den Vertrauensvorschuss im Zuge der Wahl zur zweiten Landtagspräsidentin – auch bei jenen Mitgliedern des Hohen Hauses, die mich nicht gewählt haben – ganz herzlich!

Ich denke, dass ich in nunmehr 15-jähriger Tätigkeit im Hohen Haus meine Abgeordnetentätigkeit immer sehr ernst genommen habe und auch eine gute und intensive Zusammenarbeit im Sinne unserer Stadt, unseres Landes und aller Bewohnerinnen und Bewohner verfolgt habe. Ich werde versuchen, diese Arbeit nach bestem Wissen und Gewissen, mit demokratischem Amtsverständnis und auf dem Boden der Verfassung weiterhin fortzusetzen. 

In diesem Sinne werde ich auch in Zukunft die gemeinsame Arbeit vor das Trennende stellen und mich bemühen, viele positive Ideen zum Wohle der Menschen in unserer Stadt zu verwirklichen. – Herzlichen Dank für den Vertrauensvorschuss! (Beifall bei der SPÖ und von Abgeordneten der ÖVP und FPÖ.)
Wir kommen nun zur Postnummer 5. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Änderung der Grenze zwischen dem 4. und 6. Bezirk.

Berichterstatterin hierzu ist Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich ersuche sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Es freut mich, dass ich dich das erste Mal in deiner Funktion sozusagen hoch offiziell als sehr geehrte Frau Präsidentin ansprechen darf! Ich darf dazu von meiner Seite gratulieren.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum Entwurf dieses Gesetzes, mit dem wir die Bezirksgrenzen 4 und 6 ändern.

Präsidentin Marianne Klicka: Danke. Gemäß § 30 Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammen zu legen.

Wird gegen diese Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet hat sich Frau Abg Puller.

Abg Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landesrätin!

Ich möchte nur ganz kurz begründen, warum wir Postnummer 5 und Postnummer 7 heute nicht zustimmen werden. 

Zur Postnummer 5 meinen wir, dass der gesamte Straßenquerschnitt inklusive Gehsteige der Rechten Wienzeile aus verwaltungstechnischen Gründen beim 4. Bezirk bleiben soll, denn wenn die Bezirksgrenze entlang des Gehsteigs verläuft, bedingt jede Änderung der Gehsteigkante wiederum eine Änderung der Bezirksgrenze.

Postnummer 7 betreffend die Grenzziehung zwischen 4. und 10. Bezirk mag eine Verwaltungsvereinfachung bedeuten. Das Projekt Hauptbahnhof hat jedoch massive Auswirkungen auf den 4. Bezirk, und wir haben deshalb Befürchtungen, dass dadurch das Mitspracherecht und Einflussmöglichkeiten bei der Flächenwidmung und den Bebauungsplänen verloren gehen können. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Marianne Klicka: Eine weitere Wortmeldung liegt mir von Frau Abg Schrödl vor. Ich ersuche sie darum.

Abg Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Präsidentin! Frau Landesrätin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Bei diesen beiden Poststücken geht es hauptsächlich um eine Verwaltungsvereinfachung. Gerade beim Bahnhof wären bei sämtlichen Änderungen der Baubestimmungen die Zustimmung von drei Bezirken notwendig. Um all das in einem Bezirk erledigen zu können, möchten wir die derzeitigen Grenzen ändern, die jetzt quasi mitten durch den zukünftigen Bahnhof und durch zukünftige Baublöcke gehen.

Beim Poststück 5 geht es um die Verlegung der natürlichen Grenzen durch den Naschmarkt.

Es gibt da keine finanziellen Probleme zwischen den Bezirken. Diesbezüglich wird ausgeglichen. Betreffend die Befürchtung, dass speziell der 4. Bezirk nicht mit eingebunden wird, möchte ich feststellen, dass es bei Großprojekten immer üblich war, die Anrainerbezirke mit einzubinden und zu informieren, und ich denke, das wird auch in Zukunft der Fall sein, auch wenn die rechtliche Zuständigkeit nicht mehr gegeben ist.

In diesem Sinn bitte ich um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir sind hier mit mehreren Bezirksgrenzenänderungen konfrontiert.

Ich gehe davon aus, dass auch auf Bezirksebene dazu sehr viel diskutiert und zur Meinungsbildung beigetragen wird. Der für die Entwicklung und Gestaltung der Bezirke zuständige Ausschuss hat sich auch sehr intensiv damit auseinandergesetzt. Unsere beziehungsweise meine Aufgabe hier ist es jetzt, diesen Meinungsbildungsprozess legistisch auch umzusetzen, und ich bitte um Ihre Zustimmung dafür.

Präsidentin Marianne Klicka: Herzlichen Dank. Wir kommen zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Danke. Ich stelle die Mehrstimmigkeit fest.

Das Gesetz ist somit in erster Lesung mit den Stimmen der Sozialdemokratischen Partei, der Freiheitlichen Partei und der Österreichischen Volkspartei mehrstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mit den Stimmen der Sozialdemokratischen Partei, der Volkspartei und der Freiheitlichen Partei mehrstimmig beschlossen. (Zwischenruf von Abg Mag Dietbert Kowarik.)
Entschuldigung! Nur mit den Stimmen der Sozialdemokratischen Partei und der Volkspartei.

Wir kommen zur Postnummer 6. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Änderung der Grenze zwischen dem 1. und dem 4. Bezirk. Berichterstatterin hierzu ist Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zur Veränderung der Grenzen zwischen dem 1. und dem 4. Bezirk. – Danke schön.

Präsidentin Marianne Klicka: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich ersuche jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung zustimmen, ein entsprechendes Zeichen zu geben. – Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung mit den Stimmen der Sozialdemokratischen Partei, der Volkspartei und der GRÜNEN mehrstimmig beschlossen. (Abg Mag Alexander Neuhuber: Nicht mit den Stimmen der ganzen Volkspartei!)
Entschuldigung, dass ich das nicht gesehen habe, ich bin so klein! Bei der Österreichischen Volkspartei hat ein Abgeordneter dem Gesetz nicht zugestimmt.
Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen. Bei der Österreichischen Volkspartei hat wieder ein Abgeordneter der Vorlage nicht zugestimmt. Eine weitere Zustimmung erfolgt durch die Sozialdemokratische Partei und die grüne Partei.

Wir kommen zu Postnummer 7. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Änderung der Grenzen zwischen dem 4. und dem 10. Bezirk und dem 3. und 10. Bezirk.

Berichterstatterin hiezu ist Frau Amtsf StRin Frauenberger. Frau Stadträtin, ich ersuche Sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte Sie um Zustimmung für das Gesetz, das die Bezirksgrenzen rund um den neuen Hauptbahnhof neu regeln wird. – Danke schön.

Präsidentin Marianne Klicka: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig, und zwar mit den Stimmen der Sozialdemokratischen Partei, der Freiheitlichen Partei und der Volkspartei angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung mehrstimmig, mit den Stimmen der Sozialdemokratischen Partei, der Freiheitlichen Partei und der Volkspartei, beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 9. Die Postnummer 9 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die äußere Organisation der öffentlichen Pflichtschulen und öffentlichen Schülerheime im Land Wien und über die Zusammensetzung des Kollegiums des Stadtschulrates für Wien laut Wiener Schulgesetz – WrSchG – und das Wiener Kindertagesheimgesetz – WKTHG – geändert werden. Berichterstatter hiezu ist Herr Amtsf StR Oxonitsch. Ich ersuche ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Christian Oxonitsch: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ich bitte zu dem von der Präsidentin ausführlich dargelegten Titel des Gesetzes eine entsprechende Diskussion abzuhalten und um Ihre Zustimmung.

Präsidentin Marianne Klicka: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Frau Abg Jerusalem. Ich erteile es ihr.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Vor allem die Herren zunächst einmal, denn ich werde, so es weibliche und männliche Formen gibt, die ich da jetzt verwenden werde, immer die weiblichen verwenden und bitte die Herren, sich mitgemeint zu fühlen. (Beifall bei den GRÜNEN.) Sie werden sehen, mit ein bisschen Übung geht es dann schon ganz gut, wiewohl ich gestehe, dass ich, obwohl ich jetzt so alt bin, mich immer wieder einmal nicht mitgemeint fühle, wenn die männliche Form kommt. Aber Übung macht den Meister. (Abg Dr Sigrid Pilz: Die Meisterin!) Übung macht die Meisterin, aber in dem Fall, den Meister. 
Wir werden dem vorliegenden Gesetz zustimmen, weil diese Novellierung das Gesetz verbessern wird. Das heißt, das Wiener Schulgesetz wird mit dem, was wir heute beschließen, besser. Wir honorieren faktisch die Verbesserung mit einer Zustimmung. Das heißt bitte nicht, dass wir dieses Gesetz super finden, füge ich gleich hinzu. (Abg Mag (FH) Tanja Wehsely: Es gibt immer Einschränkungen!) Ich habe schon versucht, im Ausschuss zu sagen, mit welcher Ambivalenz ich diesem Gesetz gegenüberstehe, und das wird vielleicht auch in meiner Rede herauskommen, aber, wie gesagt, wir stimmen zu.

Punkt 1: Da wird eine Organisationsveränderung vorgenommen, sodass zum Beispiel eine Volksschule nicht nur eine selbstständige Volksschule sein kann, sondern auch Klassen an einer Hauptschule zusätzlich haben kann oder aber Expositurklassen an einer anderen Volksschule. 

Damit kann man Schindluder treiben. Das kann ganz schrecklich werden, das kann ein großer Blödsinn sein, muss aber nicht. Man kann das Ganze auch intelligent handhaben, sodass es wirklich für die Schulen, für die Kinder und für die Eltern ein großer Vorteil ist. Das heißt, das Gesetz schafft eine Flexibilität, die gut, aber auch schlecht sein kann. Das heißt, wir sind wieder einmal darauf angewiesen, dass intelligente Menschen sich dieses Gesetzes bedienen und es zum Wohle der Kinder und der Eltern handhaben.

Sie sehen schon, darin liegt schon einmal eine Ambivalenz, wieder einmal, denn das kann man jetzt gut finden oder das kann man schlecht finden. Wollen wir dem mit Optimismus entgegensehen und davon ausgehen, dass es positiv gehandhabt wird! Erstens. Zweitens gibt es ein Trostpflaster, denn die ganze Geschichte muss auch noch durch das Schulforum und durch das Kollegium. Wenn man also im konkreten Einzelfall nicht einverstanden ist, dann haben die GRÜNEN immer noch die Möglichkeit, im Kollegium aufzustehen und zu sagen, das wollen wir nicht, wir sind dagegen. So viel zu diesem ersten Punkt.

Zweiter Punkt: Die Sprachförderkurse werden erneut als Fortsetzung festgeschrieben. Wunderbar! Das wollen wir ja alle. Warum das in einer Kann-Bestimmung da drinnen steht, ich weiß es nicht. Ich nehme an, dass es die Sprachförderkurse überall dort, wo diese acht Kinder zusammenkommen, auch tatsächlich geben wird. Auch da braucht man so dieses gewisse Quäntchen Optimismus und Vorschusszustimmung, um einverstanden zu sein. Aber auch das wollen wir GRÜNEN heute auf Teufel komm raus einmal aufbringen. 

Ich sage gleich, ich habe meinen Klubkolleginnen ja schon in der Klubsitzung gesagt, es macht mir nichts, wenn die eine oder andere anders stimmt als ich, denn es ist wirklich total ambivalent.

Wir kommen zum dritten Punkt, nämlich es wird eine Weichenstellung vorgenommen, die es braucht, um die Neue Mittelschule in Wien umsetzen zu können. Da erreicht jetzt die Ambivalenz natürlich einen gewissen Höhepunkt, denn wir brauchen in der Sekundarstufe 1 ganz, ganz, ganz, ganz, ganz sicher keine dritte Schulart. Also wenn irgendwas ein hanebüchener Unsinn der absoluten Höchstklasse ist, dann ist es, eine dritte Schulart einzuführen, obwohl man eigentlich nur eine einzige haben will. 

Das ist jetzt einmal passiert, die dritte Schulart gibt es, und jetzt muss man zu dieser dritten Schulart sagen, sie ist besser für die Kinder als die Hauptschule. Besser deswegen, weil sie vom Unterricht her etwas moderner angeordnet sein soll, und besser auch deswegen, weil sie über mehr Ressourcen verfügt. 

Würden wir also heute darüber abstimmen: Soll es eine dritte Schulart geben, Ja oder Nein?, würden die GRÜNEN sagen: Nein danke, und auf Wiederschauen! So aber bietet dieses neue Gesetz die Möglichkeit, dass Kinder eine bessere Schule erhalten als die Hauptschule, und mein Optimismus besteht nun darin, dass über kurz oder lang die Hauptschule verschwindet, einfach weg ist und es nur noch die Neue Mittelschule stattdessen gibt. Das würde ich mir wünschen.

Jetzt möchte ich auf eine große Gefahr hinweisen, die in dieser Neuen Mittelschule drinnen steckt, und jetzt muss man, glaube ich, ein bisschen mitdenken, sonst wird es nichts. Ein Kind – ich nehme jetzt absichtlich einen Buben, nennen wir ihn Emil – hat ein Volksschulzeugnis mit lauter Einsern, und dieser Emil kann jetzt in eine AHS gehen. Emil wohnt aber in einer Gegend, wo er keinen gescheiten AHS-Platz findet, oder die Eltern sagen, der Emil ist eigentlich ein prima Kind für die Neue Mittelschule, dort wird es ihm gut gehen, dort wird es ihm gut gefallen, geben wir ihn lieber in die Neue Mittelschule. 

Dann kann Folgendes passieren: Dieses Emil-Kind, das in der Volksschule ein so süßes, lernbegeistertes Kind war, das so brav gelernt hat und lauter Einser nach Hause gebracht hat, wird ein pubertierender Jugendlicher, der nicht allzu gerne lernt und eigentlich lieber irgendwie irgendwelche Spiele spielt oder sonst wo ist und sonst was tut, der jedenfalls alles andere als lernen gerne tut. Dieser Emil wird dann plötzlich in Mathematik irgendwie schwach, sackt ab, bringt schlechte Noten nach Hause, kommt vielleicht sogar in die zweite Leistungsgruppe und so weiter und so fort, wie die 10- bis 14-Jährigen halt so tun. Das passiert also sehr, sehr leicht. 

Und jetzt haben wir folgendes Problem: Ein Kind, das formal berechtigt war, nach der Volksschule in die AHS zu gehen, ist plötzlich nicht mehr berechtigt, von der Neuen Mittelschule in die Oberstufe überzusteigen, weil es nicht mehr die richtigen Noten hat. Das ist ein Problem. 

Also ich würde sagen, dieses Problem muss man irgendwie lösen, sonst könnte man ja nur dringend dafür sorgen, dass jedes Kind, das ein Volksschulzeugnis hat, das für die AHS berechtigt, auch in die AHS geht, denn dort kann es sitzen mit seinem Vierer in Mathematik und mit seinem Dreier in Englisch, alles völlig wurscht. Der sitzt seine Zeit ab bis in die Oberstufe und macht dann irgendwann einmal faktisch automatisch die Matura. Vielleicht fliegt er noch einmal durch, Pubertät ist wurscht, seine Lernunlust ist auch relativ wurscht, irgendwie bringen ihn die Eltern da schon weiter. 

Das heißt, in dieser Neuen Mittelschule verbirgt sich auch eine große Gefahr für Kinder, die vielleicht in der Pubertät nicht mehr so rasend gerne lernen, wie sie das als Volksschülerinnen noch gerne gemacht haben. Da erwarte ich mir von Seiten der Sozialdemokratie endlich die Vorschläge, wie das funktionieren wird. Außerdem mache ich darauf aufmerksam, dass diese Idee mit den Leistungsgruppen nicht gut ist. Wir haben ja noch keine Neue Mittelschule, aber ich möchte dort keine Leistungsgruppen sehen, sondern heterogene Lerngruppen. Ich bin neugierig, wie das tatsächlich gemacht wird, mache aber aufmerksam, dass die Fachleute deutlich und immer wieder gesagt haben, dass diese Neue Mittelschule keine Leistungsgruppen haben soll, sondern heterogene Lerngruppen. 

Schön langsam fragt man sich wirklich, warum wir zustimmen, aber wir bleiben ja die Optimisten schlechthin jetzt in dieser Causa, und ich komme zu Punkt vier, nämlich zur Campusschule, und die ist natürlich auch wieder eine Sache, die eine sehr gute Sache werden könnte, nämlich eine ganztägige Lerneinrichtung für Kinder, die noch nicht in die Schule gehen, und Kinder, die schon in die Schule gehen, also Kindergartenkinder und Schulkinder, die diesen gemeinsamen Campus besuchen. 

Da müsste es eine übergeordnete Campusleitung geben, so etwas Ähnliches wie eine Bezirksschulinspektorin – die wird anders heißen –, die Campusleiterin, die dann für alle Campusstandorte zuständig ist, und es wird auch eine Campusadministratorin geben und so weiter, und man sieht schon, da sind dann mit der Leitung von dem Ganzen ziemlich viele Personen befasst, und auch das kann man jetzt wieder gut oder schlecht machen. 

Das kann sehr gut ausgehen, sowohl organisatorisch als auch inhaltlich kann das etwas sein, das besser ist als das, was wir jetzt haben, es kann aber auch etwas ganz Schreckliches sein, wenn die Leute nicht am selben Strick ziehen und nicht genau wissen, was sie wollen. 

Jetzt sage ich aber auch dazu, was ich mir davon verspreche und welche Chance ich darin sehe, denn es geht ja darum, die Chance zu sehen und zu nutzen. Das ist, dass es vielleicht systematisch, und zwar gemeinsam von Campus und der Organisationsstrukturveränderung, möglich wird, diese dumme Jahrgangsklasse aufzulösen und Kinder endlich einmal ihrer Entwicklung gemäß zu fördern, also nicht nach Plan vorzugehen, sondern entsprechend den Kindern vorzugehen. Diese Chance ... (Abg Mag Wolfgang Jung: Dann haben wir aber keinen Klassenverband mehr!) Ja, ja, ja, natürlich. (Abg Mag Wolfgang Jung: Der ist aber wichtig!) Ich sehe das ganz ambivalent. Es gibt ganz viel, was für den Klassenverband spricht. Man wird auch etwas wie einen Klassenverband haben sollen. Es kann auch anders funktionieren. 

Vielleicht, um es verständlicher zu machen auch für Leute, die jetzt nicht im schulischen System denken: Genauso wie Kinder unterschiedlich sind – die einen fangen mit 10 Monaten zu laufen an, die anderen mit 14, 15 Monaten, die einen schreiben schon mit 8 Jahren Aufsätze, Sätze und alles mögliche, die anderen erst mit 11 Jahren –, macht es keinen Sinn, Kinder nach Plan zu bearbeiten, sondern man sollte sie ihrer Entwicklung gemäß arbeiten und lernen lassen, damit sie mehr lernen, als sie es im jetzigen System tun. Das ist durchaus eine Herausforderung, das führt zu einem Mehr an Lernen, und dahinter stehe ich auch. 

Ich glaube, ich habe jetzt diese Ambivalenz herausgearbeitet, aber auch gesagt, worin ich die Chancen bei dieser Veränderung sehe. Und noch einmal: Das Gesetz wird heute besser, als es vorher war.

Eines möchte ich jetzt noch hinzufügen. Ich mache es knapp, aber hoffentlich deutlich genug. Um da keinen Pallawatsch zusammenzubekommen, sondern um tatsächlich die Chancen voll zu nutzen und für die Kinder etwas zu machen, braucht es engagierte Personen, Persönlichkeiten, die wissen, was sie wollen und was sie tun.

Und jetzt ein letzter Satz, denn ich möchte nicht unhöflich werden. Ich hoffe, wir werden in der nächsten Legislaturperiode an der Spitze dieses Stadtschulrates eine derartige Person haben, eine derartige Persönlichkeit, die die Ärmel aufkrempelt, kreativ und innovativ ist und das tut, was getan werden muss. Denn die Wiener Schule sollte nicht immer weiter nur darunter leiden, dass der Bund keine besseren Gesetze zusammenbringt, sondern im eigenen Bereich das Mögliche und das Beste herausholen. Und dazu brauche ich eine kreative Person an der Spitze des Stadtschulrates, die weiß, was sie tut. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Es liegt mir eine weitere Wortmeldung von Herrn Abg Dr Aigner vor. Ich ersuche ihn darum.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Stadtrat! Meine verehrten Damen und Herren! Hohes Haus!

Ich glaube, es wird Sie nicht sonderlich überraschen, dass ich als Vertreter der Österreichischen Volkspartei ein glühendes Bekenntnis zu unserem erfolgreichen differenzierten Schulsystem abgebe. Es ist uns ganz wichtig, dass es verschiedene Schultypen gibt, dass Eltern und Schüler Wahlfreiheit haben, und in diesem Sinn sehen wir auch die Neue Mittelschule als einen zusätzlichen Versuch, diese Typenvielfalt anzureichern. Wir stehen auch zu diesem Versuch, aber natürlich auch zu der vereinbarten Evaluierung, damit man sehen kann, inwiefern neue Formen auch innerer Differenzierung einen positiven Beitrag für das rege Schulwesen leisten können. 

Man soll den Tag nicht vor dem Abend loben. Der Schulversuch startet jetzt im Herbst, und es wird eben dann auch unsere Aufgabe und die Aufgabe beizuziehender Experten sein, sich anzusehen, was diese Mittelschule wirklich Neues und Gutes leisten kann. Der Titel „neu" allein ist ja wohl mit Sicherheit zu wenig.

Wir stehen auch dazu, dass wir unsere Hauptschulen nicht aufgeben und abschreiben dürfen, sondern das ist ein ganz wichtiger Schulzweig, und auch hier ist es die Aufgabe der Wiener Bildungs- und Schulpolitik, des Schulerhalters, entsprechende Konzepte vorzulegen, wie die Hauptschulen aufgewertet werden können. Und dass die Hauptschule nicht notwendigerweise eine Restschule sein muss, machen uns acht von neun Bundesländern vor, in denen die Hauptschulen mehr als gut funktionieren. 

Worauf wir auch sehr achten werden – das wird ja nicht nur auf der Wiener Ebene passieren, sondern hat ja auch Implikationen auf der Bundesebene –: Dass die finanzielle Chancengleichheit zwischen Schulversuchschulen und so genannten Regelschulen erhalten ist, denn dass wir hier sozusagen eine Zwei- oder Mehr-Klassen-Gesellschaft schaffen, wo Schulversuchschulen mit Werteinheiten und sonstigen Features überhäuft werden, und andere Schulen mit der Knappheit auskommen müssen, das erlaubt natürlich keinen seriösen Vergleich.

Das Campusmodell ist uns in der hier vorliegenden Form einfach zu dürr und zu wenig durchdacht. Ich darf Sie schon daran erinnern, dass die Gebäude längst fertig sind, wir starten im Herbst auch mit dem Campus, und in der allerletzten Woche schaffen wir erst die legistischen Voraussetzungen, die eigentlich auch nur darin bestehen, dass man dem Gesetz halt das Wort Campusmodell beifügt. Also das ist uns einfach zu wenig. Und eine fünfminütige Kurzdarstellung in einem Ausschuss, wie das intern laufen soll, reicht unseres Erachtens auch nicht, um hier einfach die Zustimmung geben zu können. 

Wir präferieren vielmehr das Modell der Campusschule insofern, mehrere Schultypen an einem Schulstandort, wie es ja bei diversen Schulzentren vorhanden ist. Da ist es natürlich notwendig, dass sich auch verschiedene öffentliche Schulerhalter zusammensprechen, und unser Landesparteiobmann, Wissenschaftsminister Hahn, hat sich ja auch diesbezüglich bereits geäußert, dass er seinen Einfluss auf Bundesebene geltend machen wird, dass wir in Wien mehrere dieser Campusschulen, mehrere Schultypen an einem Standort, auch implementieren und verwirklichen wollen. 

Was wir nicht wollen, ist, dass man bei Aufrechterhaltung der Typenvielfalt durch eine Campusschule sozusagen nur mehr die Türschilder differenziert, aber dann im Inneren des Gebäudes eine undifferenzierte Gesamtschule machen möchte. Also in dem Moment, wo auch hier Hauptschulen oder Neue Mittelschulen einbezogen werden, ist es ganz wesentlich, dass die Differenzierungen, die auch unsere Schulgesetze vorsehen, nicht nur dem Türschild nach, sondern auch inhaltlich erhalten bleiben. 

In diesem Sinne gibt es in diesem Gesetz sicher die eine oder andere Verbesserung. Uns gefällt auch sehr die Sprachförderung, die hier um weitere zwei Jahre verlängert wird. Alles in allem ist uns aber das Modell der Campusschule, wie es hier im Gesetz vorliegt, zu unausgegoren. Wir behalten uns diesbezüglich auch eine kritische Außensicht der Dinge vor, und wir werden sehen, wie sich das dann in der Realität entwickelt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Eine weitere Wortmeldung liegt mir von Herrn Abg Vettermann vor. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Präsidentin! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Zuerst zur Kollegin Jerusalem vielleicht zwei, drei Bemerkungen. Die Einschätzung, dass durch das Gesetz die Schule besser wird, teile ich. Bei den Expositurklassen und sonstigen Beispielen, die Sie gebracht haben, liegt es ja meistens daran, dass man, auch wenn es hier eine legistische Verbesserung gibt, darauf angewiesen ist, dass es auch intelligent, durchdacht und planvoll umgesetzt wird. Würde man daran immer zweifeln, dürften wir nichts beschließen. Daher stimmt es zwar im allgemeinen philosophischen Kontext, aber im Konkreten kann ich diese Befürchtung nicht teilen. 

Bei der Neuen Mittelschule ist es klar geregelt, was auch gesagt wurde, dass es ja die Entscheidung der Eltern bleibt. Das Kind ist im Klassenverband und wird positiv beurteilt, dann eben mit dem Zusatz nach Hauptschule 2. oder 3. Leistungsgruppe, oder es kann auch wiederholen. Vermutlich wird das eben nur, weil es ja immer mit aufsteigt in der 2., 3. und 4. Klasse, überhaupt erst in der 4. Klasse, wo dann die AHS-Berechtigung endgültig gegeben wird und die Zeugnisse valide sein müssen, eine entscheidende Frage sein. Dann kann man sich natürlich auch entscheiden, oft auch schon in Absprache mit dem Kind und dessen Wünschen, wie das gehandhabt wird. Also diese Möglichkeit ist gegeben.

Was mich freut, ist, dass wir hier auch AHS-Unterstufen dafür gewonnen haben und AHS mitmachen, sodass es nicht einfach eine neue Form der Hauptschule ist, sondern der Nukleus soll ja sozusagen das gute Beispiel einer gemeinsamen Schule sein.

In dem Sinn sage ich, jetzt momentan entsteht durch die gesetzliche Regelung ein dritter Schultyp. Mein Ziel ist es natürlich, dass dieser dritte Schultyp einmal der allgemeine Schultyp der Mittelstufe wird. Das entsprechend nachzuweisen, dass es auch erfolgreich funktioniert, wird eben auch die Aufgabe der neuen Mittelschule sein. Da bin ich eigentlich sehr optimistisch, auch von den legistischen Voraussetzungen, von der Planung her. Wie die Praxis sein wird, wissen wir nicht, aber wir haben die Voraussetzungen geschaffen, dass das entsprechend gegeben ist. 

Auch was die Persönlichkeiten im Stadtschulrat angeht, muss ich sagen, Sie haben ja gestern diese wirklich beeindruckenden Buchversuche, neue Formen, Mitgebrachtes gesehen. Das alles könnte und kann ja nicht funktionieren, wenn nicht auch die Spitze des Stadtschulrats entsprechend involviert ist, das auch ideell mitträgt und hier Anstöße gibt. Also in dem Sinn bin ich auch da durchaus optimistisch. 

Zum Kollegen Aigner: Ich meine, dieser Campus, wie Sie ihn oder eigentlich Minister Hahn plakatiert hat, dieses Schulzentrum, wie Sie es darstellen, das ein reines Nebeneinander ist, ohne irgendeine Berührung, wäre ja noch kein Campusmodell. Ich meine, es gibt Schulzentren, wo drei Schulen nebeneinander sind, und da ist es sicher auch gut, dass man einen Sportplatz gemeinsam nützt. Ich bin sehr dafür, dass es ein gewisses Ausmaß an Verschränkung gibt, soweit das legal überhaupt möglich ist, und dass wir das auch inhaltlich angehen. Und diese Möglichkeiten schaffen wir ja durch das heutige Gesetz, insbesondere, was das Kindertagesheim betrifft, also den Kindergarten hin zur Volksschule, also all das, was eben die Startphase ist. Ich selbst sage aber durchaus, dass wir gern das Campusmodell hinaufentwickelt sehen möchten, wo dann auch Hauptschulen, Neue Mittelschulen, AHS-Unterstufen, eben die gesamte Mittelstufe, entsprechend involviert sind. 

Der Evaluierung sehe ich durchaus positiv entgegen und bin eigentlich froh, dass wir sie machen, denn ich glaube, es wird eben zeigen, dass das Modell ein sehr gut geplantes und durchdachtes ist. Nicht nur Sie behalten sich eine kritische Außensicht vor, wir werden sie uns ebenfalls vorbehalten, also das ist eine Sache, die uns verbindet. Ich bin ja gespannt, wenn Sie dann die positiven Ergebnisse gemeinsam mit mir feststellen, was dann sein wird. 

Was Leibesübungen, Bewegung und Sport betrifft, ist das, glaube ich, heute ebenfalls zu beschließen. Sprachförderkurse wurden angesprochen. Sie werden verlängert, ausgeweitet, auch vom Schultypus her, also an mehr Schulen. Sie sind natürlich auch deswegen notwendig, weil immer wieder auch Quereinsteiger kommen, sodass wir ein Modell haben, das möglichst darauf schaut, dass alle schulreif sind, die beginnen, aber für Quereinsteiger braucht es diese Förderkurse, und diese laufen ja parallel zum Unterricht. Dementsprechend positiv ist auch das zu sehen. 

Was mir beim Campus sehr gut gefällt, ist, dass diese Schnittstelle auch entschärft wird. Es gibt ja nicht nur die Schnittstelle, über die wir hauptsächlich diskutieren, wenn wir über Schulpolitik diskutieren, nämlich bei zehn Jahren, wo es sich entscheidet, AHS oder Hauptschule, wodurch die weitere Bildungslaufbahn sozusagen entscheidend determiniert wird, sondern es gibt noch eine andere Geschichte, ist jemand schulreif oder nicht, und das ist beim Übergang vom Kindergarten in die Schule. Das wird hier am Campus, wenn die nebeneinander sind und sich gegenseitig helfen können und das entsprechend beobachten, nicht in einer Einzelprüfung erfolgen, sondern eben, wie es die Kollegin Jerusalem auch gerne möchte, auf den individuellen Entwicklungsstand des Kindes hin orientiert sein. 

Eine Campusleitung ist möglich, muss jedoch nicht sein. Aber an sich bin ich schon sehr dafür, denn wenn zwei Systeme auch mit bestem Willen und heute auch legistisch ermöglicht zusammenarbeiten sollen, nämlich Kindertagesheim und Schule, ist es schon notwendig, dass man eine eigenen Administration, eine eigene Leitung hat, denn die Direktoren haben ja auch ihre ureigene Aufgabe zu erfüllen. Ob das dann ewig notwendig sein wird, wenn sich das System eingespielt hat, werden wir sehen. Wir müssen jedenfalls nicht immer eigene Leitungen vorsehen.

Die gemeinsamen Sport- und Freiflächen und die Verköstigung wurden schon erwähnt. Ich erhoffe mir eine intensive Zusammenarbeit und glaube auch, dass sie kommen wird. 

In dem Sinn ist das heutige Gesetz ein Versprechen an die Zukunft, und wir sollten es als solches auch gemeinsam beschließen. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile dem Berichterstatter das Schlusswort. 

Berichterstatter Amtsf StR Christian Oxonitsch: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist ja viel dazu gesagt worden, und ich glaube, es ist richtig, es ist ein Gesetz, das viel ermöglicht. Es ermöglicht neue Organisationsformen, es ermöglicht auch neue Administrationsformen, es ermöglicht neue Kooperationsformen zwischen Kindergärten und Schulen. Daher glaube ich, neben vielen angesprochenen Aspekten – Sprachförderung, Wiener Mittelschule et cetera – ist es ein Gesetz, das einfach vieles möglich machen soll. Es ist im Rahmen dessen, was wir in Wien an landesgesetzlicher Kompetenz haben, durchaus ein guter Schritt zur Weiterentwicklung des Wiener Schulsystems. 

Ja, wir brauchen bei dieser Weiterentwicklung des Schulsystems – dem ist nur zuzustimmen – engagierte Personen, die wissen, was sie wollen, wie es gesagt wurde. Wir haben sie Gott sei Dank, und deshalb gibt es auch dieses Gesetz. 

Ich finde deshalb auch die Zustimmung erfreulich, dass man hier einfach sagt, wir können neue Formen ausprobieren, wir wollen sie ausprobieren, wir wollen letztendlich auch gerade diesen stufenweisen Ausbau nutzen, den dieses Gesetz möglich macht. Ich finde es ein bisserl bedauerlich, dass einmal mehr die Wiener ÖVP da ein bisserl weiter hinten ist, als Diskussionen in anderen Bundesländern zeigen. Ich denke nur an Vorarlberg, wo völlig andere Vorgangsweisen gewählt werden und vor allem auch Chancen in der neuen Mittelschule gesehen werden. Es ist ein Fakt. Wir kennen das bei vielen Dingen. Es ist bedauerlich, dass gerade die vielen Aspekte, die ja durchaus auch vom Kollegen Aigner unterstützt wurden, nicht dazu führen, dass es die Zustimmung gibt. 

Aber ich glaube, das Modell selbst wird beweisen, dass es ein guter Vorschlag ist, und ich bitte daher um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Herzlichen Dank! Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Ich stelle die Mehrstimmigkeit fest; mit den Stimmen der Sozialdemokratischen Partei und der Grünen. Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Auch hier das gleiche Abstimmungsergebnis. Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig, mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der Grünen, beschlossen. 

Wir kommen zur Postnummer 10 der Tagesordnung. Sie betrifft den Tätigkeitsbericht des Schuljahres 2007/2008 der Kinder- und Jugendanwaltschaft der Stadt Wien. 

Ich freue mich, an dieser Stelle die Kinder- und Jugendanwälte Frau Monika Pinterits und Herrn Dr Anton Schmid begrüßen zu können, und ersuche sie, bei uns Platz zu nehmen. Schönen guten Tag! (Beifall bei der SPÖ und von Abgeordneten der GRÜNEN.)
Ich ersuche den Berichterstatter, Herrn Amtsf StR Oxonitsch, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kinder- und Jugendanwälte! 

Ich denke, dass der Tätigkeitsbericht 2008 einmal mehr die Vielzahl von Initiativen der Kinder- und Jugendanwaltschaft belegt. Wäre er uns bei dem vor Kurzem stattgefundenen Hearing schon vorgelegen, an dem ja alle Fraktionen teilgenommen haben, wäre er wahrscheinlich ein weiterer Beleg dafür gewesen, dass es gerechtfertigt ist – und dazu möchte ich natürlich an dieser Stelle herzlich gratulieren –, die Kinder- und Jugendanwälte für eine neue Periode zu bestellen. An dieser Stelle herzliche Gratulation! 

Ich glaube, der Tätigkeitsbericht 2008 ist ein weiterer Beleg dafür, dass die gemeinsam von Ihnen repräsentativ getroffene Auswahl eine gute war, und ich freue mich auf eine spannende Diskussion. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Marianne Klicka: Herzlichen Dank! Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Herr Abg Mag Gudenus zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Hoher Landtag! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Werte Jugendanwälte! Herzlich willkommen! 

Der Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft 2008 liegt uns vor. Es ist, wie immer, ein sehr umfassender, interessanter Bericht, und man sieht – da kann ich dem Herrn Stadtrat nur recht geben –, dass die beiden Jugendanwälte sich alle Mühe gegeben haben, sehr, sehr viele Themen zu beleuchten. Wenngleich wir nicht in allen Themenbereichen hundertprozentig einer Meinung sind, so ist, glaube ich, dieser Bericht trotzdem ein guter Überblick über die Problemlagen der Kinder und Jugendlichen hier in der Stadt Wien. 

Ich habe mir ein paar Themenbereiche herausgepickt, etwa das Kapitel Gewalt an Kindern, wo eben steht, das seien nicht nur dramatische Einzelfälle, sondern sichtbar gewordene Folgen einer Strukturkrise. Der Grund hiefür wird in einer zunehmenden Instabilität sozialer Beziehungssysteme geortet, wodurch eben vor allem Kinder erhöhten Risiko- und Stressfaktoren ausgesetzt sind, was ja nichts anderes bedeutet, als dass schon die Familie als kleinste soziale Einheit der Gesellschaft leider immer mehr unter gewissen gesellschaftlichen Folgen leidet und immer mehr Familien zerrüttet sind. Das meinen Sie wahrscheinlich mit „Instabilität sozialer Beziehungssysteme". Da ist es eine vollkommen richtige Schlussfolgerung, dass eben die Jugendwohlfahrt gefordert ist, das es eben eine zentrale Steuerungsfunktion braucht zwischen den staatlichen Stellen und den privaten Einrichtungen. Deswegen ist es natürlich eine ganz, ganz wichtige Forderung, dass die Jugendwohlfahrt in Wien ausgebaut werden muss und gestärkt werden soll. 

Wir haben vor einigen Wochen einen Artikel in der Wochenzeitung „profil" lesen können, in dem stand, dass Frau Maria Moritz, die Vorsitzende des Bundesberufsverbandes für Sozialarbeiter, gesagt hat, dass die Situation vor allem durch die Finanzkrise sicherlich nicht besser wird, dass ein abrupter Anstieg an zerrütteten Familien befürchtet wird. Und es gibt sehr, sehr viele wissenschaftliche Studien, die eben einen Zusammenhang zwischen Gewalt und Armut belegen. Es muss ja nicht immer der Worst Case eintreten, dass ein Elternteil den Arbeitsplatz verliert oder im Alkoholismus strandet, aber es sind immerhin schon diese permanenten Existenzängste, die zu einer unerträglich angespannten Situation mit viel Konfliktpotenzial innerhalb der Familie führen können. 

In diesem Artikel wird bestätigt, dass eine mögliche Ursache die komplexen Veränderungen in der Gesellschaft darstellen, wie etwa die Auflösung der Großfamilie, die oftmals in der Vergangenheit als soziales Auffangnetz fungierte. Das ist eben schon ein Problem, dessen sich die Politik annehmen muss. 

Jedenfalls ist es, glaube ich, wichtig zu erwähnen, dass die FPÖ im Nationalrat am 22. Jänner des heurigen Jahres einen Antrag eingebracht hat, nämlich den Entwurf für ein Berufsgesetz für die Sozialarbeiter – das ist gerade in Bearbeitung –, worin die Kriterien, nach denen Sozialarbeiter Österreich-weit tätig sein sollen, festgeschrieben werden sollen. Ich glaube, das ist ein wichtiger Schritt. Das wurde seitens der Freiheitlichen Partei eingebracht. 

Nötig wäre, glaube ich, auch ein bundesweiter Defizitbericht, auf dessen Grundlage Verbesserungen getroffen werden könnten. Es ist ja leider so, dass auf Grund von Sparmaßnahmen der Statistik Austria der Auftrag für die zahlenmäßige Erfassung des Sozialwesens entzogen wurde und jetzt die Länder selbst mit Jahresberichten beauftragt wurden. 

Es ist laut Berechnungen des Berufsverbandes für Sozialarbeiter eine Aufstockung bei der Jugendwohlfahrt von mindestens 100 Mitarbeitern nötig. Es hat leider zur Zeit nur das Land Oberösterreich so eine landesweise Evaluierung durchgeführt und gleich daraufhin 30 neue Stellen geschaffen. Wir können nicht oft genug fordern, dass wir auch hier in Wien die Jugendwohlfahrt stärken, dass wir eine Aufstockung der Zahl der tätigen Mitarbeiter durchführen und auch eine Aufstockung der Zahl der Pflegeeltern hier in Wien vornehmen.

Das zweite Thema, das ich hier erwähnen wollte, ist das Medienthema Jugendgewalt. Es wird so dargestellt, als sei das Thema Jugendgewalt ein Thema, das nur durch die Medien so verstärkt wird, während es in Wirklichkeit immer gleich sei. Da werden mehrere Zitate schon aus dem Altertum bemüht, dass ja die ältere Generation die Kinder und die Jugendlichen immer schon als verroht und ohne Manieren darstellt hat. Das stimmt natürlich, keine Frage, in ein paar Jahren wird es mir wahrscheinlich genauso gehen, aber es ist schon so, dass die statistischen Zahlen, die uns vorliegen aus der Kriminalitätsstatistik und auch aus anderen Berichten und Statistiken, eine andere Sprache sprechen. Das heißt, natürlich ist die Jugendgewalt ein Medienthema, aber sie ist auch ein reales Thema, eben nicht nur ein Thema, das von den Medien hier irgendwie inszeniert wird, so wie vielleicht Alkopops damals oder andere Themen, sondern ein reales Thema. 

Ich glaube nicht, dass 5 Prozent Problemfälle, die hier behauptet werden, immer stimmen, denn beim Thema Gewalt an Kindern, das ich eingangs behandelt habe, sagen Sie auch, dass hier eine Steigerung im Gange ist und eine Steigerung vor sich geht. Warum soll es da nicht auch für das Thema Jugendgewalt stimmen? Leider, glaube ich, stimmt es, dass Jugendgewalt eben doch steigt. Man kann in viele Schulen schauen in Wien in vielen Bezirken mit einem leider sehr hohen Ausländeranteil von 85 bis 93 Prozent in den Volks- oder Hauptschulen, wo man sieht und auch aus Polizeiberichten hört, dass dort die Jugendgewalt, was die Bandenkriminalität betrifft, was die Kriminalität vor den Schulen, aber auch in den Schulen betrifft, leider am höchsten ist. Da gibt es Bezirke wie Hernals und Margareten, die hier hervorstechen, aber auch andere, wo sich eben die Berichte von den Polizisten durchaus mit dem decken, was man so vermutet. 

Das heißt, ich glaube schon, dass auch dieses Thema Jugendgewalt nicht nur ein Medienthema ist, sondern auch ein reales Thema. Die Zahlen aus der Polizei- oder Kriminalitätsstatistik zeigen auch hier ganz klar, dass es beim Delikt Sachbeschädigung allein in den letzten drei Monaten ein Plus von 6 Prozent gegeben hat, bei Verstößen gegen das Suchtmittelgesetz, vor allem in der Inneren Stadt, ein Plus von 33 Prozent, Ladendiebstahl plus 25 Prozent, Handy-Raub plus 15 Prozent. Das sind leider alles Delikte, die vor allem junge Menschen betreffen. Die Polizei berichtet eben, dass hier auch durchaus mehr Einsätze als anderswo gegeben sind. Nicht umsonst wurde auch eine Sondereinsatzgruppe der Polizei gegen Jugend- und Bandenkriminalität hier in Wien gegründet, die ihre Arbeit verrichtet und immer öfter leider Jugendbanden auch aufdeckt und festnimmt.

Das Ganze ist natürlich zurückzuführen auf eine allgemeine Perspektivlosigkeit, auf eine Orientierungslosigkeit, auf eine Entwurzelung, die – auch wenn Sie mich jetzt schelten, dass ich mich wiederhole – natürlich zurückzuführen ist auf die multikulturelle Gesellschaft, weil es hier keine allzu große homogene Gesellschaft mehr gibt. 

Wenn der Herr Kollege Ellensohn heute bei der Aktuellen Stunde gesagt hat – da gebe ich Ihnen vollkommen recht, eines der seltenen Male, wo ich Ihnen recht gebe –, man sollte nicht nur im Nachhinein ansetzen bei den Strafen, sondern schon vorher aktiv, präventiv gegen Kriminalität ankämpfen, dann ist das aber bitte auch ein Punkt, den man ernst nehmen soll. Ich glaube, dass eine Zuwanderung im erträglichen Maß und eine gesteuerte Zuwanderung dazu beigetragen hätte, dass wir weniger Kriminalität, dass wir vor allem weniger Jugendkriminalität in Wien hätten.

Das letzte Thema, das ich ansprechen wollte, das leider im Bericht wiederum nicht vorhanden ist, ist das Thema Zwangsehe. Es wurde vorher das Hearing erwähnt, und ich kann dem Herrn Kollegen Oxonitsch nur zustimmen. Ich glaube auch, dass die beiden Jugendanwälte von den zehn Personen, die vorgesprochen haben, sicherlich diejenigen waren und sind, die am besten qualifiziert sind. Aber da muss ich schon auf eine Aussage von Herrn Dr Schmid verweisen, der, als ich ihn gefragt habe, warum das Thema Zwangsehe nur einmal erwähnt wurde, nämlich im Bericht vom Jahr 2006 über das Jahr 2005 und dann nie wieder, gesagt hat, dass das Thema natürlich weiterhin Brisanz hat und immer wieder Fälle auftauchen, aber dass das Thema von der FPÖ politisch missbraucht wird. 

Ich glaube, das kann es ja wohl nicht sein, dass ein Thema, nur weil es von uns aus Ihrer Sicht missbraucht wird, obwohl es noch brisant ist, im Jugendbericht oder im Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft nicht mehr auftaucht und nicht mehr vorzufinden ist. Denn wozu gibt es so einen Bericht? Sollen wir uns dann zu allen Themen verschweigen, sollen wir die Themen politisch nicht mehr verwerten oder unsere Gedanken dazu nicht mehr äußern? Das kann es wohl nicht sein!

Wenn dieses Thema Zwangsehe, Zwangsverheiratung in Wien, vor allem im Kinder- und Jugendbereich ein brisantes Thema ist, so hat es bitte auch in den Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft Eingang zu finden. (Beifall bei der FPÖ.) Es kann nicht sein, dass es hier nur deshalb nicht Eingang findet, weil eine Partei, egal welche, daraus ein politisches Thema macht, und das bitte auch zu Recht. Das gehört thematisiert. Wir waren auch die Ersten, die es thematisiert haben, und werden sicherlich von diesem Thema nicht heruntergehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zusammenfassend: Wir werden natürlich diesem Bericht zustimmen, wir werden ihn zur Kenntnis nehmen. Wir bedanken uns nochmals für die Arbeit, die Sie sich hier angetan haben, und wünschen uns das nächste Mal, dass das brisante Thema der Zwangsehen wieder Eingang findet in diesen Bericht. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Ich ersuche Frau Abg Smolik um ihren Debattenbeitrag.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Pinterits! Sehr geehrter Herr Schmid! Meine Damen und Herren!

Auch ich möchte hier namens der grünen Fraktion zur Wiederbestellung gratulieren, und ich hoffe, dass das Team in den nächsten Jahren weiterhin so engagiert für die Rechte und Anliegen der Kinder und Jugendlichen in dieser Stadt eintritt. 

Ich möchte mich sehr herzlich bei Ihnen bedanken für den sehr umfassenden und wieder sehr, sehr guten Bericht, der uns dieses Mal wieder vorliegt. Ich kann für mich sagen, dass ich zu hundert Prozent teilen kann, was da in diesem Bericht drinnen steht, und ich hoffe, dass die Sozialdemokratische Fraktion das auch so sieht und die Anregungen, die ja immer wieder vorkommen, dann auch ernst nimmt und auch umsetzt. 

Da bin ich schon beim ersten Thema, nämlich dem Kapitel „Gewalt an Kindern", in dem schon ganz klar drinnen steht, was es braucht, nämlich dass sich die Jugendwohlfahrt weiterentwickeln muss und sollte, dass wir von diesen „Insellösungen", wie es genannt wird, wegkommen sollen und ein vernetztes Denken vonstatten gehen muss, um die Kinder und Jugendlichen wirklich von der Geburt bis ins junge Erwachsenenalter, wie es in dem Bericht genannt wird, zu begleiten und hier auch ein Netzwerk zu bieten. 

Ich finde, das ist ein guter Ansatz, und ich glaube, man sollte hier vielleicht mit einem Arbeitskreis, mit einer Arbeitsgruppe beginnen, sich zu überlegen: Wie kann sich Jugendwohlfahrt weiterentwickeln? Wie kann man das Netzwerk noch besser und aktiver gestalten?

Wenn ich dann auf Seite 7 das Kapitel mit der Überschrift „Bedarfsorientierte personelle und budgetäre Ressourcen" lese, so kann ich dem nur zustimmen. Ich möchte darauf hinweisen – ich habe das schon in der Rechnungsabschlussdebatte erwähnt –, dass wir gerade in der Jugendwohlfahrt, im Jugendwohlfahrtsbereich nach wie vor Personalknappheit haben, auch wenn der Herr Stadtrat in der Rechnungsabschlussdebatte diese Meinung nicht so geteilt hat. Ich glaube, dass wir hier wirklich nicht sparen sollten. Es muss genügend Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter geben, die die Arbeit mit den KlientInnen in einer entsprechenden räumlichen Situation und lange andauernden Zeit erfüllen können, um alle diese Probleme, die Kinder und Jugendliche haben, auch bewältigen zu können und nicht nur ein kurzes Abklärungsgespräch machen zu können, weil die Zeit sonst nicht ausreicht und der nächste Fall schon wartet.

Besonders schlimm habe ich die Geschichte mit dem Titel „G'sunde Watsch'n" gefunden, weil das kein Einzelfall ist, und das wissen Sie. Es ist ein Ausdruck dessen, wie Kinder in dieser Stadt behandelt werden. Wenn man selber Kinder hat und zum Beispiel in einem öffentlichen Verkehrsmittel unterwegs ist und merkt, wie intolerant die Gesellschaft mittlerweile Kindern gegenüber geworden ist, die von Kindern einfordert, dass sie immer nur ruhig zu sein haben, dass sie immer nur sittsam und brav sein sollen, dann empfinde ich das Beispiel, das hier geschildert wird, nur als die Spitze des Eisberges, wenn dann ein Kind einer Kindergartengruppe von einem Fahrgast in der U-Bahn eine Ohrfeige bekommt, nur weil er sich anscheinend belästigt gefühlt hat. 

Das ist unerträglich! So geht es nicht, und ich glaube, dass wir hier noch sehr, sehr viel Aufklärungsarbeit leisten müssen, dass die Gesellschaft sich hier bei der Nase nehmen muss. Ich nehme uns Erwachsene da wirklich schon in die Pflicht, dass wir hier auch einschreiten, wenn so etwas passiert. Ich merke, wenn ich selber Menschen in der Straßenbahn darauf hinweise, dass man mit Jugendlichen, aber auch mit Kindern so nicht umgeht, dass man dann meistens von den anderen Fahrgästen erstaunte Blicke erntet und eher auf Unverständnis stößt, dass man hier Partei ergreift für Kinder und nicht Partei ergreift für Erwachsene. 

Ich glaube, dass man hier überlegen sollte, ob man nicht auch einmal eine Kampagne starten könnte, die darauf abzielt, Verständnis für Kinder und Jugendliche in dieser Stadt wirklich unter die Bevölkerung zu bringen, denn es ist für die Kinder nicht leicht, in dieser Stadt aufzuwachsen, wo sie eigentlich nur mehr als Störenfriede und als nötiges Übel – damit die Pensionen vielleicht gezahlt werden – gesehen werden, aber nicht als Menschen, die das Recht haben, auch gleichwertig in dieser Stadt zu leben und wahrgenommen zu werden.

Besonders spannend finde ich das Thema Soforthilfe – Psychotherapie, und auch hier hoffe ich, dass die zuständigen StadträtInnen dieses Thema in dem Bericht auch gelesen haben oder es ihnen zur Verfügung gestellt wird, falls sie es nicht gelesen haben, damit Sie darüber wissen, dass wir in der Psychotherapie gerade bei Kindern und Jugendlichen massive Engpässe haben. Das hat auch die Untersuchungskommission aufgezeigt. Wir müssen hier den nächsten Schritt machen und die hundertprozentige Versorgung sicherstellen. 

Dankenswerterweise stellen Sie Spendengelder zur Verfügung, damit Psychotherapien bezahlt werden können, aber das kann ja nicht die Lösung sein, dass Spendengelder für die Kinder- und Jugendanwaltschaft dafür verwendet werden müssen, dass Kinder einen Psychotherapieplatz bekommen. Da muss schon die öffentliche Hand dafür sorgen, dass es genügend Plätze gibt.

Dass hier wenig Engagement zu erkennen ist, dass gerade in diesem Bereich Maßnahmen notwendig sind und auch mehr Budgetmittel notwendig sind, finde ich schade. Wenn das wieder in einem Bericht drinnen steht, hoffe ich, dass es halt dann doch ein Umdenken bewirkt, fürchte allerdings, das wird nur hier drinnen stehen, und die zuständigen StadträtInnen werden das notwendige Budget wieder nicht zur Verfügung stellen.

Zum Kleinen Glücksspiel nur kurz: Ich finde es wichtig, dass man das aufzeigt, und ich finde es auch ganz wichtig, dass hier klar herauskommt, dass alles eigentlich gesetzlich geregelt wäre, dass aber die Praxis nicht diejenige ist, die wir uns wünschen, und dass das Gesetz nicht eingehalten wird. Hier muss man sich langsam aber sicher etwas überlegen, vor allem wenn man sich anschaut, wie stark die Verschuldung bei den Jugendlichen ansteigt durch die Spielsüchtigen, aber auch dadurch, dass mittlerweile für manche Gruppen von Jugendlichen das schon irgendwie das Einzige ist, wo sie hingehen können, nämlich in eine so genannte Spielhalle oder in diese Cafés, wo die Automaten sind, denn dort stören sie nicht, weil man dort natürlich ein Geschäft mit ihnen macht. 

Aber ich glaube, dass wir wirklich auch einmal darüber reden sollten, wie wir das eindämmen können, um nicht die Jugendlichen in die Schuldenfalle oder auch in die Spielsucht zu treiben, wo wir dann wieder Therapieplätze brauchen, die es nicht gibt, um sie da wieder herauszubringen. Hier muss von der Polizei, aber auch vom Magistrat eingefordert werden, dass die Kontrollen stärker sind und dass man auch jene zur Verantwortung zieht, die diese Automaten aufstellen und sie dann nicht in der Form betreiben, wie es eigentlich sein sollte.

Zum vom Kollegen Gudenus angeführten Medienthema Jugend und Gewalt. Ich glaube, Sie haben den Bericht nicht gelesen, denn genau das, was Sie hier gemacht haben, ist das, was kritisiert wurde, nämlich wieder und wieder und wieder – das ist ja nicht das erste Mal – zu behaupten, dass sie steigt. Sie können es zwar hier nachlesen, aber Sie glauben es nicht. Das ist ja das Hauptproblem, dass es einfach eine andere Form von Erfassung von der Kriminalitätsstatistik gibt und das einfach mehr angezeigt wird. Das heißt, es gibt viel mehr Fälle, aber der Prozentanteil ändert sich nicht.

Manchmal denke ich mir, wenn Sie hier heraußen stehen, ich lebe in einer anderen Stadt (Abg Mag Wolfgang Jung: Na, geh!), denn ich habe immer das Gefühl, die marodierenden Jugendbanden ziehen durch diese Stadt, plündern alle aus, und schuld sind natürlich immer jene, die nicht ursprünglich aus Wien und aus Österreich kommen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Schauen Sie sich doch um!) Da weiß ich nicht, wo Sie sich bewegen. Mein Kind geht in eine Schule, mit einem sehr hohen MigrantInnenanteil, aber da ist von Gewalt, Handy-Abnahmen und Sonstigem überhaupt keine Rede. Da gibt es keine Gewalt, und die Kinder und Jugendlichen können sehr wohl mit ihren Konflikten umgehen. Natürlich muss man sie unterstützen. Man muss sie unterstützen zu lernen, wie man in und mit einer multikulturellen Gesellschaft, wie Sie das so gerne nennen, lebt. Aber es ist nicht so, als würden alle Jugendlichen in dieser Stadt sich gegenseitig das Handy ziehen, sich gegenseitig eine überpracken, oder ich weiß nicht, was sie alles noch machen. (Abg Mag Johann Gudenus, MAIS: Das habe ich nicht gesagt, dass das alle machen!)
Nein, aber Sie haben genau das gemacht, was hier in diesem Bericht steht. Sie sprechen an, dass es Einzelfälle gibt, und übertragen das dann auf die gesamte Jugend. Dass sich die Jugendlichen damit nicht mehr wohl fühlen, ist klar. Auch ich kriege Mails von jungen Menschen, in denen drinnen steht: Warum sind wir alle jetzt kriminell? 

Es ist nicht einzusehen, dass Sie genau das wieder machen, was hier angeführt ist, nämlich die Zahlen zu verwenden, umzudrehen und zu behaupten, es gibt eine steigende Jugendkriminalität, wenn es nicht so ist. (Abg Mag Johann Gudenus, MAIS: Es ist einfach so!) Es ist offensichtlich sinnlos. Auch wenn Sie es lesen, verstehen Sie es entweder nicht oder Sie wollen es nicht verstehen. Ich glaube, Sie wollen es nicht verstehen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Und Sie nehmen das einfach nicht wahr!) Kollege Jung, Sie sind ärger als Gudenus. Vielleicht kommen Sie einmal runter.

Ich möchte ein Thema ansprechen, das in den Berichten nicht vorkommt und von dem ich weiß, dass es auch nicht in Ihre Zuständigkeit fällt. Aber SozialarbeiterInnen und Menschen, die beispielsweise in der Parkbetreuung arbeiten, wissen, dass immer mehr junge Erwachsene über 18 Jahren, die aus all diesen Systemen herausfallen, in denen sie bisher betreut wurden – also in der Parkbetreuung und, und, und –, irgendwie steigende Probleme haben, dass ihre Situation prekärer wird, natürlich durch die Arbeitsmarktsituation, aber auch durch ihre Sozialsituation. Hier funktionieren die Betreuungssysteme, die wir haben, nicht mehr, und wir sollten uns überlegen, wie wir mit jungen Erwachsenen ab 18 bis 25, für die offensichtlich nicht wirklich irgendwer zuständig ist, sich das anzuhören, umgehen. Auch in den Jugendzentren geht es eher nicht mehr darum, das Zusammenleben unter Jugendlichen zu besprechen und zu erarbeiten, sondern es kommen immer wieder auch konkrete Anfragen, wie komme ich zu einem Job, wie kann ich mir eine eigene Wohnung leisten und, und, und. Hier bräuchte es offensichtlich ein System, um auch die jungen Erwachsenen zu stärken und ihnen mehr anzubieten als das, was es jetzt gibt, denn die Jugendwohlfahrt oder auch Jugendzentren oder Ähnliches sind es nicht mehr.

Ich glaube, dass wir uns überlegen sollten, ob wir junge Menschen, junge Erwachsene wirklich so alleine lassen sollten, bis sie dann halt als Erwachsene gelten, ob wir sie nicht auch unterstützen sollten. Das ist auch jene Gruppe von Menschen, denen nachgesagt wird, sie wählen alle Rechts. 

Ich glaube, dass wir hier einen Nachholbedarf haben. Man sollte sich meiner Meinung nach die Situation dieser jungen Erwachsenen einmal genau anschauen, um zu sehen, wo die Problemlagen sind, wo man anknüpfen könnte, und es geht darum, ein Unterstützungssystem oder ein Beratungssystem anzusiedeln. Es kann nicht nur das Jugend-AMS sein, sondern es braucht da meiner Meinung nach mehr. 

Ich möchte mich noch einmal für diesen Bericht bedanken und bin schon gespannt auf den nächsten Bericht. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Marianne Klicka: Eine weitere Wortmeldung liegt mir von der Frau Abg Mag Anger-Koch vor. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren von der Jugend- und Kinderanwaltschaft! 

Auch im Namen der ÖVP wollen wir uns herzlich für Ihren Bericht, Ihre Leistungen und Ihre Arbeit bedanken. Es ist ein sehr umfangreicher Bericht, aus dem wir ersehen, dass es immer noch Baustellen in dieser Stadt gibt, die Sie auch sehr gut beleuchten, und dass es doch wichtig ist, diese Themen so schnell wie möglich aufzugreifen, gerade was den Bereich der Gewalt untereinander und der Gewalt innerhalb der Familie angeht. 

Sie haben sehr gut beschrieben, dass die Zahlen und Meldungen erschreckend hoch sind und weiter im Steigen sind. Mit dem gesellschaftlichen Wandel, der auch in Wien passiert, mit den oft harten Bedingungen, die im persönlichen und wirtschaftlichen Leben der Betroffenen liegen – etwa die Angst, den Job zu verlieren –, können viele Familien und gerade auch Erwachsene nicht umgehen. Dann kommen oft noch ein instabiles Familienverhältnis und Zukunftsängste dazu, was dann für die Erwachsenen einen erhöhten Stressfaktor ergibt, wodurch es dann eben zu diesen Vernachlässigungen kommt. Gerade bei den Vernachlässigungen von Kindern sind die Zahlen in den letzten Jahren in die Höhe geschnellt, genauso auch im Bereich der körperlichen Misshandlungen, was ja auch in Ihrem Bericht steht. Hier muss schnellsten gegengesteuert werden.

Und es ist die Stadtregierung ja auch gefordert, hier Maßnahmen für den Schutz der Kinder zu schaffen. 

Wie Sie auch in Ihrem Bericht eruieren, ist es eben so, dass gerade in der Jugendwohlfahrt – wir haben es ohnedies in der Budgetdebatte angeschnitten, und meine Kollegin Smolik hat es gerade auch noch einmal angeschnitten - personelle und finanzielle Ressourcen fehlen, und diese eigentlich schnellstens zur Verfügung gestellt werden sollen, eben weil der direkte Kontakt zu den Familien gerade in diesem Bereich sehr wichtig ist, und es sollte eigentlich vermieden werden, dass Eltern erst im letzten Schritt ihrer Überforderung und in ihrer Krisensituation den Weg zum Jugendamt und zur Jugendwohlfahrt suchen. 

Weiters, was Sie auch in Ihrem Bericht erwähnen, müssen auf alle Fälle mehr Angebote für Prävention und prophylaktische Arbeit angeboten werden und was, glaube ich, auch wichtig wäre in der Jugendwohlfahrt, ist, dass externe Experten die wissenschaftliche Begleitung durchführen. 

Worüber ich mich sehr gefreut habe, ist, dass es durch die Initiative der ÖVP gelungen ist, im Jugendschutzgesetz eine Novellierung gerade in der Kennzeichnung bei den Computerspielen eine Klarheit zu schaffen, wie Sie auch im Bericht schreiben, und dass wir da in Wien eine Vorreiterrolle eingenommen haben. Das freut mich wirklich sehr, vor allen Dingen, weil sich auch unser Kollege Dr Wolf da sehr bemüht hat, und da muss ich wirklich dankbar sein, dass Sie das auch so positiv in Ihrem Bericht erwähnt haben. 

Ich denke, es ist wichtig, dass Sie weiterhin eine tolle Arbeit leisten, dass Sie uns da auch diese Berichte schreiben, denn das Wichtigste ist, dass wir für die Kinder in dieser Stadt um ihre Zukunft kämpfen, und ich möchte mich bei allen Beteiligten bedanken. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Abg Tanja Wehsely, ich ersuche sie. 

Abg Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Zur Initiative der ÖVP komme ich dann später, aber es ist lustig. 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! (Heiterkeit im Saal, die Rednerin wendet sich um.) Herr Präsident, wo ist die Frau Präsidentin? Jetzt habe ich mich schon gefreut. Aber ich freue mich umso mehr, Herr Präsident. – Danke für das schöne Abzeichen. (Heiterkeit im Saal.) 
Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Es freut mich auch. 

Abg Mag (FH) Tanja Wehsely (fortsetzend): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Kinder- und Jugendanwältin Monika Pinterits! Sehr geehrter Kinder- und Jugendanwalt Toni Schmid! 

Ich darf euch auch nochmals seitens unserer Fraktion ganz herzlich zu eurer Wiederbestellung gratulieren, sehr herzlich das dritte Mal und das vierte Mal. Gott sei Dank habe ich mich vorher genau erkundigt, weil ich hätte ja beide zum dritten Mal zur Bestellung gratuliert, aber der Kinder- und Jugendanwalt Dr Anton Schmid ist es schon das vierte Mal. Wirklich herzliche Gratulation. 

Ich möchte betonen, dass wir mit euch auf ein bewährtes Team setzen und das ist sicherlich auch gerade in diesem Bereich der komplexen Netzwerkarbeit, wie ihr sie betreibt, sehr wichtig. Ihr nehmt eure zentrale Aufgabe, nämlich unverbrüchlich auf Seiten der Kinder und Jugendlichen zu stehen, sehr ernst, und auch dafür ist euch ganz herzlich zu danken. 

Kinder und Jugendliche haben Rechte, haben Pflichten, haben aber natürlich und unbedingt auch Rechte, und es ist immer wichtig, darauf hinzuweisen und darauf aufmerksam zu machen, und unermüdlich tut ihr das. 

Kinder und Jugendliche ernst zu nehmen, sie zu respektieren, sie zu achten, muss ein ganz zentrales Anliegen jeder Gesellschaft sein, unserer Gesellschaft sein, ist ein ganz zentrales Anliegen der Stadt Wien. Wir arbeiten sehr hart daran, Kindern und Jugendlichen in dieser Stadt Chancen und Perspektiven zu bieten und ihr passt auch darauf auf, dass da wirklich – jetzt salopp gesagt – was weitergeht. Wir arbeiten sehr hart daran, Kindern und Jugendlichen Rahmenbedingungen zu bieten, in denen Beteiligung an diesem stadtpolitischen Geschehen, wie ihr das nennt, auch möglich ist, wo es erprobt werden kann und es ist ganz wichtig, dass ihr diese Vorhaben auch immer unterstützt. 

Gemeinsam mit der Jugendwohlfahrt, gemeinsam mit der außerschulischen Jugendarbeit, auch gemeinsam mit LehrerInnen, mit Schulen, mit PädagogInnen, SozialarbeiterInnen, mischt ihr euch ein, wenn es um die Interessen von Kindern und Jugendlichen geht. Das ist ganz wichtig, und nicht zuletzt, und neben vielen Aufgaben, die ihr zu erfüllen habt, seid ihr auch gefragte Expertinnen und Experten, wenn es um Stellungnahmen zu Gesetzesvorlagen geht. Das ist gut so, wir wissen auch, dass ihr gehört werdet, das macht uns auch durchaus stolz und wir sind dankbar dafür. 

Es ist wichtig, dass es euch gibt. Es ist wichtig, dass es euch weisungsfrei gibt und dass ihr zur besonderen Wahrung der Interessen von Kindern und Jugendlichen da seid und euren Mann und eure Frau stellt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich glaube, dass nur derjenige, der die Arbeit kennt, die Kinderarbeit, die Jugendarbeit, die Arbeit der JugendanwältInnen und der KinderanwältInnen, auch weiß, dass es schon so ist, dass nur bei jahrelanger und ganz konzentrierter und vernetzter Arbeit mit der Stadt, mit den Einrichtungen der Stadt, mit den NGOs, mit der Verwaltung, natürlich auch mit der Politik substanzielle Verbesserungen erreicht werden können. Dazu braucht man einen langen Atem, dazu braucht man gute Strukturiertheit, eine sehr gute Vernetzung, man muss die Player alle kennen. Ihr tut das, ihr seid ein ganz wichtiger Teil dieser Kinder- und Jugendlobby in unserer Stadt. 

Große Themen verlangen, wie gesagt, Ausdauer, Verstand und Herz und ich glaube, genau diese Ausdauer, diesen Verstand und dieses Herz für Kinder- und Jugendanliegen habt ihr.

Nun zum Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft 2008: Ich habe exemplarisch ein paar Themen herausgegriffen wie das jugendgerechte Planen und Bauen, den Jugendschutz, die Novelle der PC-Spiele, genauso wie die Kollegin, und das Medienthema Jugendgewalt. Also, es deckt sich das ja da ein bisschen auch mit den Kollegen, was die Themen betrifft. 

Warum habe ich sie gewählt? Weil sie aufzeigen, mit welchem Selbstverständnis und mit welcher ausgeprägten Netzwerkarbeit die Kinder- und Jugendanwaltschaft auch operiert. 

Es wurde von den Vorrednerinnen und von Vorrednern mehrfach angesprochen, dass auch genau dieses übergreifende vernetzte Arbeiten ganz besonders wichtig ist in der Arbeit der Kinder- und Jugendlobby in dieser Stadt. 

Beim jugendgerechten Planen und Bauen, das ist ein ganz besonders gutes Exemplum, weil es tatsächlich auch zu einer Novellierung der Wiener Bauordnung geführt hat, nämlich ein angestrengtes Arbeiten über viele Jahre hinweg, wo auch massiv die Kinder- und Jugendanwaltschaft daran beteiligt war. Die Jugendarbeit selbst, das Landesjugendreferat, die MA 13, die MA 18, Baupolizei, also viele Stellen dieser Stadt, die sich bemüht haben, wie Ansprüche von Kindern, aber insbesondere hier von Jugendlichen, auch in der Bauordnung gesichert werden können. Wir haben es schon oft diskutiert, am Platz, am Freiraum in einer Großstadt, natürlich auch wie Wien, daran mangelt es auch immer wieder, das ist keine Frage. Es ist eine Großstadt, es ist dicht verbaut, wie können wir also Flächen auch für Jugendliche in diesem Wohnraum, in dieser Stadt, sichern. Und es wurde hier hervorragend interdisziplinär gearbeitet, es wurde forschungsforciert gearbeitet, indem wir uns mit der Wohnbauforschung zusammengetan haben und die Qualität herausgestrichen haben, die eine Flächensicherung für Kinder und Jugendliche im Wiener Wohnbau bedeuten könnte. 

Die Anregungen dieser interdisziplinären Gruppe, an der auch der Kinder- und Jugendanwalt, insbesondere Toni Schmid, beteiligt war, sind auch Grundlagen geworden, die zum Beispiel in den STEP 05 eingeflossen sind unter dem Motto: „Mehr Platz für die Kinder und Jugendlichen.“ 

Wir haben also die Novellierung der Wiener Bauordnung erreicht, erstmalig mit der Anspruchsgruppe Jugend. Wir müssen noch viel daran weiterarbeiten, und das tun wir auch, wiederum vernetzt. Es wird darum gehen, die Spielplatzverordnung so zu gestalten, dass sie eben auch Jugendlichen gerecht wird. Und ganz besonders wichtig ist, auch in dieser gemeinschaftlichen Arbeit zu schauen, wie kann dann aber auch das Recht auf Mitgestaltung den Jugendlichen selber gewährt werden. Da werden ganz verschiedene Modelle angedacht, Kooperationen mit Wohnbauträgern, et cetera, wo jugendgerechtes Planen und Bauen Wirklichkeit werden kann in dieser Stadt, ein ganz besonders gutes Beispiel für vernetztes Arbeiten. 

Zum Jugendschutzgesetz und der Novelle der PC-Spiele: Ich wollte das sehr gerne herausstreichen als gutes gemeinschaftliches Projekt, das wir als alle in diesem Hohen Haus vertretenen Parteien gemeinsam geleistet haben, insbesondere war Kollege Wutzlhofer bei dieser Novelle engagiert, die am 11.4.08 in Kraft getreten ist. Computer, Internet, so genannte neue Medien sind ja, wie alle wissen, im Leben unserer Kinder und Jugendlichen ganz alltäglich vertreten, daher ist es ganz besonders wichtig, bei diesem Thema sensibel vorzugehen, aber gleichzeitig offen zu bleiben. 

Aber was heißt das? Jetzt muss ich ehrlich sagen, wenn ich mich erinnern kann an die Genese dieses gemeinsamen Prozesses, der gut geendet hat, dann war da eher ein Totalverbot der Killer-Spiele - wenn ich mich da richtig erinnere - von ÖVP-Seite vorgesehen, aber es kann ja auch sein, dass ich mich täusche. Es ist uns aber, wie gesagt, und das wollte ich herausstreichen und mich auch noch einmal dafür bedanken, gemeinsam gelungen, die nicht einfache Gratwanderung zwischen dem Totalverbot und einer vollkommenen Freigabe zu erreichen. Man kann sich da durchaus der Kinder‑ und Jugendanwaltschaft anschließen denke, ich mir, die in ihrem Bericht geschrieben hat, wir haben hier gemeinsam und als Stadt Wien durchaus Weitblick gezeigt, dieses Gesetz so auszuarbeiten und gemeinsam zu beschließen. 

Bei dem Medienthema Jugendgewalt bin ich insbesondere dankbar, dass es angesprochen und ausgeführt wird, auch in seiner ganzen Vollständigkeit. Es ist sehr interessant, nachzulesen für die, die es noch nicht gemacht haben; die Berichte liegen ja vor. Ich denke mir auch, dass eine intensive außerschulische Jugendarbeitprävention für alle Altersstufen in Wien und ein vernetztes Arbeiten sehr richtig ist und der Wiener Weg ist, wie für Kinder und Jugendlich gearbeitet wird. 

Ich darf zu diesem Zwecke aus dem Bericht auch kurz zitieren: „Besonders schmerzt diese mediale Jugendverteufelung in Wien, einer Stadt mit großer Tradition und Gegenwart, was innovative Jugendarbeit, Jugendpsychologie, Jugendpsychiatrie und Jugendwohlfahrt betrifft, aber im Zeitalter der medialen Globalisierung machen diese Meldungen und Hiobsbotschaften von selbsternannten JugendspezialistInnen aus Politik und Medien natürlich auch vor den Toren Wiens nicht halt. Ja, im Gegenteil, Forderungen nach mehr Zucht und Ordnung werden medial ausgeweidet und verbreiten sich rasch in Österreich und ganz Europa. Eine verstärkte Information über die Vorteile und Erfolge dieses Wiener Weges stellen für die Zukunft eine große Herausforderung dar.“ Das stimmt, da müssen wir besser werden, das ist ähnlich wie wir es besprochen haben bei der Gewalt an Kindern oder auch beim öffentlichen Auftreten gegenüber Kindern und Jugendlichen, da müssen wir uns noch mehr einsetzen, die Leute aufzuklären. Wir brauchen eine gemeinschaftliche Anstrengung für mehr Respekt und mehr Akzeptanz für Kinder und Jugendliche, die nun mal so sind, wie sie sind, und wie wir das auch in unserer Kampagne für die Kinder gehabt haben. Es ist gut so. 

Ein Beispiel gab es erst kürzlich - wenn wir eben über dieses Medienthema Jugendgewalt sprechen -, und ich habe es auch schon vor zwei Tagen erwähnt, nämlich der wahnsinnige Medien-High-Noon um die Schule in Simmering. Sie erinnern sich, dass dort, sicherlich zu verurteilen, ein blöder Bub mit einem Pfefferspray am Klo hantiert hat. Ich weiß nicht, wer von Ihnen diese Schule am Enkplatz in Simmering kennt, ich kenne sie, es ist eine hervorragende Schule mit sehr vielen innovativen Projekten. Ich weiß aus eigener Erfahrung, dass auch besonders die Schülerinnen und Schüler des Enkplatzes immer besonders engagiert waren in den Jugend‑ und Schülerparlamenten, ich habe sie ja selber lange Zeit moderiert. Der Enkplatz hat es sozusagen nicht verdient, an diesem einen tragischen Beispiel gemessen zu werden, aber es sind sofort die großen Kaliber aufgefahren worden und man hat mit Kanonen auf Spatzen geschossen. Das finde ich, wie schon erwähnt und wie schon gesagt, nicht richtig. Ich glaube, nicht Law-and-order ist hier angesagt und sich auf die Kinder zu stürzen, auf die Jugendlichen und deren Eltern, um das alles aufzublasen, sondern an Prävention zu arbeiten mit den Jugendlichen und den Kindern, sozusagen ihre Handlungen zu reflektieren, zu besprechen, zu analysieren und sie so dazu zu bringen, auch so was nicht mehr zu tun. Das ist der richtige Weg, den wir aber auch in den Schulen oder auch in der Jugendarbeit in Wien gehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist, wie gesagt, schon sehr schade, wenn dann Kölner und andere Modelle strapaziert werden, wie man mit diesen Jugendlichen umzugehen hätte, die da so samt und sonders kriminell werden. Also, ich habe Sie auch schon daran erinnert, und das war ja dann meine Quizfrage, wer hat denn diesen gut vernetzten Jugendgerichtshof in Wien abgeschafft? Also, wir wissen ja die Antwort, Sie können sie auch selbst beantworten, es war natürlich Schwarz-Blau. Sie haben den erfolgreichen Wiener Jugendgerichtshof mit der Jugendgerichtshilfe in guter, vernetzter Arbeit mit den Einrichtungen der Stadt aufgelöst, nur um jetzt ein Modell zu fordern, das halb so gut ist wie das, was wir mit diesem sehr innovativen Jugendgerichtshof in Wien hatten. 

Ich möchte mich auch noch einmal grundsätzlich für den umfassenden, sehr interessanten, informativen Bericht bedanken. Es sind viele Anregungen drinnen, auch im Hinblick auf die Legislaturperiode, die jetzt im Bund und auch in Wien läuft. Es sind sicher ganz viele Themen darunter, die man ernsthaft diskutieren muss, mit denen man sich auseinandersetzen muss, viele, wo ich auf jeden Fall beipflichten kann und wir sicherlich bereit stehen, darüber zu diskutieren und Verbesserungen für Kinder und Jugendliche in Wien weiter voranzutreiben. Im Übrigen sind wir natürlich der Meinung, dass die Kinderrechte in die Verfassung gehören und ich freue mich ganz besonders, dass die Brigittenau der erste Bezirk in Österreich ist, der einen Platz der Kinderrechte hat. In diesem Sinne auf weitere sehr gute Zusammenarbeit und eure hilfreichen Ermahnungen. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Prof Harry Kopietz: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet hat sich Frau Abg Jerusalem. Ich erteile es ihr. 

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Der Bericht der Kinder‑ und Jugendanwaltschaft gehört zum Besten, was Wien zu bieten hat und ich freue mich immer, ihn lesen zu dürfen. (Beifall bei den GRÜNEN und von Abg Dr Elisabeth Vitouch.) 

Ich möchte eingangs, vielleicht auch, weil es noch niemand von meinen Vorrednerinnen und Vorrednern getan hat, auf das hohe Dreigestirn der griechischen Philosophie hinweisen, das sich ja, so wie die Zeitungen das auch heute tun, über die damals heutige Jugend geäußert hat, und da heißt es bei Aristoteles, und ich glaube, die FPÖ wird sich gleich sehr freuen: „Unsere Jugend ist so unerträglich, unverantwortlich und entsetzlich anzusehen.“ (Heiterkeit im Saal.) Dann heißt es bei Sokrates: „Die Jugend hat schlechte Manieren, verachtet die Autorität, hat keinen Respekt vor älteren Leuten, sie widerspricht ihren Eltern, schwadroniert in der Gesellschaft, verschlingt bei Tisch die Süßspeisen, legt die Beine übereinander und tyrannisiert ihre Lehrer.“, soweit Sokrates. Und Platon wollte sich dann nicht zurückhalten und hat gemeint: „Die Schüler achten Lehrer und Erzieher gering, überhaupt die Jüngeren stellen sich den Älteren gleich und treten gegen sie auf in Wort und Tat.“ Ich denke mir, ganz viel hat sich nicht geändert, weil jetzt lauten die Titel halt: „Die Jugend wird immer krimineller und gewalttätiger.“ Und eigentlich gibt es wirklich nichts Blöderes, als immer zu sagen, die Jugend ist gewalttätig oder die Jugend wird immer krimineller oder so. Wir sagen ja auch nicht, die Erwachsenen werden immer gewalttätiger oder so. Stimmt wahrscheinlich auch. 

Das Interessante, was mir komischerweise an dem Bericht wirklich besonders gut gefallen hat, obwohl ich zugebe, dass es wahrscheinlich nur eine Randgeschichte ist, das ist diese Akustik-Seite, die mich immer wieder fasziniert, diese Akustikwaffe, eine Waffe, eine Akustikwaffe als neue Art der Jugendvertreibung, weil schöner wäre es ja eigentlich, man würde ein Pfeiferl entwickeln für die Pro-Life-Leute am Fleischmarkt. Das wäre viel netter, aber so ein Pfeiferl ist ja leider noch nicht erfunden worden. Ich finde diese Akustikwaffe ganz grauslich, aber ich kann da Jugendlichen ja nie beistehen, weil ich höre es ja nicht. Also so, wie wir da sitzen, sind wir ja alle nicht mehr in dem Alter, um diese Akustikwaffe zu hören. 

Zwei Anmerkungen, die mir wichtig sind: Die eine, die Geschichte mit der Psychotherapie, dass es nämlich nicht möglich und nicht selbstverständlich ist, dass alle Kinder und Jugendlichen, die Psychotherapie brauchen, diese auch erhalten, und dass das teilweise aus Spendengeldern finanziert werden muss. Das halte ich für einen echten Skandal und hoffe sehr, dass sich in diesem Punkt irgendwann etwas ändern wird. 

Mein besonderer Dank, weil ich will es auch kurz machen, gilt den Kinder- und Jugendanwälten dafür, dass sie auf die Situation von unbegleiteten minderjährigen Kindern und Jugendlichen hinweisen und auch hier auf die Rechte dieser Unter-18-Jährigen oder bis 18-Jährigen pochen. Auch hier hoffe ich, dass sich die Kinder- und Jugendanwälte durchsetzen und zu Wort melden, wenn es um diese Gruppe in der Bevölkerung geht, wo es ja in Wien nicht gelingt, für diese 102 den hohen Tagsatz zu erkämpfen, der für österreichische Jugendliche selbstverständlich ist. Das wollte ich nur anmerken. 

Und jetzt möchte ich, weil es einfach eine aktuelle Geschichte ist und eine sehr heikle Geschichte dazu, auf die Vorfälle Bezug nehmen, die sich rund um die Gedenkfahrt der Schule Albertgasse nach Auschwitz ereignet haben. Ich habe, glaube ich behaupten zu können, alles gelesen, was dazu in der Zeitung gestanden ist, ich habe, so glaube ich, ziemlich alle Stellungnahmen der Lehrerinnen und Lehrer gelesen, ich habe den Bericht des Vereins Mora gelesen und ich habe vor mir den abschließenden Bericht von Mag Wolfgang Wurm liegen, seines Zeichens Landesschulinspektor, der den Auftrag hatte, diese Sache, die medial sehr lästig wurde, zu einem Ende zu bringen. 

Das alles gelesen habend und mit einigen Leuten gesprochen habend, muss ich sagen, ich weiß nicht, was dort vorgefallen ist. Und ich kann nur sagen, in dem Bericht des Landesschulinspektors steht - obwohl dann in der Öffentlichkeit eine andere Darstellung erfolgt ist - nichts drinnen, wo man sagen muss, diese Jugendlichen sind Antisemiten und Nazis, und diese Schule gehört abgestempelt. Diesbezüglich steht da nichts drinnen. Im Endeffekt ist aber herausgekommen, dass ein Schüler der Schule verwiesen wurde - was die Sache sicher nicht besser macht, keinen Konflikt löst und kein Problem bereinigt - und es haben vier, zunächst sollten es fünf sein, vier Schüler eine Rüge erhalten, wo meiner Meinung nach nach wie vor nicht ganz klar ist, wofür, aber wo man jedenfalls sagen muss, die Schüler hatten nicht die Möglichkeit, angehört zu werden, sich zu rechtfertigen und die Dinge klarzustellen, und die betroffenen Eltern auch nicht, jedenfalls nicht alle, obwohl man eindeutig feststellen muss, dass das nicht der Gesetzeslage entspricht, weil das Schulunterrichtsgesetz ja sehr klar sagt, welche Rechte die betroffenen Schülerinnen und Schüler und die betroffenen Erziehungsberechtigten in dieser Sache haben. 

Es handelt sich hier um eine sehr heikle Angelegenheit, denn immerhin geht es um den Unterschied, ob die Jugendlichen antisemitische Äußerungen gemacht haben, ja oder nein, ob sie es auch so gemeint haben oder was dahintersteckt, oder wie die Sachlage tatsächlich liegt. Aber meiner Meinung nach wurde diese Sache, um die Medien und auch die Öffentlichkeit zu beruhigen, auf eine Art und Weise planiert und schubladisiert, die jedenfalls nicht zu einer Klärung der Dinge geführt hat. Und diese Klärung der Dinge haben sich alle Seiten, egal welche, alle Seiten haben sich eine Klärung der Dinge verdient und in jedem Fall sollte eine Konfliktbearbeitung auch jetzt noch stattfinden. Die Dinge können nicht so im Raum stehenbleiben, wie das jetzt gemacht wurde. 

Meiner Meinung nach müsste jetzt ein nächster Schritt erfolgen, der zur Klärung beiträgt und meiner Meinung nach sollte man auch zum Beispiel den Verein Transzent damit beauftragen, diesen Konflikt zu bearbeiten und in eine ganz konkrete Friedens- und Entwicklungsarbeit einzutreten. Dazu müssen auch alle Seiten bereit sein. Aber ich denke, das wäre wichtig, weil es geht immer auch um die Gegenwart und um die Art und Weise, wie wir mit der Gegenwart umgehen, mit den Jugendlichen umgehen, mit dem Verein Mora umgehen, mit den LehrerInnen umgehen und mit der Schule umgehen. 

Niemand hat es sich verdient, dass die Dinge irgendwie und sonstwie behandelt und schubladisiert werden. Ich sage es auch hier, und die Betreffenden werden auch einen Brief von mir bekommen, ich bin gerne bereit, eine Mitarbeiterin, Mitarbeiter des Vereins Transzent zur Verfügung zu stellen und das auch zu bezahlen. Mir ist es wichtig, dass diese Dinge aufgeklärt werden und ich denke mir, das wäre auch im dem Sinne, in dem dieser Bericht geschrieben ist, weil auch da geht es immer um Wahrheit und Aufklärung und darum, dass man den Dingen irgendwie Gerechtigkeit widerfahren lässt. 

Ich habe mir lange überlegt, ob ich mich überhaupt zur Albertgasse äußern soll, aber ich denke mir doch, dass das alle Beteiligten verdienen, dass auch von diesem Platz her verlangt wird, dass die Dinge aufgeklärt und klargestellt werden. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Frage an die Jugendanwälte? - Es ist keine Wortmeldung gewünscht. Dann ist niemand mehr zu Wort gemeldet. Die Debatte ist geschlossen und ich erteile dem Berichterstatter das Schlusswort. Bitte, Herr Stadtrat! 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kinder- und Jugendanwälte! 

Zunächst herzlichen Dank für viele der angesprochenen Punkte und auch für die Anregungen in der Debatte. Ich denke, dass der Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft, der in den vergangenen Jahren immer wieder eine wichtige Grundlage für wichtige weitere und nächste Schritte war, und insofern freue ich mich schon auf die Berichte, die in der nächsten Periode hier folgen werden. Und noch einmal mehr von meiner Seite ein herzliches Dankeschön. 

Ich möchte nur in einer Sache noch zwei kurze Anmerkungen machen: Einerseits zum Kollegen Gudenus und seiner Anmerkung die Zwangsheirat betreffend. Der Ordnung halber möchte ich schon sagen, worum es tatsächlich gegangen ist. Es ist nicht um eine Diskussion des Themas gegangen, und das wurde auch sehr deutlich seitens des Kinder- und Jugendanwaltes hervorgehoben, sondern um den Umgang mit einem Thema. Und wenn hier ein Thema, das in dem Bericht auftaucht, hier oder in verschiedenen anderen Kreisen inhaltlich diskutiert wird, wie wir das ja in den entsprechenden Plattformen tun, durch öffentliche Stellungnahmen oder auch durch öffentliche Informationsarbeit, so ist das das eine. Wenn aber ein Thema dazu benutzt wird, um es generalisierend einzusetzen und letztendlich Menschengruppen auszugrenzen, dann verstehe ich, dass man anscheinend irgendwann einmal ein Problem hat, Dinge in diesem Kreis zu diskutieren, sowie ich es verstehen kann, dass man endlich einmal auch vielleicht mit Ihrer Fraktion solche Themen wirklich inhaltlich diskutieren möchte, ohne dass daraus wieder eine Generalisierung wird und das wieder zum Anlass genommen wird, um zu hetzen, wieder zum Anlass genommen wird, um auszugrenzen, und ich kann ich diesen Zugang der Kinder- und Jugendanwälte durchaus verstehen, dass sie sagen, dann sparen wir uns halt das eine oder andere Thema, denn wenn man es ohnedies nicht seriös diskutieren kann, dann braucht man darüber letztendlich nicht reden. 

Zweiter Bereich, den ich kurz ansprechen möchte: Ja, ich gebe Kollegin Jerusalem recht, es handelt sich bei derartigen Themen, die sie angesprochen hat, gerade auch angesichts der durchaus bekannten Initiativen, die gerade auf Seiten dieser Schule immer wieder im Bereich Antifaschismus gesetzt werden, tatsächlich um ein sehr sensibles Thema, wo ich mir auch gewünscht hätte - vor allem in der öffentlichen medialen Darstellung - etwas weniger Aufgeregtheit, auch etwas weniger an Zu- und Zwischenrufen, die die ganze Zeit gekommen sind. Man muss sich solche Dinge sehr sorgfältig ansehen, ich möchte aber auch sagen, dass es durchaus auch völlig andere, und wenn sie den Bericht kennen, durchaus andere Hinweispunkte gegeben hat, die hier zu einer entsprechenden Handlung geführt haben, die ich als solche nicht beurteilen kann, aber ich gebe Ihnen durchaus recht, vielleicht wäre das ein interessanter Zugang für uns alle. Bei solchen Themen wie bei vielen anderen - und da zählt auch das Thema Jugendgewalt dazu - wäre eine etwas unaufgeregtere Diskussion in der Öffentlichkeit manchmal im Interesse der Kinder und Jugendlichen, im Interesse auch einer seriösen Prüfung, im Interesse auch eines wirklichen Aufarbeitens durchaus hilfreich, so wie das letztendlich auch der Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft immer tut, nämlich Probleme anzusprechen, Lösungen anzubieten, letztendlich aufzuzeigen, wo Handlungsbedarf besteht, aber auch aufzuzeigen, wo wichtige und richtige Handlungsweisen und Handlungen seitens dieses Hauses gesetzt wurden. 

Insofern einmal mehr ein herzliches Dankeschön an euch für eure Arbeit. Ein herzliches Dankeschön für die engagierten Diskussionen, und ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Tätigkeitsbericht 2007/2008 der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest, und dieser ist somit beschlossen. 

Ich bedanke mich bei der Jugendanwältin und beim Jugendanwalt für ihre Tätigkeit, für das Kommen und wünsche einen etwas stressfreien Sommer. 

Wir kommen zur Postnummer 16. Diese betrifft eine Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG über die Einführung der halbtägig kostenlosen und verpflichtenden frühen Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen. Ich bitte den Herrn Berichterstatter Amtsf StR Oxonitsch, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter Amtsf StR Christian Oxonitsch: Wir haben dieses Thema ja durchaus in den vergangenen Tagen bereits diskutiert. Umso wichtiger war es, dass es in der Früh in der Fragestunde diese Frage gegeben hat, so habe ich wenigstens noch die Möglichkeit gehabt, dieses Haus über die weitere Vorgehensweise zu informieren. Ich bitte schlicht und ergreifend um Zustimmung zu dieser 15a-Vereinbarung. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Da sich niemand zum Wort gemeldet hat, kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmenmehrheit so beschlossen. Mit Stimmen der ÖVP, der SPÖ und der Grünen. 

Postnummer 13 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden in Wien. Die Berichterstatterin hiezu ist Frau Amtsf StRin Ulli Sima und ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zur vorliegenden Gesetzesvorlage. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Kato. Ich erteile es ihr. 

Abg Mag Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Stadträtin! Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Herzlichen Dank an alle Klubs für die Gelegenheit, dass ich jetzt hier noch sprechen kann, es könnte nicht passender sein. Wir diskutieren und beschließen heute ein Gesetz, dessen Ziel es ist, auf Grundlage des Verursacherprinzips Maßnahmen zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden in Wien zu schaffen und zu setzen. Ich möchte das zum Anlass nehmen, gemeinsam mit meiner Fraktionskollegin Sylvia Rubik und meiner Kollegin Claudia Smolik von den Grünen, Veronika Matiasek von der FPÖ und meinem Kollegen Roman Stiftner von der ÖVP einen Antrag zum Thema „Schutz der heimischen Landwirtschaft vor Klonfleisch“ einzubringen. 

Die meisten von Ihnen haben die Medienberichte der letzten Tage mitbekommen aus Anlass des Landwirtschaftsministerrates am vergangenen Montag, wo es zu einer Kennzeichnungsbestimmung für Klonfleisch gekommen ist - das ist an sich nichts Übles, es insinuiert natürlich nur eines, und daraufhin zielt auch dieser Vier-Parteien-Antrag ab, dass Klonfleisch auch sozusagen ein Thema innerhalb der Europäischen Union wird. 

Wir sind der Meinung, dass gerade die österreichische Landwirtschaft einen besonderen Schutz verdient. Wir haben uns innerhalb der letzten Jahrzehnte mühsam nach diversen Skandalen wirklich den Top-Platz innerhalb der Europäischen Union erarbeitet, wir sind so etwas wie der Feinkostladen Europas geworden. Sie alle wissen, das Thema Bio, Landwirtschaft und Biolebensmittel ist mir ein besonderes Anliegen und wir, alle UnterzeichnerInnen dieses Antrags, meinen daher, dass wir diese Maßnahme sozusagen nicht brauchen. Ich merke gerade, den unterschriebenen Antrag habe ich in der Bank liegen lassen, (Eine Klubmitarbeiterin kommt zum Rednerpult und übergibt der Rednerin ein Papier.) Sylvia, danke vielmals. 

Ich bitte Sie daher um Zustimmung zu dem vorliegenden Antrag und auch um Zustimmung zum vorliegenden Gesetz und wünsche ansonsten noch einen schönen Tag. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Der Antrag hat genügend Unterstützung. Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen. Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage und ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Danke, das ist einstimmig angenommen. (Zwischenrufe der GRÜNEN: Nein, nein!) Nein, Entschuldigung, ohne die Stimmen der Grünen, also mehrstimmig, angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag und ich bitte jene Abgeordneten des Hauses, die diesem Antrag zustimmen, um Zustimmung mit der Hand. - Das ist nunmehr einstimmig so angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmenmehrheit gegen die Stimmen der Grünen angenommen und beschlossen. 

Postnummer 14 der Tagesordnung betrifft den Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses gemäß § 129b Abs 4 der Wiener Stadtverfassung über die Kontrolle der Bezüge von öffentlich Bediensteten, die zu Mitgliedern des Landtages gewählt wurden, für das Jahr 2009. Ich bitte den Berichterstatter, den Abg Dipl-Ing Al-Rawi, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 

Wie schon von Herrn Präsident eingangs erwähnt, geht es hier um die Vorlage des Berichtes des Unvereinbarkeitsausschusses für das Jahr 2009 an den Landtag. Konkret geht es um die Kontrolle der Bezüge öffentlich Bediensteter, die Mitglieder des Landtages sind. 

Zum Stichtag 20. April 2009 langten 20 Meldungen von Mitgliedern des Landtages ein, die öffentlich Bedienstete des Aktivstandes sind. Die Meldungen waren sowohl Außerdienststellungen als auch prozentuelle Dienstfreistellungen beziehungsweise Kürzungen der Bezüge. 

Der Unvereinbarkeitsausschuss hat in der Sitzung vom 25.5.2009 dies einstimmig zur Kenntnis genommen. Ich ersuche Sie ebenfalls um Zustimmung. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses an den Landtag für das Jahr 2009 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig beschlossen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 15 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Meldung gemäß Unvereinbarkeitsgesetz 1983 für die Wahlperiode 2005 bis 2010 hinsichtlich des Mitgliedes des Landtages, Herrn Abg Christian Deutsch. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, Herrn Abg Dipl-Ing Al-Rawi, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Danke, Herr Präsident. Hier geht’s auch konkret um Eigentum an Unternehmen oder um Arbeitsrechte sowie freiberufliche Tätigkeiten von Mitgliedern der Landesregierung beziehungsweise Betätigung von Mitgliedern das Landtages in der Privatwirtschaft. 

Hier haben wir ebenfalls in der Sitzung des Unvereinbarkeitsausschusses am 25. März 2009 dem einstimmig stattgegeben. 

Ich ersuche ebenfalls den Landtag, dem zu folgen und es auch zuzulassen. Danke.

Präsident Prof Harry Kopietz: Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem Antrag des Unvereinbarkeitsausschusses zustimmen wollen, die Hand zu erheben – Danke, das ist einstimmig und somit angenommen. 

Meine Damen und Herren Abgeordnete, wir sind damit am Ende unserer Tagesordnung angelangt. 

Ich wünsche Ihnen einen angenehmen Sommer, arbeitsreich sollte er trotzdem sein, um entsprechend auch unserem Auftrag für die Wienerinnen und Wiener tätig zu sein. 

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben werden. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluss um 15.41 Uhr.) 

